
Verteidiger der Demokratie
TERRORISMUS Debatte über Reaktion auf Reichsbürger-Razzia, harte Kritik an AfD

D
ie Pläne der mutmaßlichen
Terrorgruppe aus der
„Reichsbürger“-Szene hat-
ten es in sich: Einen Um-
sturz wollte die Gruppe
herbeiführen, ein „militäri-

scher Arm“ sollte die Absicherung überneh-
men. Dabei soll auch ein Angriff im Bun-
destag in Erwägung gezogen worden sein.
Verletze und Tote nahm man wohl in Kauf.
Für die Zeit nach dem Putsch hatte man
sich auch schon eine Art Kabinett überlegt.
An der Spitze ein Adliger als Staatsober-
haupt und unter anderem eine Berliner
Richterin und ehemalige AfD-Bundestagsab-
geordnete als Justizministerin. Die Über-
gangsregierung wollte dann auch gleich
Friedensverhandlungen mit den Alliierten
– man wähnt sich in der Szene noch im
Kriegszustand – aufnehmen, aber erstmal
nur mit Russland.
Das sind zumindest im Groben die Erkennt-
nisse und Verdachtsmomente, die Nachrich-
tendienste, Polizeibehörden und der Gene-
ralbundesanwalt in den vergangenen Mona-
ten gesammelt haben – und die vorvergan-
gene Woche zu einer der größten Anti-Ter-
ror-Razzien in der Geschichte der Bundesre-
publik führten: Mehr als 3.000 Polizisten
durchsuchten mehr als 150 Objekte und
nahmen 25 Verdächtige fest, zwei davon im
Ausland. Sie sind laut Bundesanwaltschaft
dringend tatverdächtig, Mitglieder einer ter-
roristischen Vereinigung zu sein oder diese
zu unterstützen – und sitzen allesamt in Un-
tersuchungs- beziehungsweise in Ausliefe-
rungshaft. Gegen weitere 29 Personen be-
steht zumindest ein Anfangsverdacht.

Neue Details Am Montag vergangener Wo-
che ließen sich der Rechts- und der Innen-
ausschuss in Sondersitzungen sowie das Par-
lamentarische Kontrollgremium über die Er-
mittlungen von Vertretern der Sicherheitsbe-
hörden informieren. Dabei kamen neue De-
tails ans Licht. So soll die Zahl der Mitwisser
über den Kreis der bisher Beschuldigten hi-
nausgehen. Mitglieder des Rechtsausschus-
ses berichteten nach der Sitzung, die Ermitt-
ler hätten eine dreistellige Zahl sogenannter
„Verschwiegenheitserklärungen“ mit Unter-
schrift von Menschen gefunden, die von der
Gruppe angesprochen worden seien. Die
Gruppe habe zudem bundesweit 286 „Hei-
matschutzkompanien“ bilden wollen. Diese
hätten nach Auskunft eines Vertreters der
Bundesanwaltschaft im Falle eines Umstur-
zes Menschen „festnehmen und exekutie-
ren“ sollen, sagte Clara Bünger (Linke).
Auch wenn es keinen Hinweis gebe, dass ein
versuchter Staatsstreich unmittelbar bevor-
gestanden habe, sei die Bedrohung hier we-

gen der hohen Gewaltbereitschaft der Betei-
ligten ernst zu nehmen, betonte der rechts-
politische Sprecher der Unionsfraktion,
Günter Krings (CDU), nach der Sitzung.
Erste politische Konsequenzen aus der
Reichsbürger-Razzia debattierten die Abge-
ordneten am Mittwoch in einer Aktuellen
Stunde. Bundesinnenminis-
terin Nancy Faeser (SPD) be-
kundete, Reichsbürger seien
viel zu lange unterschätzt
und als „harmlose Spinner“
abgetan worden (siehe Seiten
2 und 3). Da unter den Ver-
dächtigen auch aktive und
ehemalige Soldaten, Polizis-
ten und eine Richterin sind,
will Faeser Extremisten durch
eine Änderung im Diszipli-
narrecht schneller aus dem
Staatsdienst entfernen kön-
nen. „Es gibt keine Toleranz
für die Feinde der Republik“, sekundierte in
der Debatte der innenpolitische Sprecher
der SPD-Fraktion, Sebastian Hartmann.
Während diese Forderung unstrittig scheint,
stößt Faeser mit einem weiteren Vorschlag,
einer Verschärfung des Waffenrechts, auf
den Widerstand der FDP. Die Liberalen

dringen auf eine bessere personelle Ausstat-
tung der Behörden und eine konsequente
Anwendung der geltenden Regeln. Unter-
stützung erhielt Faeser in der Debatte von
Hessens Innenminister Peter Beuth (CDU).

Lob für Behörden Beuth lobte – wie die
Rednerinnen und Redner
fast aller anderen Fraktio-
nen – die Ermittlungen
und den Einsatz der Sicher-
heitsbehörden. Diese seien
ein „wichtiges Ausrufezei-
chen unserer wehrhaften
Demokratie“. Faeser lobte
Ermittler und Einsatzkräfte
ebenfalls mit deutlichen
Worten: „Sie haben unsere
Demokratie letzte Woche
verteidigt.“
Harte Kritik gab es in der
Aussprache an der Rolle

der AfD. Der Partei wurde fraktionsübergrei-
fend vorgeworfen, die Geschehnisse zu ver-
harmlosen. AfD-Chefin Alice Weidel sprach
am Dienstag beispielsweise von einem „Rol-
lator-Putsch“, Gottfried Curio am Mittwoch
von einem „Operetten-Putsch“, an dem nur
die „PR-Operation des Innenministeriums“

professionell gewesen sei. Gleichwohl sind
für Curio nach eigenem Bekunden gewalt-
bereite Reichsbürger „kriminelle Staatsfein-
de“. „Die Existenz und Arbeitsfähigkeit der
AfD“ sei „die beste Versicherung des Parla-
mentarismus gegen politische Bestrebun-
gen, die sich reichsbürgerhaft außerhalb des
demokratischen Systems stellen“, meinte
Curio. Er hob zudem die „auch nach der
letzten Woche“ aus seiner Sicht guten Um-
frageergebnisse der Partei hervor.
Die Grünen-Abgeordnete Irene Mihalic wie-
derum hielt der AfD vor, sie sei der „Brand-
beschleuniger dieser demokratiefeindlichen
Bewegungen, auch wenn Sie sich noch so
sehr bemühen, dass alles zu verharmlosen
und zu relativieren“. Sozialdemokrat Hart-
mann bezeichnete die AfD als „Feinde der
Demokratie“.
Katrin Helling-Plahr (FDP) ging auf die Rol-
le der ehemaligen AfD-Abgeordneten Birgit
Malsack-Winkemann bei den laut ihrer Dar-
stellung im Verdacht stehenden „konkreten
Vorbereitungen“, im Bundestag mit Waffen-
gewalt einen Machtwechsel zu erzwingen,
ein. „Birgit Malsack-Winkemann und ihre
Verbündeten wollten offenbar hier begin-
nen, die Demokratie zu beseitigen“, sagte
Helling-Plahr. Sören Christian Reimer T

Der mutmaßliche Rädelsführer der terroristischen Vereinigung, Heinrich XIII. Prinz Reuß, bei seiner Verhaftung Anfang Dezember im Frankfurter Westend © picture-alliance/dpa/Boris Roessler
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Gefährlicher
Wahnsinn

VON CHRISTIAN ZENTNER

Es hätte viele Themen gegeben, über die es
sich in dieser letzten Parlamentswoche des
Jahres gelohnt hätte, breiter zu berichten: Die
Energiepreisbremsen, den Europäischen Rat,
die Situation der Kinderkliniken oder beispiels-
weise Fragen der Nutztierhaltung in Deutsch-
land. Doch an einer mutmaßlich terroristischen
Vereinigung in der Reichsbürger-Szene, die als
Ziel wohl auch ein gewaltsames Eindringen in
den Deutschen Bundestag hatte, sind am Ende
auch wir mit dem Schwerpunktthema in dieser
Ausgabe nicht vorbeigekommen.
So absurd ein Putsch als übergreifender Tat-
plan auch klingen mag, so fremd die Spinne-
reien von Exilregierungen, Königreichen und
Verschwörungsmythen für wohl alle unsere
Leserinnen und Leser klingen, es war unser In-
terviewpartner auf Seite 2, Konstantin von
Notz (Grüne), der in der Debatte im Bundestag
eines deutlich machte: Bei Pilzsammlern sei
die Aussage „Kenne ich nicht, halte ich aber
für harmlos“ potenziell tödlich. Und der hessi-
sche Innenminister Peter Beuth (CDU) betonte
im Bundestag: „Auf dem Weg ihres Scheiterns
hätten sie schweren Schaden für unsere De-
mokratie anrichten können.“
Die größte Razzia in der Geschichte Deutsch-
lands ist ein beeindruckendes Zeichen dafür,
wie gut die föderale Zusammenarbeit der Poli-
zei über Landesgrenze hinweg funktionieren
kann. Gegen die Reichsbürgerszene hat eine
konzertierte Aktion schon einmal gut funktio-
niert: Im März 2020 gab es in zehn Bundeslän-
dern und mit 400 Einsatzkräften Razzien ge-
gen Reichsbürger. Innenminister Horst Seeho-
fer (CSU) verbot damals erstmals eine Grup-
pierung. Dessen Vorgänger wiederum hatte im
Bundestag schon im November 2016 die Be-
obachtung der Reichsbürger durch den Verfas-
sungsschutz verkündet. Der Rechtsstaat vertei-
digt seine Demokratie.
Innenministerin Nancy Faeser (SPD) will nun
weiter handeln und das Waffenrecht verschär-
fen. Sie dürfte jetzt ein politisches Momentum
auf ihrer Seite haben. Könnte sie es für eine
Gesetzesinitiative der Bundesregierung nut-
zen, wäre dies kein Verlust für die Sicherheit
im Land. In den Fokus könnten dann auch wie-
der andere Entscheidungen im Bundestag rü-
cken. Ein Blick auf die weiteren Seiten dieser
Ausgabe sei immer empfohlen, diesmal aber
in besonderer Weise. Auch dort wird beim Le-
sen deutlich: Die Demokratie funktioniert in
diesem Land.

»Es gibt
keine

Toleranz für
die Feinde

der
Republik.«

Sebastian Hartmann
(SPD)

KOPF DER WOCHE

Erste Frau
an der Spitze
Annemarie Renger Am 13. Dezember
1972 begann eine erfolgreiche Geschichte:
Der Bundestag wählte mit Annemarie Ren-

ger (SPD), weltweit
zum ersten Mal, ei-
ne Frau zur Parla-
mentspräsidentin.
Renger begann ihr
Berufsleben nach
1945 zunächst als
Privatsekretärin
des SPD-Vorsitzen-
den Kurt Schuma-
cher, kandidierte
1953 für den Bun-
destag, dem sie

dann 37 Jahre lang angehörte. 1972 hatte
sie es längst an die Spitze ihrer Partei und
Fraktion geschafft und als Parlamentarische
Geschäftsführerin bewiesen, dass sie sich in
der Männerdomäne Politik nicht unterbut-
tern lässt. Als Parlamentspräsidentin leistete
sie in einigen Bereichen Pionierarbeit. Frau-
en in politischen Spitzenpositionen - auch
ihretwegen ist das längst Normalität ge-
worden (mehr dazu auf Seite 5). che T
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ZAHL DER WOCHE

5,8
Prozent der Abgeordneten des 7. Deut-
schen Bundestages waren Frauen. Damit lag
der Frauenanteil auf einem historischen Tief-
punkt, als Annemarie Renger 1972 Parla-
mentspräsidentin wurde. „Der Sache der
Frauen zu dienen“ war eines ihrer zentralen
politischen Anliegen.

ZITAT DER WOCHE

»Streit
gehört zum
Parlamen-
tarismus.«
Annemarie Renger auf Kritik, auch aus
den eigenen Reihen, an ihrer zuweilen als
ruppig empfundenen direkten Art, Konflikte
anzusprechen
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EU übt sich in Geschlossenheit
GIPFEL Einigung bei Gaspreisdeckel und weiteren Russland-Sanktionen. Bosnien und Herzegowina wird Beitrittskandidat

Beim letzten regulären Gipfel des Jahres ha-
ben die Staats- und Regierungschefs der EU-
Staaten etliche Streitpunkte aus dem Weg
geräumt. Am Ende eines vom russischen
Krieg gegen die Ukraine geprägten Jahres
wahrten die 27 Staaten so nach einigen Blo-
ckaden die Geschlossenheit. Zu den Eini-
gungen, die vergangene Woche in Brüssel
erzielt wurden, gehören unter anderem das
neunte Paket mit Russland-Sanktionen so-
wie die Vereinbarung, diesen Montag einen
europäischen Gaspreisdeckel zu beschlie-
ßen. Die Bundesregierung, die bei dem Vor-
haben skeptisch ist, setzt darauf, dass der
Deckel nicht greifen wird. Er werde „so
hoch sein, dass ich hoffe, dass er niemals re-
levant wird“, sagte Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) nach dem Gipfel. Die EU-
Kommission hatte unter dem Druck von
Preisdeckel-Befürwortern vorgeschlagen,
den Preis für Gas, das am Großhandelsplatz
TTF verkauft wird, unter bestimmten Um-
ständen bei 275 Euro pro Megawattstunde
zu deckeln. Im Gespräch ist nun eine nied-
rigere Grenze von 180 bis 220 Euro.
Auf den Weg gebracht hat der Gipfel das
nunmehr neunte Sanktionspaket gegen
Russland. Vorgesehen sind etwa Strafmaß-

nahmen gegen russische Banken und zusätz-
liche Handelsbeschränkungen – aber auch
Anpassungen, die unkomplizierte russische
Nahrungsmittel- und Düngemittelexporte in
Entwicklungs- und Schwellenländer ermög-
lichen sollen.
Am Rande des Gipfels fiel auch der formale
Beschluss für vier bereits zuvor vereinbarte
Entscheidungen. Die tschechische EU-Rats-
präsidentschaft sprach von einem Megadeal.

Dazu gehört, Ungarn wegen unzureichender
Korruptionsbekämpfung bis auf Weiteres 6,3
Milliarden Euro aus dem EU-Gemeinschafts-
haushalt vorzuenthalten. Zudem geht es um
umfangreiche EU-Hilfen für die Ukraine, den
ungarischen Plan zur Verwendung von Coro-
na-Hilfen und die Richtlinie für die interna-
tionale Mindeststeuer – ein „Herzensprojekt“
und wichtiger Schritt für die globale Steuer-
gerechtigkeit, wie Scholz sagte.

Gute Nachrichten gab es beim Gipfel für
Bosnien und Herzegowina: Das Land gehört
nach einer Entscheidung der Staats- und Re-
gierungschefs ab sofort zum Kreis der EU-
Beitrittskandidaten. Grund für den Beschluss
ist auch die Sorge, dass sich das Balkanland
mit etwa 3,3 Millionen Einwohnern ansons-
ten Richtung Russland oder China orientie-
ren könnte.
Für das kommende Jahr steht die EU vor der
Aufgabe, eine Antwort auf ein umstrittenes
milliardenschweres US-Investitionsprogramm
zu formulieren. Vereinbart wurde beim Gip-
fel, dass die EU-Kommission von Ursula von
der Leyen bis Ende Januar Vorschläge zum
Schutz des Wirtschaftsstandortes Europa erar-
beiten soll. Von der Leyen hatte sich bereits
für eine weitreichende Reaktion ausgespro-
chen und wirbt für zusätzliches Geld zur För-
derung sauberer Technologien mit einem
„Souveränitätsfonds“. ahe/dpa T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Bundeskanzler Olaf Scholz bei der Ankunft beim EU-Gipfel in Brüssel © picture-alliance/dpa
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GASTKOMMENTARE
HAT DER STAAT „REICHSBÜRGER“ UNTERSCHÄTZT?

Lange bekannt
PRO E

s mag Menschen geben, die sich in der
Vergangenheit beim Thema „Reichsbür-
ger“ das Grinsen nicht verkneifen konn-
ten. Bei denjenigen, die keine Verantwor-

tung tragen für die Verteidigung des Rechtsstaats,
mag das verständlich gewesen sein – abstrus ist
es ja tatsächlich, mit selbstgemachten Ausweisen
eines herbeifantasierten Staates herumzulaufen.
Wer aber Verantwortung für dieses Land trägt,
hätte längst handeln müssen. Seit Jahrzehnten
geistert die krude Idee vom Fortbestand des eins-
tigen Deutschen Reichs durch die rechte Szene.
Und auch vor der jüngsten Razzia hatte es er-
schreckende Beispiele gegeben für die Gewaltbe-
reitschaft und Gefährlichkeit, mit der sich diese
Ideologie verbindet. Dass rechtsextremes Gedan-
kengut bis in die Sicherheitskräfte reicht, ist eben-
falls lange bekannt.
Innenministerin Nancy Faeser (SPD) gehört sicher
nicht zu denen, die die Gefahr unterschätzten: Sie
hat bereits in diesem Frühjahr eine konsequente
Entwaffnung von Rechtsextremisten angekündigt.
Aber warum musste sie das überhaupt? Was taten
eigentlich ihre Vorgänger, nachdem sie Jahr für
Jahr bei ihren eigenen Behörden nachlesen konn-
ten, wie die Gewalt aus dieser Ecke zunahm?
Seit Langem warnen Kundige aus der Zivilgesell-
schaft und Teilen der Politik davor, diese Umtriebe
zu unterschätzen. Aber bis heute wollen viele Kon-
servative und FDP-Leute das Problem nicht als ein
strukturelles betrachten, obwohl längst klar ist,
dass antidemokratisches Gedankengut von rechts
bereits in die „Mitte der Gesellschaft“ vordringt.
Und selbst jetzt wehrt sich die FDP gegen schärfe-
re Regeln im Waffenrecht. Es fragt sich, ob man
das noch „unterschätzen“ nennen kann – oder
Verharmlosen durch Verweigerung.

Stephan Hebel,
freier Journalist
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Gefahr erkannt
CONTRA S

chon die groß angelegte und (inklusive
Medienbegleitung) sorgfältig geplante
Verhaftungsaktion gegen die Verschwörer
deutet darauf hin, dass der Staat die soge-

nannten Reichsbürger weder unterschätzt noch
sträflich unbeobachtet gelassen hat. Auch die an
mehr als 150 Orten gleichzeitig durchgeführten
Durchsuchungen und Festnahmen bilden ein wei-
teres Indiz dafür, dass sich der Verfassungsschutz
sowohl auf Landes- wie auch auf Bundesebene ei-
nen offenbar recht weiten Überblick über die Um-
stürzler verschaffen konnte. Solche Erkenntnisse
gewinnt man nicht binnen weniger Tage, sondern
das setzt eine monatelange Beobachtung und vor
allem intensive Ermittlungsarbeit voraus.
Der Vorwurf früherer Tage, wonach der Verfas-
sungsschutz auf dem rechten Auge blind sei, lässt
sich im Fall der versuchten „Reichsbürger“-Revol-
te deshalb sicher nicht erhärten. Zudem wird eine
koordinierte Aktion mit mehr als 3.000 Beamten
verschiedenster Behörden nicht von höchster Stel-
le genehmigt, wenn Zweifel an der Bedeutung
und der Gefahr bestünden, die von den Umstürz-
lern ausgehen. Dass sich innerhalb der rund
23.000 Menschen umfassenden Szene ein gewalt-
bereiter und rechtsradikaler Kern bildete, der ei-
nen bewaffneten Staatsstreich vorbereitet, ist
rechtzeitig erkannt und das Vorhaben mit staatli-
cher Entschlossenheit verhindert worden.
Offen ist jedoch die Frage, wie tief die Vernetzung
der Umstürzler in die Gesellschaft reicht. In
Deutschland hat sich eine amorphe Szene gebil-
det, die bei Wutbürgern und Verschwörungstheo-
retikern aller Art beginnt und die bis in ein rechts-
extremes, ja terroristisches Lager hineinreicht. Hier
besteht noch Aufklärungsbedarf.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Daniel Goffart,
»Wirtschaftswoche«,
Düsseldorf
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Der Hanseatische: Christoph de Vries

W
eg vom Tor zur Welt hin zur kleinen Spree, die-
se politische Reise dauerte für Christoph de
Vries, einen eingefleischten Hamburger, trotz
seiner jungen Jahre recht lang. Da hatte er in

seiner Hansestadt einiges an Politik erlebt. Es ist halb elf am
Vormittag, er schreibt noch schnell eine Mail fertig, bald geht
es ins Plenum, aber in den wenigen Minuten dazwischen fühlt
man sich im Büro in der Adele-Schreiber-Krieger-Straße ein
bisschen wie im Urlaub – vielleicht liegt es an den Holzwänden
des Neubaus, der den nahen Bundestag weit weg scheinen
lässt. Man könnte es Saunaflair nennen, „hier herrscht gutes
Raumklima“, sagt de Vries, „manchmal knackt es auch“.
Risse im politischen System erträumten sich wohl auch jene selbst
ernannten „Reichsbürger“, die Anfang Dezember in U-Haft genom-
men worden waren; die Polizei hatte bei Razzien dutzende Waffen
gefunden. „Ich kann nur warnen, das in irgendeiner Form zu ver-
harmlosen“, sagt das Mitglied im Innenausschuss und im Parla-
mentarischen Kontrollgremium. „Das ist keine senile Spinnertrup-
pe. 25 erwirkte Haftbefehle zeigen eine gravierende Dimension
auf.“ Die Gruppe hatte im Sinn gehabt, den Bundestag zu stürmen,
Mitglieder der Bundesregierung zu „verhaften“, so der Vorwurf.
Sind die Gebäude genug gesichert? „Ich tue mich schwer, den
Bundestag zu einer Festung zu machen“, sagt de Vries und lehnt
sich zurück. „Wir sollten zugänglich bleiben.“
De Vries, 48-jähriger Bundestagsabgeordneter der CDU aus
Hamburg-Mitte, merkt man das Hanseatische sofort an. In der

Partei gehört er zu den so genannten „Wertkonservativen“, frü-
her pries er den österreichischen Kanzler Sebastian Kurz, als der
noch nicht politisch abgestürzt war. Doch in seinen Worten
klingt das gelassener, eben gediegen. Eine Verschärfung der
Waffengesetze? „Wir müssen nun genau hinschauen, welches
Arsenal genau gefunden wurde, wir haben schon das schärfste
Waffengesetz Europas.“ Und was sagt er zum Vorwurf, die Uni-
on würde weniger scharf und laut auf diesen „Reichsbürger-

putschplan“ reagieren als auf die Klimaaktivisten der „Letzten
Generation“? „Das ist völlig unsinnig“, wird er ein einziges
Mal ein wenig ungehalten, um gleich temperiert fortzufahren:
„Wir sind die einzige Partei, die immer vor allen extremisti-
schen Bedrohungen warnt.Wir haben den 360-Grad-Blick.“
Für den Sohn eines Exportkaufmanns, der sein erstes Lebens-
jahr in Dubai verbrachte und an der Elbe in Iserbrook aufwuchs,

gab es Weitsicht im Alltag, „wir hatten oft Gäste aus aller Welt
daheim zu Besuch“; Erdung kam durch die katholische Erzie-
hung und die katholischen Schulen, die er bis zum Abitur
durchlief. An der Hamburger Universität studierte de Vries So-
ziologie, da war das Interesse für Politik längst da. „Mit zehn
ging es los, da stritt ich mich mit meinem Vater um den Politik-
teil des Abendblatts“, erinnert er sich. Mit 20 trat er in die Jun-
ge Union ein, sechs Jahre später, noch als Student, zog er in die
Bezirksversammlung Hamburg-Mitte ein; da hatte er dann den
ruhigen Westen der Stadt verlassen, hatte zeitweilig auf St.
Pauli, 20 Meter neben dem Reeperbahn-Straßenschild gewohnt.
Nach zehn Jahren dann der Wechsel in die Bürgerschaft, die er
2015 wegen Mandatsverlust verlassen musste. Ein Jahr später
indes stellte ihn die Partei als Kandidat für die Bundestagswahl
2017 auf – seitdem pendelt er zwischen Hamburg und Berlin.
Politik war also recht schnell im Blut. Doch auch Behörden lern-
te der junge Lokalpolitiker kennen, nach dem Studium arbeitete
er als persönlicher Referent des Justizsenators, wechselte in die
Finanzbehörde, war am Ende Vizereferatsleiter im Amt für
Haushalt. Dennoch wurden die Finanzen weniger sein Arbeits-
gebiet als Abgeordneter. In der Bezirksversammlung zuständig
für Stadtentwicklung und Verkehr, in der Bürgerschaft für Fami-
lie, Kinder und Jugend beackert er nun im Bundestag die Innen-
politik. Wie kam es zu dieser Vielfalt? „Das sucht man sich
nicht aus“, sagt er, „Chancen ergeben sich“. Er hat sie ergrif-
fen. Und eilt nun zum Plenum. Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Ich tue mich schwer, den
Bundestag zu einer Festung

zu machen. Wir sollten
zugänglich bleiben.«
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Herr von Notz, zur Einordnung, da es
ja immer wieder Berichte über abstrus
klingende Planungen sogenannter
Reichsbürger und auch über zahlreiche
Gewalttaten von Mitgliedern dieser Sze-
ne gibt: Reihen sich die durch die jüngste
Großrazzia vereitelten mutmaßlichen
Umsturzpläne da ein oder sehen Sie eine
neue Dimension erreicht?
Ich glaube, die Razzia macht die wahre Di-
mension des Problems deutlich, auch
wenn wir derartige Strukturen in ähnlicher
Form in den letzten Jahren immer wieder
gesehen haben. Verfahren wie das gegen
Franco A., bei dem es ja auch zu einer
empfindlichen Haftstrafe kam, haben die
massive sicherheitspolitische Gefahr wie-
derholt vor Augen geführt, die von ihnen
ausgeht. Insofern muss man die aktuellen
Ermittlungen maximal ernst nehmen. Ex-
plizit warnen möchte ich davor, von der
Abwegigkeit und Abgründigkeit der Ideolo-
gien von Extremisten auf deren Harmlosig-
keit zu schließen. Personen können gefähr-
lich sein, auch wenn ihre Thesen hanebü-
chen sind.

Nach dem Skandal um die rechtster-
roristische NSU-Zelle mussten sich die Si-
cherheitsbehörden harte Vorwürfe anhö-
ren. Hat sich der Rechtsstaat diesmal
hinreichend wehrhaft gezeigt?
Ich finde: ja. Der Generalbundesanwalt
und die Sicherheitsbehörden haben deut-
lich gemacht, wie wichtig es ist, entschlos-
sen gegen extremistische, verfassungsfeind-
liche Entwicklungen einzuschreiten und
militanten Verfassungsfeinden konsequent
in die Parade zu fahren.

Nicht nur die Zahl sogenannter
Reichsbürger nimmt zu, die Szene scheint
auch immer mehr in die Mitte der Gesell-
schaft zu wachsen. Woran liegt das?
Ich finde das Bild der Extremisten, die aus-
schließlich am Rand der Gesellschaft agie-
ren, schräg. Zu der aufgeflogenen Gruppe
zählen neben Prinzen auch ehemalige Ab-
geordneten des Bundestags, Ärzte, Rechts-
anwälte und Starköche. Auch Menschen
mit einem soliden Bildungslevel sind of-
fenbar für extremistische Ideologien anfäl-
lig. Das hat auch die deutsche Geschichte
eindrücklich gezeigt. Ich glaube aber, dass
der überragende Anteil der Menschen in
der Bundesrepublik solche extremistischen
Bestrebungen mit größter Sorge sieht und
unseren freiheitlich-demokratischen
Rechtsstaat, gegen den sich das alles ja
wendet, wertschätzt und bereit ist, diesen
zu verteidigen. Insofern haben die Sicher-
heitsbehörden hier die volle Rückende-
ckung der – wenn Sie so wollen – Mitte der
Gesellschaft. Damit ist aber eigentlich die
überragende Mehrheit der Gesellschaft ge-
meint, die wehrhaft gegen Verfassungsfein-
de steht.

Bundesinnenministerin Faeser hat
als eine Konsequenz eine Verschärfung
des Waffenrechts angekündigt, was indes
in den Reihen der FDP auf Widerspruch
stößt.
Ich finde, dass das bestehende Waffenrecht
effektiv und konsequent durchgesetzt wer-
den muss und dass wir Extremisten und
Menschen, die mit Waffen unverantwort-
lich umgehen, entwaffnen müssen. Das ist
der Anspruch, den wir für die Sicherheit
unseres Landes politisch konsequent
durchsetzen müssen. Da gibt es durchaus
ein gemeinsames Fundament in der Am-
pel, aber auch mit Blick auf die Union. Zu-
nächst steht für uns jedoch die weitere
Sachaufklärung im Vordergrund.

Sehen Sie beim Waffenrecht auch ge-
setzgeberischen Handlungsbedarf?
Wir sehen ja schon lange Handlungsbedarf
bei der Frage der Entwaffnung von Extre-
misten. Um aus den jüngsten Ermittlungen
konkrete politische Forderungen abzulei-

ten, muss man erst einmal deren Ergebnis-
se abwarten: Sind die betreffenden Perso-
nen, die weiterhin in U-Haft sitzen, auf le-
galem oder illegalen Weg an die Waffen
herangekommen? Gibt es weitere Waffen,
die in den nächsten Tagen und Wochen
noch gefunden werden? Am Ende muss
uns einen, dass Extremisten in einer frei-
heitlichen Demokratie keinen Zugang zu
gefährlichen Waffen haben dürfen.

In der letzten Wahlperiode gab es ei-
nen vergeblichen Vorstoß für eine Melde-

pflicht, die verhindern sollte, dass Men-
schen mit psychischen Erkrankungen
Waffen besitzen. Würde eine neue Initia-
tive in diese Richtung Sinn machen?
Ein solches Warnsystem wäre ein bedeutsa-
mer Schritt. Dabei dürfen Legalwaffenbe-
sitzer wie Sportschützen und Jägerinnen
nicht unter einen Generalverdacht gestellt
werden. Vielmehr müssen wir zielgerichtet
den Leuten den Zugang zu Waffen entzie-
hen, bei denen es konkrete Anlasspunkte
für potentiellen Missbrauch gibt. Losgelöst
von den derzeitigen Geschehnissen ist es

richtig, dass man sich das nochmal sehr ge-
nau anschaut.

Es gibt auch Bedenken, dass die Waf-
fenbehörden in den Ländern und Kom-
munen nicht hinreichend ausgestattet
sind, etwa mit ausreichendem Personal...
Das ist tatsächlich ein relevantes Problem.
Es ist zwingend erforderlich, die bestehen-
den Gesetze und vorgesehenen Kontroll-
mechanismen konsequent und einheitlich
in allen Bundesländern und Kommunen
anzuwenden. Die einfache Forderung nach
einem schärferen Waffenrecht mag plausi-
bel klingen, aber sie wird der Komplexität
der Lage nicht gerecht. Wir müssen genau
prüfen, wo es in der Umsetzung der beste-
henden und vielfach guten Regelungen
derzeit hakt, um zielgerichtet nachsteuern
zu können.

Die Ministerin will auch mit einer
Verschärfung des Disziplinarrechts Ver-
fassungsfeinde künftig schneller aus dem
öffentlichen Dienst entfernen lassen kön-
nen. Wie sollte das genau aussehen?
Es ist wichtig, dass der Staat nicht Men-
schen als Beamte beschäftigt, die sich ge-
gen dessen freiheitlich-demokratische
Grundordnung richten. Da sind die Reichs-
bürger ein gutes Beispiel. Daher braucht es
Regelungen, die bei konkreten und rele-
vanten Vorfällen eine Entfernung aus dem
Staatsdienst nach objektiven Kriterien in
einem rechtsstaatlichen Verfahren ermögli-
chen. Die derzeit bestehenden gesetzlichen
Regelungen sind nicht ausreichend. Die
Ampelpartner haben sich daher darauf ver-
ständigt, eine Möglichkeit zu schaffen, Ver-
fassungsfeinde schneller als bisher aus dem
Dienst zu entfernen. Wir warten auf die
konkreten Vorschläge aus dem Bundesin-
nenministerium. Eine freiheitliche Demo-
kratie wie unsere, die derzeit von vielen
Seiten angegriffen wird, kann es sich nicht
leisten, das Vertrauen in staatliche Institu-
tionen zur Disposition zu stellen.

Gefordert wird auch eine genauere
Überprüfung von Sicherheitskräften. Wo
lässt sich da nachlegen?
Die Sicherheitsüberprüfungen sind ein
kompliziertes und langwieriges Feld. Nach-
dem wir uns damit sehr lange beschäftigt
haben, kann ich nur eine Reform anmah-
nen. Diese Überprüfungen müssen diffe-
renzierter und schneller werden und in be-
stimmten Fällen auch tiefenschärfer.

Eine der jetzt Beschuldigten ist eine
frühere Bundestagsabgeordnete der AfD,
weshalb der Ruf nach einer stärkeren
Überwachung dieser Partei durch den
Verfassungsschutz zu hören ist.
Es steht der Politik und gerade als Mitglied
der Legislative mir nicht an, das zu for-
dern. Das entscheiden die zuständigen Be-
hörden im Zusammenspiel und nach den
Bewertungen von Sicherheitsbehörden und
Nachrichtendiensten unabhängig. Diese
Entscheidungen werden von Gerichten
nach Recht und Gesetz überprüft. Ich habe
vollstes Vertrauen in diese Institutionen.

Müssen in Ihren Augen noch weitere
Lehren gezogen werden?
Wir müssen wachsam bleiben. Selbst wenn
die jetzigen Ermittlungen erfolgreich abge-
schlossen werden und es am Ende zu Ver-
urteilungen kommen sollte, gibt es zahlrei-
che weitere Gruppen, die ganz ähnlich ti-
cken und agieren. Insofern muss unser
Rechtsstaat aufmerksam bleiben und seine
Wehrhaftigkeit weiter unter Beweis stellen.

Das Gespräch führte Helmut Stoltenberg.

Konstantin von Notz (51) gehört dem

Bundestag seit 2009 an. Der Grünen-

Fraktionsvize ist Vorsitzender des Par-

lamentarischen Kontrollgremiums sowie

Mitglied des Innenausschusses.
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»Prüfen,
wo es
hakt«
KONSTANTIN VON NOTZ Der
Grünen-Innenexperte über die
»Reichsbürger«-Razzia und die
Konsequenzen im Waffen- und
Beamtenrecht
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Wirre Gedanken, reale Gefahren
REICHSBÜRGER Sicherheitsbehörden haben die Verschwörungstheoretiker inzwischen auf dem Schirm

D
ie fernsehwirksamen
Bilder der Festnahmen
verfehlten ihre Wir-
kung nicht. 25 Men-
schen hatte die Bun-
desanwaltschaft am

Mittwoch voriger Woche teils vor laufen-
den Kameras in Gewahrsam nehmen las-
sen, darunter frühere Bundeswehr-Offi-
ziere und Polizeibeamte, die Richterin
und ehemalige AfD-Bun-
destagsabgeordnete Birgit
Malsack-Winkemann so-
wie Heinrich XIII. Prinz
Reuß, der – so die „Frank-
furter Allgemeine Zei-
tung“ – „verhinderte Kö-
nig von Deutschland“. Der
Verdacht: versuchter
Staatsstreich.
Zwar wurden hinterher
bisweilen Zweifel geäu-
ßert, ob die Gruppe aus
vielfach bereits in die Jah-
re gekommenen Mitglie-
dern zu einer Art Putsch denn überhaupt
in der Lage sei. Gleichwohl werfen die
Karlsruher Ermittler 22 der Festgenom-
menen vor, Mitglied einer terroristischen
Vereinigung zu sein, die das politische
System stürzen wollte. Drei Festgenom-
mene gelten als Unterstützer. Das wie-
derum bestärkt den Eindruck, der sich
unter Sicherheitsexperten bereits seit län-
gerem breitmacht: Dass die Szene der
„Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“
ernster zu nehmen sei, als es für manche
früher den Anschein hatte.
Zu Beginn wurden Menschen, die die
Existenz der Bundesrepublik Deutsch-
land und die staatlichen Organe nicht
anerkennen, deshalb eigene Pässe aus-
stellen und keine Steuern zahlen, be-
spöttelt. Es war von „Spinnern“ die Rede,
die man außer Acht lassen könne – ob-
wohl aus Bundespolitik und Ländern
teils auf eine verschärfte Gangart ge-
drängt wurde. Noch im November 2016
verlautete aus Berliner Sicherheitskrei-
sen, das damals von Präsident Hans-
Georg Maaßen geführte Bundesamt für
Verfassungsschutz werde sie nicht über-
wachen. Denn es gebe zwar „einige hun-
dert“ „Reichsbürger“, darunter auch ge-
fährliche. Doch sie seien nicht allesamt
rechtsextremistisch und überdies nicht
bundesweit vernetzt. Kurz zuvor hatte
ein „Reichsbürger“ in Franken vier Poli-
zisten attackiert, einer von ihnen starb.
Seit Dezember desselben Jahres führt das
Bundesamt für Verfassungsschutz Reichs-
bürger und Selbstverwalter allerdings als
Beobachtungsobjekt.
Tatsächlich ist die Szene vielfältig. Sie
zerfällt in zahlreiche Gruppen sowie ver-
meintliche Einflussgebiete. Für besonde-

res Aufsehen sorgte zum Beispiel Peter
Fitzek, der in Lutherstadt Wittenberg
(Sachsen-Anhalt) 2012 das „Königreich
Deutschland“ ausrief, eigenes Geld aus-
gab und dabei Anhänger um sich schar-
te. Die folgende Auseinandersetzung des
immer aggressiveren Fitzek mit den Be-
hörden dauerte Jahre. Ruhe kehrte erst
ein, als er zu einer Haftstrafe verurteilt
und Zwangsgelder gegen ihn vollstreckt

wurden. Dennoch galt ei-
ne ganze Weile: Eine
bundesweite Vernetzung
sei nicht zu sehen. Des-
halb: keine Gefahr!
Mittlerweile hat sich die
Einschätzung grundle-
gend geändert. Im jüngs-
ten Jahresbericht zählt
der Verfassungsschutz
23.000 „Reichsbürger“
und „Selbstverwalter“,
2.000 mehr als im Vor-
jahr. Rund fünf Prozent
gelten als Rechtsextremis-

ten. Die ideologische Bandbreite der Sze-
ne begünstige ihr hohes Personenpoten-
zial, heißt es in dem Papier. Die Zeiten
der Verharmlosung sind vorüber.
Das hat mit der Militanz zu tun, die sich
in Zahlen offenbart. Der Inlandsnach-
richtendienst hält 2.100 „Reichsbürger“
und „Selbstverwalter“ für gewaltbereit.
Das umfasst nicht zuletzt Personen, die
laut Bericht durch Drohungen oder ge-
waltbefürwortende Äußerungen sowie
entsprechende ideologische Bezüge auf-
fallen. So wurden laut Zahlen des Bun-
desinnenministeriums von Mai 2022 der
Szene im Jahr 2021 1.335
extremistische Straftaten
zugerechnet, beinahe
doppelt so viele wie im
Vorjahr – darunter 239
Gewalttaten.

Toter Polizist Nur wenige
wurden überregional be-
kannt. Da war zunächst
der bereits erwähnte Poli-
zistenmord im fränki-
schen Georgensgmünd,
der 2016 für Entsetzen
sorgte und zeigte, was
auch im Verfassungsschutzbericht steht:
Dass „Reichsbürger“ eine hohe Affinität
zu Waffen haben. Das zuständige Land-
ratsamt Roth hatte eine Durchsuchung
bei dem 49-Jährigen angeordnet, um
Waffen, die er legal besaß, wegen Unzu-
verlässigkeit sicherzustellen. Daraufhin
eröffnete der Mann das Feuer. Der Bür-
germeister von Georgensgmünd, Ben
Schwarz (SPD), sagte, Anlass zur Besorg-
nis habe es im Vorfeld nicht gegeben.
Der Täter galt als seltsam, sonst nichts.

Weniger Wochen zuvor hatte ein anderer
Reichsbürger bei einer Zwangsräumung
ebenfalls das Feuer auf Polizeibeamten
eröffnet und einen Beamten verletzt.
Ein ähnlicher Fall ereignete sich im April
dieses Jahres in Boxberg-Bobstadt (Ba-
den-Württemberg). Dort schoss ein
Mann auf ein Sondereinsatzkommando;
zwei Polizisten wurden verletzt. Sie woll-
ten das Haus wegen des Verdachts auf il-
legalen Waffenbesitz durchsuchen.
Schließlich sprengte die Polizei eine
Gruppe, die Bundesgesundheitsminister
Karl Lauterbach (SPD) in einer Talkshow
überwältigen und als Geisel nehmen
wollte. Rädelsführerin soll eine 75 Jahre
alte Frau aus Sachsen gewesen sein. Die-
se Gruppe war gerade im Begriff, sich
Waffen zu besorgen, und wurde dabei
festgesetzt.
Oft wirken die Pläne zumindest auf den
ersten Blick größer als das Vermögen de-
rer, die sie in die Tat umsetzen wollen.
Vielleicht kommt auch daher der Glaube
mancher in der Öffentlichkeit, die Ge-
fahr sei zu vernachlässigen. Das ändert
an der Gefahr gleichwohl nichts. Dies
zeigt zum Beispiel der Sturm auf die
Reichstagstreppe im August 2020 am
Rande einer Demonstration von Rechts-
extremisten und Verschwörungstheoreti-
kern.
Die nun aufgeflogene Gruppe speiste
sich ideologisch nicht nur aus dem Spek-
trum der Reichsbürger, auch auf die
noch bizarreren Verschwörungsmythen
aus dem „QAnon“-Dunstkreis stießen
die Ermittler. Diese 2017 in den USA im
Netz entstandene Szene hat sich übers

Internet inzwischen glo-
bal und auch in Deutsch-
land verbreitet. Ihre An-
hänger wähnen sich in ei-
nem Kampf gegen die Eli-
ten des Deep State (Tiefen
Staates). Den Eliten wer-
den unter andrem satanis-
tische und pädophile
Handlungen unterstellt,
die Mythen sind teils stark
antisemitisch aufgeladen.
„QAnon“-Verschwörungs-
theoretiker waren unter
den Anhänger des abge-

wählten US-Präsidenten Donald Trump,
die versuchten, Anfang 2021 das Kapitol
zu stürmen, um die Zertifizierung der
Wahl zu verhindern.
Als „merkwürdige Mischung“ bezeichne-
te der Präsident des Bundesverfassungs-
schutzes, Thomas Haldenwang, jüngst in
den „Tagesthemen“ diese Melange. „Wir
sehen Reichsbürger, die gemeinsam mit
Personen aus dem Rechtsextremismus
agieren, aber auch aus der Verschwö-
rungstheoretiker-Szene. Viele „QA-

non“-Leute fühlen sich angesprochen
durch die Reichsbürgerideologie“. All
diese Gruppen eine: „Sie wollen diesen
Staat überwinden“, warnte Deutschlands
oberster Verfassungsschützer.

Extremisten in Behörden Dass die Si-
cherheitsbehörden aufmerksamer ge-
worden sind, hat außerdem damit zu
tun, dass unter den Festgenommenen
stets aufs Neue Soldaten
oder Polizisten sind. Der
bekannteste Fall der ver-
gangenen Jahre ist der
des Bundeswehroffiziers
Franco A., der 2017 fest-
genommen und mittler-
weile zu fünfeinhalb Jah-
ren Haft verurteilt wur-
de. Er hatte sich als syri-
scher Flüchtling ausgege-
ben und bei Behörden
sogar erfolgreich Asyl be-
antragt. Später gab
Franco A. an, er habe
mithilfe dieser falschen Identität die
Schwachstellen im deutschen Asylsys-
tem aufzeigen wollen. Die Bundesan-
waltschaft glaubt hingegen, Franco A.
habe die Absicht gehabt, nach einem
möglichen Anschlag den Verdacht auf

Flüchtlinge zu lenken.
Verschiedene und sich erhärtende rechts-
extremistische Verdachtsfälle wurden fer-
ner beim Kommando Spezialkräfte
(KSK) ruchbar, das als Konsequenz fast
aufgelöst worden wäre. Auch im aktuel-
len Fall zählt ein KSK-Soldat zu den Ver-
dächtigen, was Beobachter fragen lässt,
ob von offiziellen Stellen mit der not-
wendigen Härte durchgegriffen wird.

Nicht zu vergessen sind
die zahlreichen Rechtsex-
tremismus-Fälle in der
Polizei von Hessen oder
Nordrhein-Westfalen.
Der damalige Bundesin-
nenminister Horst Seeho-
fer (CSU) hatte nach der
Erstellung des ersten Lage-
bildes zum Rechtsextre-
mismus in den Sicher-
heitsbehörden im Oktober
2020 erklärt, er sehe „kein
strukturelles Problem“. Der
Bericht hatte 377 rechtsex-

tremistische Verdachtsfälle bei Polizei und
Nachrichtendiensten benannt – und
1.064 bei der Bundeswehr. Doch schon
zum Zeitpunkt der Veröffentlichung
tauchten neue Fälle auf.
Unter allen Umständen bleibt das Pro-

blem, dass Mitarbeiter der Sicherheits-
behörden eine doppelte Gefahrenquelle
darstellen: Sie besitzen in der Regel
Waffen oder wissen, wie man an Waffen
gelangt. Und sie verfügen über sensible
Informationen – über potenzielle Opfer
oder etwaige Lücken in den Sicherheits-
konzepten von Institutionen und kriti-
schen Infrastrukturen.
„Es sind mehr als Einzelfälle“, sagte Ver-
fassungsschutzpräsident Haldenwang
zu Extremisten im Staatsdienst, betonte
aber, dass die „große überwältigende
Masse (...) fest auf dem Boden des
Grundgesetzes“ stehe. Er plädierte für
eine obligatorische Sicherheitsüberprü-
fung, wenn Sicherheitsbehörden neue
Mitarbeiter einstellen. Diskutiert wird
auch eine Verschärfung des Disziplinar-
rechts, um verfassungsfeindliche Beam-
te schneller aus dem Amt entfernen zu
können. Wer Umsturzfantasien habe
und die demokratische Grundordnung
überwinden wolle, der habe nichts
mehr im öffentlichen Dienst zu suchen,
hatte Bundesinnenministerin Nancy
Faeser (SPD) kurz nach der Razzia als
Losung ausgegeben. Markus Decker T

Der Autor ist Hauptstadt-Korrespondent

des Redaktionsnetzwerks Deutschland.

Bei einer Demonstration im August 2020 in Berlin demonstrierten Rechtsextremisten, „Reichsbürger“ und „QANon“-Anhänger Seite an Seite. Auch in der mutmaßlichen Terrorgruppe findet sich eine Melange der Verschwörungstheorien. © picture-alliance/MV/SULUPRESS.DE

Vom Verdacht zur Anklage
STRAFRECHT Ermittlern und Staatsanwaltschaft steht noch viel Arbeit bevor

Für die Ermittler und Generalbundesan-
waltschaft beginnt nach der großangeleg-
ten Razzia jetzt erst recht die Arbeit. Be-
weismittel müssen ausgewertet, die Be-
schuldigten verhört, mögliche weitere Ver-
dächtige ermittelt, Verdachtsmomente er-
härtet und gegebenenfalls eine Anklage-
schrift geschrieben werden. Das wird vo-
raussichtlich Monate dauern, handelt es
sich doch um ein komplexes Verfahren mit
vielen Beschuldigten.
Über 50 Personen stehen im Verdacht, Mit-
glieder beziehungsweise Unterstützer einer
terroristischen Vereinigung im Sinne von
Paragraf 129a Absatz 1 Nr. 1 Strafgesetz-
buch zu sein. Das heißt, man wirft ihnen
vor, zur Erreichung ihres Ziels der „Beseiti-
gung der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung“ Mord oder Totschlag
„mindestens billigend in Kauf genommen
zu haben“ und dazu eine entsprechende
Struktur aufgebaut zu haben, wie Bundes-
justizminister Marco Buschmann (FDP)
am Mittwoch unter Berufung auf den Ge-
neralbundesanwalt im Bundestag ausführ-
te. Sollte es zu einem Prozess gegen die Be-
schuldigten kommen, drohen Mitgliedern
der Gruppe Freiheitsstrafen zwischen ei-

nem und zehn Jahren, Rädelsführern eine
Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren und
Unterstützern eine Freiheitsstrafe zwischen
sechs Monaten und zehn Jahren.

Dringender Tatverdacht Gegen 25 mut-
maßliche Mitglieder und Unterstützer be-
steht laut Generalbundesanwalt nicht nur
ein Anfangsverdacht, sondern dringender

Tatverdacht. Damit wird auch die Anord-
nung der Untersuchungshaft für die 23 in
Deutschland festgenommenen Beschuldig-
ten begründet. Besteht nach Abschluss der
Ermittlungen „hinreichender Tatverdacht“,
das heißt, die Staatsanwaltschaft geht von
einer wahrscheinlichen Verurteilung aus,
kann Anklage erhoben werden. Entschei-
det dann das zuständige Gericht, die An-
klage zuzulassen, beginnt der eigentliche
Prozess, der sich ebenfalls über viele Mo-
nate hinziehen könnte.
Einige mutmaßliche Mitglieder der Gruppe
stehen zudem unter Verdacht, „konkrete
Vorbereitungen“ getroffen zu haben, „mit
einer kleinen bewaffneten Gruppe gewalt-
sam in den Deutschen Bundestag einzu-
dringen“, wie der Generalbundesanwalt
mitteilte. Diesbezüglich bestehe noch Er-
mittlungsbedarf, auch hinsichtlich der Fra-
ge, ob sich die Verdächtigen der „Vorberei-
tung einer hochverräterischen Unterneh-
mens“ (Paragraf 83 Absatz 1 Strafgesetz-
buch) schuldig gemacht haben könnten.
Bei einem Schuldspruch droht eine Frei-
heitsstrafe zwischen einem und zehn Jah-
ren, in minder schweren Fällen zwischen
einem und fünf Jahren. scr T

23.000
»Reichsbürger«
und »Selbst-
verwalter«
zählt der Ver-
fassungsschutz
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Mehr Auskunft nötig
FRAGERECHT Kuhle (FDP) siegt im Organstreitverfahren

Die Bundesregierung kann sich nicht mit
einem pauschalen Verweis auf das Staats-
wohl um die Beantwortung von Fragen
von Abgeordneten zu Tätigkeiten der
Nachrichtendienste drücken. Das hat das
Bundesverfassungsgericht vergangenen
Mittwoch in Karlsruhe entschieden (2 BvE
8/21). Den konkreten Fall ins Rollen ge-
bracht hatte der FDP-Abgeordnete Kon-
stantin Kuhle. Kuhle hatte in der vergange-
nen Legislaturperiode ein Organstreitver-
fahren angestrengt, nachdem ihm das Bun-
desinnenministerium die Auskunft zu der
Frage verweigert hatte, wie viele Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter das Bundesamt für
Verfassungsschutz in den Jahren 2015 bis
2019 ins Ausland entsandt hatte.
Das Bundesinnenministerium wollte die
Frage weder öffentlich beantworten noch
in Form einer Verschlusssache in der Ge-
heimschutzstelle des Deutschen Bundesta-
ges hinterlegen. Zur Begründung führte das
Ministerium an, die abgefragten Informa-

tionen beträfen in besonderem Maße das
Staatswohl. Sie ließen Rückschlüsse auf Ar-
beitsweisen des Inlandsgeheimdienstes zu.
Diese Begründung überzeugte das Gericht
nicht, es rügte eine Verletzung des parla-
mentarischen Fragerechts wegen nicht hin-
reichender Begründung. Die Versagung ins-
besondere aus Gründen des Staatswohls sei
nicht gerechtfertigt. So sei nicht ersichtlich,
wie die erfragte Auskunft die Funktionsfä-
higkeit des Verfassungsschutzes beeinträch-
tigen würde. Das Gericht wies in diesem
Zusammenhang das von der Bundesregie-
rung vorgebrachte Argument zurück, die
Information könne anderen Nachrichten-
diensten als „Mosaikstein“ in einem aussa-
gekräftigeren Gesamtbild dienen. Dazu
fehle die konkrete Darlegung, zumal nach
dieser Argumentation die Folge ein „nahe-
zu völliges Leerlaufen des parlamentari-
schen Fragerechts im Sinne einer Bereichs-
ausnahme für die Tätigkeit der Nachrich-
tendienste“ wäre. scr T

Forschung zu unattraktiv
WISSENSCHAFT Debatte über Arbeitsbedingungen an Unis

Mit einem Antrag der Linken zur Novellie-
rung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes
(WissZeitVG) hat sich der Bundestag ver-
gangenen Donnerstag befasst.
In dem Antrag (20/4588) fordert die Frak-
tion, die Befristungspraxis an Universitäten
und Hochschulen zu beenden. Wissen-
schaftliches Personal dürfe nur unter be-
stimmten Voraussetzungen wie einer Pro-
mition befristet eingestellt werden. Außer-
dem sollten die Laufzeiten von Arbeitsver-
trägen mindestens der Länge des zu bear-
beitenden Projekts entsprechen müssen.
Ein Evaluationsbericht vom Mai 2022 ma-
che deutlich, dass die Novelle des Wiss-
ZeitVG aus dem Jahr 2016 keine Verbesse-
rungen gebracht habe. So hat sich die Zahl
der befristeten Stellen laut Bericht zwi-
schen 2000 und 2020 mehr als verdoppelt
– von 87.405 auf 175.215.
Unterhalb der Professorenebene hätten 80
Prozent der Beschäftigten an Forschungs-
einrichtungen befristete Verträge, ergänzte

Nicole Gohlke (Die Linke). Die Wissen-
schaft habe sich zu einer „Branche mit
schlechten Arbeitsbedingungen“ entwi-
ckelt. Eine Novellierung brauche „mehr
Fingerspitzengefühl“ und dürfe den Exzel-
lenzstandort Deutschland nicht aufs Spiel
setzen, sagte Unionspolitiker Lars Rohwer.
Carolin Wagner (SPD) betonte den Hand-
lungsbedarf und verwies auf die Pläne der
Ampelkoalition, die im kommenden Jahr
das WissZeitVG angehen wolle. Die Arbeit
in der Forschung müsse planbarer, famili-
enfreundlicher und diverser werden, for-
derte Laura Kraft (Bündnis 90/Die Grü-
nen). Stephan Seiter (FDP) mahnte an,
dass die „Hochschulautonomie“ bei Perso-
nalentscheidungen mit einem Gesetz nicht
eingeschränkt werden dürfe. AfD-Politiker
Marc Jongen kritisierte den „Akademisie-
rungswahn“, der zu viele Menschen von
der beruflichen Bildung fernhalte. Der An-
trag wurde zur weiteren Beratung an den
Bildungsausschuss überwiesen. des T

Zank um Ordnungshüter
INNERES Union fordert mehr Befugnisse für Bundespolizei

Einer weiteren Stärkung der Bundespolizei
wird von der Ampelkoalition ebenso das
Wort geredet wie in den Reihen der Oppo-
sition; dennoch führte das Thema vergan-
gene Woche zu einer scharfen Kontroverse
im Bundestag. Die CDU/CSU-Fraktion kri-
tisierte, dass das Personal der Bundespoli-
zei unter Bundesinnenministerin Nancy
Faeser (SPD) wieder abgebaut werde. Red-
ner der Koalition betonten dagegen, dass
die Bundespolizei in den kommenden Jah-
ren weiter gestärkt werde, und wiesen For-
derungen der Union etwa zur Quellen-Te-
lekommunikationsüberwachung, Online-
Durchsuchung und Wohnraumüberwa-
chung zurück. Ein Antrag der Union (20/
4881), der Bundespolizei hier mehr Befug-
nisse zu geben, wurde zur weiteren Bera-
tung an die Ausschüsse überwiesen.
Michael Brand (CDU) sagte, 2023 gebe es
in der Bundespolizeiverwaltung eine Perso-
nalkürzung um 1,5 Prozent, obwohl es seit
2016 einen Aufwuchs an Einsatzkräften
von mehr als 30 Prozent gegeben habe.
Die Bundespolizei brauche neben genug
Personal und guter Ausstattung auch zeit-
gemäße Befugnisse, wie die Union sie in
dem Antrag vorschlage.
Uli Grötsch (SPD) entgegnete, die Koaliti-
on habe die Bundespolizei im Etat 2023
weiter gestärkt. So erhalte sie 1.000 neue
Stellen, um Anwärter übernehmen zu kön-

nen. Dabei habe keine Bundesbehörde in
den vergangenen Jahren einen so großen
Aufwuchs erfahren wie die Bundespolizei.
Als nächstes werde auf diesem Weg mit ei-
nem neuen Bundespolizeigesetz zeitnah
ein moderner Rechtsrahmen für die Bun-
despolizei folgen.
Steffen Janich (AfD) verwies darauf, dass
zwischen 2017 und 2021 die Zahl der Plan-
stellen bei der Bundespolizei von 42.000
auf zirka 50.000 gestiegen sei und der jähr-
liche Haushalt von 3,3 Milliarden Euro auf
4,7 Milliarden Euro. Die Bundespolizei
müsse auch künftig ausgebaut werden.
Marcel Emmerich (Grüne) betonte, die
Ampel sorge für einen kontinuierlichen
Stellenzuwachs der Bundespolizei in den
nächsten Jahren und investiere in deren
technische Ausstattung. Der Union wolle
dagegen vor allem Gesetzesverschärfungen.
André Hahn (Linke) kritisierte die CDU/
CSU-Forderung, die Koalition solle auf die
Schaffung eines unabhängigen Bundespoli-
zeibeauftragten verzichten. Ein solcher Be-
auftragter werde „mehr denn je“ gebraucht.
Manuel Höferlin (FDP) sagte, die Koalition
arbeite intensiv daran, die Tätigkeit der
Bundespolizei effizienter zu gestalten. Der
Union gehe es hingegen um mehr Überwa-
chung, doch seien ihre „fragwürdigen Pro-
jekte“ bereits bisher vor den Verfassungsge-
richten gescheitert. sto T

Kommunen an der Grenze
BILDUNG Unterstützung für Geflüchtete aus der Ukraine

Um die Unterstützung von Geflüchteten
aus der Ukraine in den Bereichen Bildung
und Forschung ging es in zwei Anträgen,
die vergangenen Mittwoch im Bundestag
debattiert wurden.
Laut Antrag (20/1856) der Fraktionen
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP
sind die Länder an ihre Verantwortung zu
erinnern, die Bundesmittel in Höhe von ei-
ner Milliarde Euro für „Bildungsausgaben
im Zusammenhang mit den Geflüchteten
aus der Ukraine“ einzusetzen. Zusätzlich
müssten Schulabschlüsse unbürokratisch
anerkannt und deutsch-ukrainische For-
schungskooperationen fortgesetzt werden.
Der Antrag wurde mit den Stimmen der
Ampel-Fraktionen angenommen.
Die Kommunen seien an ihre Belastungs-
grenze gekommen, daher müsse der Bund
schauen, wo er besser unterstützen könne,
sagte FDP-Politiker Peter Heidt. Ukraini-
sche Geflüchtete seien eine Chance für

Deutschland, das dringend Fachkräfte
brauche. Grünen-Politiker Kai Gehring
mahnte an, dass die Unterstützung der Ge-
flüchteten nicht von deren Nationalität ab-
hängen dürfe. Ruppert Stüwe (SPD) forder-
te, dass Programme für geflüchtete Studie-
rende und Forschende verfestigt werden
müssten.
Die Opposition kritisiert, dass hinter dem
Antrag wenig Konkretes stecke. So sei er für
Nicole Gohlke (Die Linke) nicht mehr als
ein „moralischer Kompass“. Als „Trittbrett-
fahren“ bezeichnete Ingeborg Gräßle
(CDU) die Vorgehensweise der Regierung.
AfD-Politiker Götz Frömming forderte,
dass Deutschland keine Geflüchteten mehr
aufnehmen solle, wenn Bund und Länder
diese nicht angemessen versorgen könnten.
Der Antrag (20/ 1859) seiner Fraktion, der
die Einstellung von zusätzlichen Lehren-
den sowie ukrainischem Lehrpersonal for-
derte, wurde abgelehnt. des T

Meilensteine vor und seit 50 Jahren
PARLAMENTARISMUS Bundestagspräsidentin Bas würdigt Annemarie Renger und Wolfgang Schäuble

Wolfgang Schäuble (CDU) scheint sich die
jüngste Mahnung von Bundeskanzler
Scholz, die Deutschen sollten doch bitte
nicht zu früh in Rente gehen, schon vor
Jahrzehnten zu eigen gemacht zu haben.
Der 80-jährige Spitzenpolitiker, der fast al-
le Ämter (außer Kanzler, was er aber auch
nicht bereut) innehatte, die Politiker allge-
mein attraktiv finden, gehört seit 50 Jahren
dem Bundestag an. Da er damit alle Rekor-
de gebrochen hat und da auch die SPD-Po-
litikerin Annemarie Renger im Dezember
1972, zeitgleich mit Schäubles Bundestags-
debüt, Geschichte schrieb, würdigte Bun-
destagspräsidentin Bärbel Bas (SPD) am
vergangenen Donnerstag beide in einer be-
sonderen halben Stunde vor Eintritt in die
reguläre Tagesordnung.
Denn am 13. Dezember 1972 wurde zum
einen Annemarie Renger, bis dato bereits
sehr erfolgreich in ihrer eigenen Partei und
Fraktion, zur ersten Parlamentspräsidentin
weltweit gewählt. Das immerhin mit brei-
ter Mehrheit von einem Parlament, das nur
zu knapp sechs Prozent aus Frauen be-
stand. „Renger führte den Bundestag sou-
verän mit natürlicher Autorität. Und mit
Charme. Sie hat nicht nur bewiesen, dass
Frauen ‚es‘ können. Sie prägte die Politik in
vielen Fragen“, betonte Bas und würdigte
unter anderem Rengers Rolle bei der Re-
form der Parlamentsarbeit und der Aussöh-

nung mit Polen und Israel und eben in
Gleichstellungsfragen. Gleichwohl sei gera-
de bei letzterem noch viel zu tun, so Bas,
die Beharrlichkeit Rengers könne auch
heute noch als Vorbild dienen.

Politische Beharrlichkeit Schäuble wie-
derum war damals einer jener jungen Ab-
geordneten, die von Renger in ihrer An-
trittsrede eigens begrüßt wurden, weil diese
erstmals das Durchschnittsalter des Bun-
destages unter die 50-Jahres-Grenze ge-

drückt haben. Sehr viel weiter nach unten
ist es seither nicht gegangen, derzeit liegt
das Durchschnittsalter bei 47 Jahren.
Was er aber im Laufe seiner langen politi-
schen Karriere nach oben gedrückt hat,
sind Maßstäbe an die eigene Arbeit, an die
politische Beharrlichkeit, über die auch
Annemarie Renger auf ihrem Weg durch
die Männerdomäne Politik verfügen muss-
te. „Sie haben die Geschicke unseres Lan-
des in den vergangenen Jahrzehnten wie
nur wenige geprägt“, sagte Bas. „Auch nach

50 Jahren dienen Sie dem Parlament mit
Ihrer unvergleichlichen Erfahrung, mit Ih-
rer Weitsicht und Ihrem intellektuellen
Scharfsinn“, würdigte die Bundestagspräsi-
dentin den CDU-Politiker.
Nicht verwunderlich also, dass Schäuble
schließlich noch einmal selbst das Wort er-
greifen durfte. Und er nutzte dies neben
persönlichen Bemerkungen für einige, aus
seiner Sicht nötige politische Denkanstöße.
So regte Schäuble eine breite öffentliche
Debatte darüber an, wie man den Staat
„durch eine grundlegende Neuordnung der
Aufgaben wieder effizienter machen“ kön-
ne. „Niemand behauptet ernsthaft, dass die
föderale Ordnung unseres Landes, die ja
im Grunde weitgehend unbestritten ist,
derzeit in guter Verfassung sei“, sagte er.
Vielmehr sei der Staat „durch perfektionis-
tische Überregulierung ähnlich dem gefes-
selten Riesen Gulliver in zu Vielem fast
schon handlungsunfähig geworden“.
Auch auf die Klimapolitik ging Schäuble
ein: Die Mahnungen des Club of Rome,
ebenfalls 50 Jahre alt, hätten in der Praxis
leider zu wenig Beachtung gefunden.
„Auch deswegen verstehe ich das Drängen
der jungen Generation.“ Am Ende gab es
Blumen von der CDU und stehende Ova-
tionen aus dem ganzen Haus – und damit
fast mehr Applaus als für einen Kanzler
nach der Vereidigung. Claudia Heine T

In Anwesenheit von Bundestagspräsidentin Bärbel Bas und des Malers Christoph Bouet
wurde vergangene Woche ein Porträt des ehemaligen Bundestagspräsidenten Wolfgang
Schäuble (Mitte) an den Bundestag übergeben. © picture-alliance/dpa

D
er Bundestag will vom
nächsten Jahr an transpa-
renter werden und seine
Entscheidungen für die
Öffentlichkeit nachvoll-
ziehbarer machen. Dazu

hat er vergangene Woche eine Reform sei-
ner Geschäftsordnung beschlossen. Zentra-
le Neuerungen sind öffentliche Ausschuss-
sitzungen und lebendigere Regierungsbe-
fragungen. Die Reform wurde auf Antrag
der Koalitionsfraktionen SPD, Grüne und
FDP (20/4331) in der vom Geschäftsord-
nungsausschuss geänderten Fassung
(20/4808) mit Koalitionsmehrheit ange-
nommen. Die Unionsfraktion und die AfD
stimmten dagegen, Die Linke enthielt sich.
Der SPD-Abgeordnete Johannes Fechner
bezeichnete diese erste Generalrevision der
Geschäftsordnung seit 1980 als ersten
Schritt, dem 2023 ein zweites Reformpaket
folgen soll, um die Parlamentsarbeit fami-
lienfreundlicher zu gestalten. Dagegen
sprach Patrick Schnieder (CDU) von ei-
nem „Reförmchen“.
Fechner kündigte in der Debatte an, dass
im Januar die ersten sechs Ausschüsse be-
schließen werden, öffentlich zu tagen. Ab-
hängig von den Übertragungskapazitäten
sollen diese Sitzungen im Internet gestre-
amt werden. Schnieder bezweifelte, dass
dies zu mehr Transparenz führt. Die Abge-
ordneten müssten sich auch äußern kön-
nen, ohne jedes Wort abzuwägen. Die Fol-
ge werde sein, dass die geschützten Räume
vorverlagert werden in andere Runden. Das
Parlament als Herzkammer der Demokra-
tie darstellen zu wollen, werde nicht gelin-
gen, wenn in immer mehr öffentlichen
Formaten „letztlich nur Schaufensterreden
gehalten werden“.
Die Grünen-Abgeordnete Filiz Polat hielt
diese „Angst“ für unbegründet. Angesichts
zunehmender Zweifel am demokratischen
System sei es wichtig, Einblick zu gewäh-
ren. In zehn Bundesländern und im Euro-
paparlament tagten die Ausschüsse bereits
jetzt öffentlich. Stephan Thomae (FDP)
sprach von einem „tieferen Blick in den
Motorraum des Parlaments“. Ausschüsse
seien keine vertraulichen Runden, sie ver-
tieften einzelne Gesichtspunkte stärker als
es im Plenum möglich wäre. Die Ausschüs-
se, die sich zuerst für öffentliche Sitzungen
entscheiden, werden seiner Ansicht nach
an Bedeutung gewinnen.

Einer statt zwei Minister Dass die Aus-
schüsse zwar nicht mehr grundsätzlich
nichtöffentlich tagen wie bisher, aber über
die Öffentlichkeit ihrer Sitzungen auch
künftig noch beschließen müssen, reicht
für die Linken-Abgeordnete Petra Sitte
nicht aus. Die Ausschüsse müssten grund-
sätzlich öffentlich tagen, forderte sie, die
Reform sei daher nur ein „halber Schritt“.
Die Regierungsbefragung wird von jetzt 60
auf 90 Minuten verlängert, und statt einem
sollen künftig immer zwei Regierungsmit-
glieder den Abgeordneten Rede und Ant-
wort stehen. Für Johannes Fechner erlaubt
dies, verschiedene Positionen einander ge-
genüberzustellen. Dadurch werde Politik
erlebbarer und spannender. Patrick Schnie-
der hält dies indes für eine „Mogelpa-
ckung“, weil jeder Minister statt 60 nur
noch 45 Minuten befragt werden könne.
Auch dass die Regierung kurzfristig festle-
gen kann, wer sich der Regierungsbefra-
gung stellen muss, schwäche die Kontroll-
funktion des Parlaments. Sein Eindruck
sei, dass das „gewollt ist“.
Aus Sicht von Filiz Polat liegt es an den Ab-
geordneten selbst, zu einer lebendigen Re-
gierungsbefragung beizutragen: „Wir wer-
fen mit dieser Reform Licht in die Maschi-
nenräume unserer parlamentarischen Ar-
beit.“ Die Regierungsbefragung werde dy-
namischer und flexibler. Für Petra Sitte ist
die Präsenz von zwei Regierungsmitglie-

dern das „absolute Minimum“, sie könnte
sich nach eigenen Worten auch vorstellen,
alle Minister zu befragen. Dass diese ein-
gangs künftig acht statt fünf Minuten spre-
chen dürfen, sei eine „Selbstbeschränkung
des Parlaments“. Problematisch sei die Hal-
bierung der Fragestunde von 90 auf 45 Mi-
nuten. Dadurch sei nur noch ein Teil der
Fragen öffentlich zugänglich.

Mehr Digitalisierung Die Reform umfasst
eine Reihe weiterer Änderungen. So müs-
sen Sachverständige, die in Anhörungen
befragt werden sollen, künftig angeben, ob
sie ein persönliches Interesse an dem jewei-
ligen Regelungsgegenstand haben. Die Ab-
geordneten wollten wissen, so Johannes
Fechner, ob jemand das Gesetzgebungsver-
fahren beeinflussen will oder „wirklich
neutral“ ist.
Bundesbedienstete, vor allem des Bundes-
rechnungshofs, können künftig an öffentli-
chen Anhörungen teilnehmen. Wenn ein
Gesetzentwurf ganz erheblich den Daten-
schutz betrifft, gilt dies auch für den Bun-
desdatenschutzbeauftragten. Schnieder

lobte, dass sich die Koalition beim Bundes-
rechnungshof den Argumenten der Uni-
onsfraktion „gebeugt hat“. Filiz Polat er-
gänzte, auch Anregungen der Linken seien
aufgenommen worden. Sie bedauerte, dass
die Union nicht bereit sei, dieser „großen
Reform“ zuzustimmen.
Stephan Brandner (AfD) rief dazu auf, zu-
erst die unstreitigen Vorschriften der Ge-
schäftsordnung umzusetzen, bevor über
Reformen geredet werde. Seine Fraktion
wolle keine parallelen Sitzungen von Ple-
num und Ausschüssen, sondern mehr Sit-
zungswochen. Darüber hinaus müsse die
Gendersprache aus Bundestagsdrucksachen
verbannt werden.
Weiter vorangehen soll es mit der Digitali-
sierung. Während der Pandemie konnten
Ausschusssitzungen online stattfinden.
Diese befristete Möglichkeit wird nun als
Dauerregelung übernommen. Während Pa-
trick Schnieder nach eigenen Worten von
Digitalisierung noch nichts spürt, ist der
Bundestag nach Einschätzung von Filiz Po-
lat während der Pandemie digitaler gewor-
den. Volker Müller T

Standard ist derzeit die nichtöffentliche Ausschuss-Sitzung. SPD, Grüne und FDP wollen das ändern. © DBT/Thomas Köhler/photothek

Offene Türen
BUNDESTAG Auf Antrag der Koalitionsfraktionen sollen
ab Januar mehr Ausschüsse öffentlich tagen und auch
die Regierungsbefragung soll spannender werden.

> STICHWORT

Transparenz im Bundestag

> Arbeitsweise Die Geschäftsordnung
des Bundestages regelt seine Arbeitswei-
se und wurde auch in den vergangenen
Jahren immer wieder angepasst. Eine
größere Reform ist jedoch 40 Jahre her.

> Ausschüsse Die Ausschüsse tagen re-
gulär nichtöffentlich, außer bei öffentli-
chen Experten-Anhörungen. Künftig sol-
len mehr Sitzungen öffentlich durchge-
führt werden.

> Befragung Die Regierungsbefragung,
bei der ein Minister den Abgeordneten
Rede und Antwort steht, wird auf 90 Mi-
nuten verlängert, künftig sollen zwei Mi-
nister anwesend sein.

> Andere Parlamente In zehn Bundes-
ländern und im EU-Parlament tagen die
Ausschüsse bereits öffentlich.
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Schutz für Hinweisgeber beschlossen
RECHT Bundestag setzt EU-Vorgaben zu Whistleblowern verspätet um

Hinweisgeber auf Rechts- und Regelverstö-
ße in Unternehmen und Behörden, soge-
nannte Whistleblower, sollen künftig einfa-
cher und ohne Angst vor Repressalien auf
Missstände aufmerksam machen können.
Das bezweckt ein Gesetzentwurf der Bun-
desregierung (20/3442), den der Bundestag
am Freitag in einer vom Rechtsausschuss
veränderten Fassung (20/4909) mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen verab-
schiedet hat. Kern ist die Einrichtung von
Meldestellen in Unternehmen, Behörden
und Organisationen, an die sich Whistle-
blower wenden können. Damit werden
– verspätet – EU-Vorgaben umgesetzt.
Auf Veranlassung des Rechtsausschusses
werden diese Stellen auch anonyme Mel-
dungen bearbeiten und dazu eine anonyme
Kommunikation zwischen Hinweisgeben-
den und Meldestellen ermöglichen müssen.
Geschützt sein soll auch, wer verfassungs-
feindliche Äußerungen von Beamtinnen
und Beamten meldet. Das soll auch für Äu-
ßerungen unterhalb der Strafbarkeits-
schwelle gelten. Hinweisgebende, die Re-
pressalien erleiden, sollen eine Entschädi-
gung in Geld auch dann verlangen können,
wenn es sich nicht um einen Vermögens-
schaden handelt.
Unverändert bleibt im Hinweisgeberschutz-
gesetz, dass Unternehmen mit mindestens

50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine
interne Meldestelle einrichten müssen. Un-
ternehmen mit bis zu 249 Mitarbeitenden
können dabei Meldestellen gemeinsam auf-
bauen. Als externe Meldestelle soll, mit ei-
nigen Ausnahmen, das Bundesamt für Jus-
tiz dienen. Geschützt sein sollen nicht nur
Beschäftigte der Unternehmen und Behör-
den, sondern etwa auch Beschäftigte von
Zulieferern sowie Anteilseigner. Sofern ein
Whistleblower nach einer Meldung berufli-
che Nachteile erfährt, sieht das Gesetz eine
Beweislastumkehr vor. Es wäre dann zu be-
weisen, dass die Benachteiligung nicht auf
der Meldung beruhte. Wer allerdings vor-
sätzlich oder grob fahrlässig unrichtige In-
formationen meldet, begeht eine Ord-
nungswidrigkeit und muss für einen da-
durch entstandenen Schaden aufkommen.

»Keine Schikane« „Hinweisgeberinnen
werden in ihren Unternehmen drangsaliert,
gekündigt und müssen um ihre wirtschaftli-
che Existenz fürchten“, erklärte Carmen
Wegge (SPD) in der abschließenden Debat-
te. „Dem schieben wir nun einen Riegel
vor.“ Stephan Thomae (FDP) betonte, die
meisten Unternehmen seien selbst daran
interessiert, von Missständen zu erfahren,
um sie beheben zu können. Die neuen
Meldeverfahren seien daher keine Schika-

ne, sondern „eine echte Chance für Unter-
nehmen, noch besser zu werden“. Nach
Einschätzung von Martin Plum (CDU) da-
gegen belastet die Koalition 90.000 Unter-
nehmen mit „neuer Bürokratie“. Er beziffer-
te die auf die Wirtschaft zukommenden
Mehrkosten auf eine halbe Milliarde Euro.
Susanne Hierl (CSU) bemängelte, dass po-
tentielle Hinweisgeber durch unbestimmte
Rechtsbegriffe im Unklaren gelassen wür-
den, ob sie tatsächlich geschützt wären.
Sebastian Fiedler (SPD) hob den besseren
Schutz für Beamte hervor, die verfassungs-
feindliche Äußerungen von Kollegen mel-
den. Dies stärke auch das Vertrauen in die
Sicherheitsbehörden. Dagegen befürwor-
tete Fabian Jacobi (AfD) zwar den Schutz
von Whistleblowern, die Bestrebungen
zur „Abschaffung von Demokratie und
Rechtsstaat“ melden, dieses „überkomme-
ne Verständnis von Verfassungstreue“ wer-
de aber „zunehmend überlagert von ei-
nem neuen Verständnis, wonach schon
die Kritik an den Inhabern staatlicher
Ämter den Staat selbst delegitimieren und
damit verfassungsfeindlich sein soll“. Cla-
ra Bünger (Linke) kritisierte Ausnahmere-
gelungen zum Schutz von Staatsgeheim-
nissen. Ein „deutscher Edward Snowden“
wäre auch nach dem neuen Gesetz „nicht
geschützt“. Peter Stützle T

KURZ NOTIERT

Bundestag wählt drei
neueVerfassungsrichter

Der Bundestag hat vergangenen Donners-
tag eine Richterin und zwei Richter des
Bundesverfassungsgerichts gewählt. Der
an der Humboldt-Universität zu Berlin leh-
rende Rechtswissenschaftler Martin Eifert
tritt im Februar 2023 im Ersten Senat die
Nachfolge für Susanne Baer an. Rhona Fet-
zer wird im Zweiten Senat auf Monika Her-
manns folgen, deren Amtszeit im Novem-
ber abgelaufen ist. Fetzer ist aktuelle Vor-
sitzende des VIII. Zivilsenats am Bundesge-
richtshof. Thomas Offenloch wird die Nach-
folge im Zweiten Senat die Nachfolge für
Peter M. Huber antreten, dessen Amtszeit
ebenfalls abgelaufen ist. Offenloch ist Rich-
ter am Bundesgerichtshof und gehört dort
dem VI. Zivilsenat an. Die Amtszeit der Ver-
fassungsrichterinnen beträgt zwölf Jahre,
eine Wiederwahl ist nicht möglich. scr T

AfD fordert generisches
Maskulinum im Schriftverkehr

Die AfD-Fraktion fordert in zwei Anträ-
gen (20/4894; 20/4895) die Beibehal-
tung des generischen Maskulinums im
dienstlichen Schriftverkehr sowie eine
Studie zu den Auswirkungen der Benut-
zung geschlechtergerechter Sprache auf
die Bevölkerung. Beide Anträge wurden
vergangene Woche zur Beratung an die
Ausschüsse überwiesen. Die Fraktion be-
zieht sich unter anderem auf Wissen-
schaftler, die der These widersprechen,
dass Menschen bei Verwendung des ge-
nerischen Maskulinums vorwiegend an
Männer denken würden. che T

AfDwill Corona-Impfungen
für Minderjährige aussetzen

Die AfD-Fraktion fordert, Corona-Impfun-
gen bei Minderjährigen auszusetzen. Studi-
en hätten gezeigt, dass bei Kindern und Ju-
gendlichen die meisten Covid-19-Infektio-
nen als leichte grippale Infekte verliefen,
heißt es in einem Antrag (20/4891) der
Fraktion, der vergangene Woche erstmals
beraten wurde. In einer von der AfD-Frak-
tion beantragten Aktuellen Stunde ging
es zudem am Freitag um Nebenwirkun-
gen der Corona-Impfung. pk T

Unionsantrag zur Sicherung
der Kulturbranche abgelehnt

Die CDU/CSU-Fraktion ist mit ihrer For-
derung nach einer Verlängerung des
„Sonderfonds des Bundes für Kulturver-
anstaltungen“ bis Ende 2023 geschei-
tert. Der Bundestag lehnte den entspre-
chenden Antrag (20/4878) am Donners-
tag mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen das Votum der Union und
der Linken bei Enthaltung der AfD ab.
Die Union wandte sich in ihrem Antrag
gegen die von der Bundesregierung vor-
gesehene Verwendung der Restmittel
des Fonds zur Bewältigung gestiegener
Energiekosten im Kulturbereich. aw T

AfDwill Kriminalitätsstatistik
zu Messerangriffen

Die AfD-Fraktion fordert eine „aussagekräf-
tige Kriminalitätsstatistik zu Messerangrif-
fen“. In einem Antrag (20/4871), über den
der Bundestag vergangene Woche erstmals
debattierte, dringt die Fraktion darauf, dass
spätestens ab dem zweiten Halbjahr 2023
deutsche und nichtdeutsche Tatverdächtige,
die bei Gewaltdelikten ein Messer verwen-
den, einschließlich ihrer Staatsangehörig-
keit bundesweit erfasst werden. sto T

Union fordert Energiepreis-
bremse für Hochschulen

Die CDU/CSU-Fraktion fordert, dass Hoch-
schulen in die Härtefallregelungen der
Strom- und Gaspreisbremse aufgenom-
men werden. In einem Antrag (20/4874),
der am vergangenen Mittwoch erstmals
im Bundestag debattiert und an den Bil-
dungsausschuss überwiesen wurde, heißt
es außerdem, dass auch der wissen-
schaftliche Nachwuchs bedarfsgerecht fi-
nanziell unterstützt werden müsse. Die
Energiekrise treffe die Hochschulland-
schaft hart, argumentieren die Abgeord-
neten in ihrem Antrag. So werde an vie-
len Hochschulen besonders energieinten-
sive Forschung in beispielsweise Laserla-
boren betrieben. des T

Bundestag billigt Planung
der DeutschenWelle

Der Bundestag billigt die von der Deut-
schen Welle (DW) vorgelegte Aufgaben-
planung bis 2025 (20/1308). Der Bun-
destag verabschiedete eine Freitag einen
entsprechenden Antrag von SPD, Grünen
und FDP (20/4352) gegen das Votum der
AfD. So soll die Transformation des Aus-
landssenders zum digitalen Medienun-
ternehmen unterstützt und die Mittel für
technische Weiterentwicklungen bereit-
gestellt werden. Dazu gehöre auch das
Bemühen, Zensur und repressive techni-
sche Blockaden in Diktaturen und auto-
ritären Staaten zu umgehen. aw T

Am Limit
INFEKTIONSWELLE Kinderkliniken und Arztpraxen sind überlastet, Medikamente knapp

S
o angespannt war die Lage in
Kinderkliniken und Kinderarzt-
praxen lange nicht mehr. Seit
Wochen klagen Mediziner über
eine Infektionswelle, von der
auch Ärzte und Pfleger nicht ver-

schont bleiben. Somit kommt zu der Mas-
se an Patienten noch fehlendes Personal.
Das Robert Koch-Institut (RKI) ermittelte
Anfang Dezember eine ARE-Rate (Akute
respiratorische Erkrankungen) von 11,4
Prozent. Das entspricht rund 9,5 Millionen
Personen mit neu aufgetretenen akuten
Atemwegserkrankungen.
Der Lungenfacharzt und
Intensivmediziner Christi-
an Karagiannidis sagte der
„Tagesschau“: „Was wir ak-
tuell sehen, ist ein deutli-
cher und sehr früher An-
stieg der Influenza- und
RS-Virus-Infektionen, zu-
sätzlich zu denen mit Sars-
Cov-2.“
Das Respiratorische Synzyti-
al-Virus (RSV) verbreitet
sich laut RKI in den oberen
und unteren Atemwegen.
Das Virus gehört zu den wichtigsten Auslö-
sern für Atemwegsinfektionen bei Säuglin-
gen und Kleinkindern. Derzeit arbeiten
mehrere Pharmafirmen an Impfstoffen ge-
gen RSV, mit einer Zulassung wird in Kürze
gerechnet.

Weniger Betten Angesichts der dramati-
schen Lage warf der Berufsverband der Kin-
der- und Jugendärzte (BVKJ) der Politik
systematisches Versagen vor. Verbandschef
Thomas Fischbach kritisierte, die Pädiatrie
werde seit Jahren „ausgehungert“. 80 Pro-
zent der Kliniken hätten in den vergange-

nen Jahren die Zahl ihrer Betten reduzie-
ren müssen, auch im Intensivbereich. In
den Praxen müssten zunehmend kranke
Kinder mitversorgt werden.
Auf andere strukturelle Probleme verweist
ein Fall aus Nordrhein-Westfalen. In Plet-
tenberg gab der einzige Kinderarzt Michael
Achenbach jetzt einen Aufnahmestopp für
Neupatienten bekannt. Obwohl seine Pra-
xis schon lange überlaufen sei, gelte die Re-
gion offiziell nicht als unterversorgt, sagte
Achenbach im „Deutschlandfunk“ und
fügte hinzu, die Versorgungsstatistik bilde

die Realität nicht ab.
Zudem sind Medikamente
für Kinder knapp. In Apo-
theken teilweise nicht zu
bekommen sind nach An-
gaben der Kinderärzte
kindgerechte Schmerz- und
Fiebermittel, etwa Fieber-
säfte und Zäpfchen, Elek-
trolytelösungen für die Be-
handlung von Brechdurch-
fall sowie bestimmte Anti-
biotika. Der Berufsverband
der Kinderärzte macht die
Rabattvorgaben und Preis-

grenzen bei Medikamenten für den „Ver-
sorgungsnotstand“ verantwortlich.
Auch der Verband pro Generika erklärte,
die Engpässe seien Folge des jahrelangen
Drucks auf Preise und Herstellungskosten.
Bei Fiebersäften seien die Margen ohnehin
gering, in der Energiekrise gingen nun die
Kosten durch die Decke. Als weiteren
Grund nannte der Verband die Abhängig-
keit von asiatischen Zulieferern. Rund zwei
Drittel der Wirkstoffe kämen aus China
und Indien. Manche Hersteller seien aus-
gestiegen, weil die Produktion sich bei den
Erstattungspreisen gar nicht mehr rechne.

Die akute Infektionswelle und die Kinder-
heilkunde waren in der vergangenen Wo-
che auch Thema einer Aktuellen Stunde im
Bundestag. In der von gegenseitigen Vor-
würfen geprägten Debatte machten Redner
deutlich, dass neben aktuellen Problemlö-
sungen die Versorgung der Kinder perspek-
tivisch verbessert werden muss.

Behandlung im Flur Die Opposition kriti-
sierte in scharfer Form die teils prekäre Ver-
sorgungslage. Ates Gürpinar (Linke) sprach
von einem „kaputtgesparten Gesundheits-
system“ und verwies auf ei-
ne Umfrage, wonach Kran-
kenhäuser bereits Kinder
abweisen mussten. Kinder
seien zum Teil im Flur mit
Sauerstoff versorgt worden.
In den vergangenen 30 Jah-
ren sei die Kommerzialisie-
rung im Gesundheitswesen
vorangetrieben worden,
wobei mit der Versorgung
von Kindern kaum Profit
zu erwirtschaften sei. Die
Zahl der Beschäftigten und
der Betten sei in der Folge
gesunken. So könne jede neue Krankheits-
welle leicht zum Kollaps führen. Die Be-
schäftigten in Kliniken müssten das politi-
sche Versagen mit Mehrarbeit ausbaden.
Gürpinar forderte ein Wiederaufbaupro-
gramm für die Kinderheilkunde.
Die AfD-Fraktion stellte einen Zusammen-
hang her zwischen der aktuellen Infekti-
onswelle und der Coronapolitik der ver-
gangenen Jahre. Martin Sichert (AfD) sag-
te, in der Coronakrise sei Stimmung gegen
Kinder gemacht worden, von denen angeb-
lich ein besonderes Infektionsrisiko ausge-
gangen sei. Heute seien die Intensivstatio-

nen der Kinderkliniken voll, weil Kindern
durch Masken und Abstand die Immuni-
sierung fehle. Kinder müssten Infekte
durchmachen, um Immunität zu entwi-
ckeln.

Budgetierung ausgesetzt Gesundheits-
minister Karl Lauterbach (SPD) versprach,
die Probleme zügig anzugehen. Das Perso-
nal in Kliniken und Praxen arbeite am Li-
mit. Die Regierung habe reagiert und die
Pflegepersonaluntergrenzen in Kliniken
ausgesetzt. Zudem solle das Pflegepersonal

flexibel eingesetzt werden.
So könnten für einfachere
Fälle Pflegekräfte von Nor-
mal- auf Kinderstationen
delegiert werden, um Spe-
zialpflegekräfte zu entlas-
ten. Lauterbach kündigte
ferner an, auf die Budgetie-
rung zu verzichten, damit
Ärzte für jede zusätzliche
Leistung voll bezahlt wer-
den. „Wir setzen die Budge-
tierung ab sofort für die
Kinderkliniken und Praxen
aus.“ Honorarkräfte, die in

Kliniken zusätzlich arbeiten, sollen zudem
über die Pflegebudgets vollständig abrech-
net werden können. Der Minister kündigte
einen Gesetzentwurf für die Neuregelun-
gen an. Sollte sich die Lage in den Kinder-
kliniken nicht verbessern, will Lauterbach
notfalls planbare Eingriffe bei Erwachse-
nen verschieben. Er versicherte: „Wir lassen
hier kein Kind zurück.“ Er will außerdem
Vorschläge unterbreiten, um Lieferengpässe
für Arzneimittel zu überwinden.
Simone Borchardt (CDU) erinnerte Lauter-
bach daran, dass er selbst und die SPD an
der Einführung der umstrittenen Fallpau-

schalen (DRG) vor 20 Jahren beteiligt wa-
ren. Der Reformbedarf sei groß, es werde
jedoch viel angekündigt und wenig ge-
macht. Benötigt würden mehr Effizienz
und eine bedarfsgerechte Versorgung. Die
Sektorengrenzen müssten aufgebrochen
und innovative Versorgungsformen erprobt
werden. Auch sollte der ärztliche Bereit-
schaftsdienst neu aufgestellt werden. Die
CDU-Abgeordnete sprach von einer aktuell
schwierigen Lage, wobei die Erkältungssai-
son erst am Anfang sei. Ihrer Ansicht nach
gibt es aber keinen Grund für Panik. Zwar
bestätigten die Kliniken den Krisenmodus,
die Versorgung der Patienten sei aber ge-
währleistet.

Energiekosten Ricarda Lang (Grüne) hielt
der Union vor, in der Vergangenheit fal-
sche Weichen in der Gesundheitspolitik ge-
stellt zu haben, und sprach von Missma-
nagement. Ärzte und Pfleger täten in dieser
harten Zeit alles, um die Verwundbarsten,
die Kinder, zu schützen. Sie erinnerte da-
ran, dass unlängst Finanzierungsgarantien
für Kinderkliniken gewährt worden sind.
Hinzu komme der Ausgleich für die hohen
Strom- und Gaskosten in Kliniken und
Pflegeeinrichtungen. Lang sagte, die Kin-
dermedizin werde gestärkt, die Ökonomi-
sierung zurückgedrängt.
Andrew Ullmann (FDP) warnte mit Blick
auf die Linke vor scheinbar einfachen Lö-
sungen. Es sei ein Irrtum zu glauben, dass
mit dem Verzicht auf Fallpauschalen alle
Probleme gelöst seien. Die „antiökonomi-
sche Propaganda“ zeige, dass die Linke die
komplexe Problemlage nicht erkannt habe.
Gleichwohl sei eine Strukturreform über-
fällig. Ullmann versprach: „Wir sind auf
dem Weg, das gesamte System nachhaltig
zu reformieren.“ Claus Peter Kosfeld T

Kinderkliniken und Arztpraxen werden derzeit von einer Infektionswelle überrollt. Die Versorgung der Kinder ist problematisch. Nun will die Bundesregierung entschlossen gegensteuern. © picture-alliance/dpa/Guido Kirchner

»Das
Profitsystem

hat im
Gesundheits-
bereich nichts
verloren.«
Ates Gürpinar

(Linke)

»Wir sind
bei der Öko-
nomisierung

zu weit
gegangen.«
Karl Lauterbach (SPD)
Gesundheitsminister
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Schnellere Verfahren
BAUEN Änderung zum Raumordnungsgesetz liegt vor

Mit einem Gesetz der Bundesregierung zur
Änderung des Raumordnungsgesetzes (20/
4823) hat sich der Bundestag in der ver-
gangenen Woche befasst und es zur weite-
ren Beratung an die Ausschüsse überwie-
sen. Bundesbauministerin Klara Geywitz
(SPD) betonte, „die Planungsprozesse in
Deutschland sollen schneller werden“, vor
allem, um den Ausbau von Infrastruktur
voranzubringen. Die Parlamentarier waren
sich einig darüber, dass die Verfahren be-
schleunigt werden müssen, jedoch dürfe
das nicht zum Nachteil der Bürgerbeteili-
gungen oder des Föderalismus geschehen.
Michael Breilmann (CDU) mahnte, es dür-
fe nicht sein, „dass Länder und Regionen
aktiv ihre Pläne ändern müssen, wenn sie
Bundesplänen widersprechen“. Das sei ein
deutlicher Bruch mit der bisherigen födera-
len Verfahrensstruktur. „Das ist systemwid-
rig und, ja, auch verfassungsrechtlich pro-
blematisch.“ Roger Beckamp (AfD) warnte
vor zu viel Tempo. Raumordnung meine
auch eine ausgewogene Siedlungsstruktur
und die Gewährleistung angemessener Na-
turräume. Es solle genug Raum für Wohn-
bedarf geben, aber die Landschaft dürfe
nicht zersiedelt werden. Für Susanne Hen-

nig-Wellsow (Linke) „klingt es erstmal
ganz gut, Infrastrukturmaßnahmen zu be-
schleunigen“. Es gebe viele Gründe, „bei-
spielsweise den Ausbau der erneuerbaren
Energien zu beschleunigen“. Jedoch gab sie
zu bedenken, dass Beteiligungsmöglichkei-
ten der Bürger nicht beschnitten werden
dürften. Die Frage stelle sich bei „der Lo-
sung Digitalisierung“. Analoge Formen der
Beteiligung seien für weite Teile der Bevöl-
kerung unverzichtbar und müssten ohne
Einschränkung erhalten bleiben.
Franziska Mascheck (SPD) widersprach der
Kritik von Union und Linke, vielmehr hole
der Gesetzentwurf „das Raumordnungsge-
setz jetzt ins 21. Jahrhundert“. Auch Chris-
tina-Johanne Schröder (Grüne) lobte das
Gesetz. Denn beim Ausbau von Trassen
oder von erneuerbaren Energien, „brau-
chen wir mehr Tempo“. Dem schloss sich
Daniel Föst (FDP) an: „Es ist wichtig, dass
wir das Raumordnungsgesetz modernisie-
ren und flexibilisieren“. Zum einen würden
Beteiligungsverfahren digitalisiert, zum an-
deren werde die Raumverträglichkeitsprü-
fung geändert. Da würden Doppelbelas-
tungen vermieden, das entlaste die Verwal-
tung und sorge für mehr Tempo. nki T

Union will späteren Start
des Lieferkettengesetzes
UNTERNEHMEN Sorge wegen »zusätzlicher Belastung«

Vor eineinhalb Jahren von der großen Ko-
alition beschlossen, soll das deutsche Lie-
ferkettengesetz, namentlich „Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz“ (LkSG), am 1. Ja-
nuar 2023 in Kraft treten. Doch 17 Tage
vor Ablauf des alten Jahres hat die CDU/
CSU-Fraktion in einem Antrag (20/4876)
gefordert, das Gesetz bis zum 1. Januar
2025 auszusetzen.
Die deutschen Unternehmen seien gegen-
wärtig nicht nur angesichts der Nachwir-
kungen der Corona-Pandemie, sondern
auch durch die Folgen des völkerrechtswid-
rigen Angriffskriegs auf die Ukraine „in un-
geahnter Weise belastet“, schreibt die Uni-
onsfraktion: „In einer Zeit, in der diese Ver-
werfungen schon jetzt zu tiefgreifenden
Lieferkettenstörungen führen, bedarf es
umso mehr eines regulatorischen Innehal-
tens und einer Aussetzung der Anwendung
des LkSG“. Das Lieferkettengesetz verpflich-
tet alle in Deutschland ansässigen Unter-
nehmen dazu, den Schutz der Umwelt,
von Menschen- und Kinderrechte entlang
globaler Lieferketten zu verbessern.

Angespannte Lage „Die deutsche Wirt-
schaft ist eine andere, als im Juli letzten
Jahres, deswegen brauchen wir jetzt auch
eine andere Politik“, sagte der CDU-Abge-
ordnete Maximilian Mörseburg am Don-
nerstagabend in der Debatte zum Antrag.
In der ohnehin wirtschaftlich angespann-
ten Lage dürfe die Politik nicht „das Lüft-
chen sein“, dass die Unternehmen über die
Klippe gehen lasse, so Mörseburg. Deutli-

cher Widerspruch kam von Bernd Rützel,
SPD: „Menschenrechte sind nicht abhängig
von irgendwelchen Situationen, sie sind
nicht abhängig von irgendwelchen Groß-
wetterlagen.“ Man habe den Unternehmen
genug Zeit eingeräumt, sich auf den Start
des Gesetzes vorzubereiten.

Nachweis nicht erbracht Auch für Bünd-
nis 90/Die Grünen war die Sorgfaltspflicht
unverhandelbar: „Ein wirksames Lieferket-
tengesetz schützt Menschen und Umwelt,
aber auch die ehrlichen Unternehmen in
unserem Land, die sich vielfach auch ohne
gesetzliche Vorgaben bereits an Standards
halten“, sagte Maik Außendorf.
Carl-Julius Cronenberg (FDP) erinnerte
daran, dass es CSU-Minister Gerd Müller
war, der „lautstark“ dafür geworben habe,
das Lieferkettengesetz auf den Weg zu brin-
gen. Auch die Fraktion Die Linke lehnte ei-
ne Verschiebung ab: „Allein die Tatsache,
dass aktuell nur ein Prozent der Betriebe
sicher den Nachweis erbringen kann, dass
ihre Lieferketten sauber sind, macht über-
deutlich, warum dieses Gesetz nötig ist“,
sagte Bernd Riexinger.
Die AfD-Fraktion sprach sich gegen das
Gesetz als Ganzes aus. Der Abgeordnete
Markus Frohnmaier nannte es „asozial“:
„Mit diesem Lieferkettengesetz sollen aus-
schließlich deutsche Unternehmen weiter
belastet werden“, so Frohnmaier. Nach der
Debatte wurde der Antrag zur weiteren Be-
ratung an den Ausschuss für Arbeit und So-
ziales überwiesen. emu T

Das Gesetz soll auch Kinderarbeit eindämmen. © picture alliance / ASSOCIATED PRESS | Ebrahim Norooz

Bundesbau vor Neuordnung
HAUSHALT Bundesregierung erhofft sich mehr Effizienz

Die Zuständigkeit für den Bundesbau soll
neu geregelt werden. Ein entsprechender
Gesetzentwurf der Bundesregierung
(20/4284) in geänderter Fassung passierte
am Donnerstagabend mit den Stimmen
von SPD, Union. Grünen und FDP gegen
die Stimmen der AfD bei Enthaltung der
Linken den Bundestag. Konkret plant die
Bundesregierung mit dem Gesetzentwurf,
die Zuständigkeit für den Bundesbau der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
(BImA) zu übertragen. Sie soll sich zur
Durchführung ihrer Aufgaben der Bauver-
waltungen der Länder sowie des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumordnung
(BBR) bedienen. Die BImA soll die Aufga-
be mit mehr „Eigenständigkeit und Eigen-
verantwortung“ wahrnehmen. Dazu soll
laut Vorstellung der Bundesregierung die
ministerielle Steuerung auf die Rechtsauf-
sicht beschränkt und der Verwaltungsrat
„als Beschlussorgan mit neuen Aufgaben
und Entscheidungsbefugnissen ausgestattet
und damit aufgewertet“ werden.
Gegenüber dem Regierungsentwurf kon-
kretisierten die Abgeordneten auf Ände-
rungsantrag der Koalition die Aufgaben des
Verwaltungsrates und das Vetorecht des

Vorsitzenden. Ferner ist nunmehr vorgese-
hen, dass die BImA bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben auch „bau-, wohnungs-,
stadtentwicklungspolitische und ökologi-
sche Ziele des Bundes zu unterstützen“ hat.
Thorsten Herbst (FDP) sagte, der Gesetz-
entwurf sei „notwendig und sinnvoll“,
denn auch der Bundesbau dauere „manch-
mal“ zu lange. Thorsten Rudolph (SPD)
betonte, mit der Neuordnung sowie der
neu gefassten Richtlinie für den Bundesbau
werde die BImA künftig „sehr viel schneller
und sehr viel besser“ bauen können. Mar-
kus Uhl (CDU) verwies auf Bauprojekte
des Bundes, die deutlich teurer und zeitlich
länger ausfielen. Die „Neuausrichtung“ sei
daher grundsätzlich richtig, es blieben aber
auch Bedenken, sagte Uhl. Wolfgang Wieh-
le (AfD) kritisierte Doppelstrukturen: „Effi-
zienz geht anders.“ Markus Kurth (Grüne)
sagte, die BImA können sich nun weiter-
entwickeln und eine „aktive dauerhaft Rol-
le im Immobilienbereich“ spielen könne.
Caren Lay (Die Linke) kritisierte, die BImA
sei „völlig falsch ausgerichtet“, denn im-
mer noch privatisiere sie Wohnungen. Ein
Entschließungsantrag ihrer Fraktion dazu
fand keine Mehrheit. scr T

Debatte über die Zukunft
der PCK Schwedt
ÖL-RAFFINERIEN Opposition befürchtet Lieferengpässe

Kurz vor dem Start des Ölembargos gegen
Russland konnte der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesministerium für
Wirtschaft und Klimaschutz, Michael Kell-
ner (Bündnis 90/Die Grünen), Entwarnung
geben: Die Bundesregierung sei mit den
Partnern in Polen zu einer Einigung ge-
langt; es habe eine Zusage für Öllieferun-
gen aus dem Nachbarland an die Raffine-
rie PCK in Schwedt gegeben.
„Wir haben jetzt die Zusage der polnischen
Seite, ab Januar ausreichende Ölmengen
zu liefern, die dem PCK eine komfortable
Auslastung von rund 70 Prozent ermögli-
chen“, sagte Kellner am Donnerstag im
Plenum. Die angekündigten Öllieferungen
aus Polen sollen zusammen
mit Lieferungen aus Ros-
tock sowie künftig auch aus
Kasachstan eine kontinuier-
liche Belieferung der PCK-
Raffinerie sicherstellen.
„Die genannte Auslastung,
die mit 70 Prozent im Janu-
ar beginnen und stetig aus-
gebaut werden soll, ist eine
gute Basis“, zeigte sich auch
Jörg Steinbach (SPD), Wirt-
schaftsminister in Branden-
burg, zufrieden.
Mit der Ankündigung kam
die Bundesregierung eini-
gen der Forderungen nach, die die drei Op-
positionsfraktionen von CDU/CSU, AfD
und Die Linke in mehreren Anträgen ge-
stellt hatten und die am Donnerstagmittag
im Plenum diskutiert wurden.

Transformation notwendig Kurz vor dem
Beginn des Öl-Embargos stehe die Raffine-
rie PCK Schwedt „vor einem hausgemach-
ten Fiasko“, befand Christian Görke (Die
Linke): „Wenige Tage, ja wenige Stunden
vor dem Embargobeginn sind die ange-
kündigten Ersatzlieferungen aus Polen und
Kasachstan immer noch nicht garantiert“,
sagte Görke als erster Redner – und erfuhr
später von Staatssekretär Kellner, dass es
die Einigung bereits gibt.
Dass die Raffinerie eine „Lebensader“ für
Deutschland sei, sei unbestreitbar, sagte
Markus Hümpfer (SPD). Sie sei insbeson-
dere für die neuen Bundesländer äußerst
wichtig und gehöre deshalb „in europäi-
sche Hände“. Wenn es gelinge, die PCK als
Hochtechnologiestandort zu einer „Le-

bensader der klimaneutralen Energie“ zu
transformieren, dann habe Schwedt die
Chance, zum „Herzschrittmacher unserer
industriellen Zukunft“ zu werden, sagte
Hümpfer.

»Für Polemik kein Platz« Einen „Wort-
bruch“ sah hingegen die Unionsfraktion:
Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck
(Bündnis 90/Die Grünen) habe im April
zur Rohölversorgung der Raffinerie
Schwedt gesagt: „Diese Alternative ist Auf-
gabe der nächsten Tage“, zitierte der CDU-
Abgeordnete Sepp Müller: Dieses Verspre-
chen habe Habeck gebrochen: „Sie haben
Vertrauen zerstört“, sagte Müller in Rich-

tung des Ministers.
Der AfD-Abgeordnete
Karsten Hilse (AfD) kam
auch nach der Rede Kell-
ners zu dem Schluss, dass
bislang keine Ersatzliefe-
rungen garantiert worden
seien. In Bezug auf den
Antrag der CDU/CSU-
Fraktion zum Thema sagte
Hilse, die Union bemänge-
le zurecht nicht nur das
Fehlen von Ersatzmengen
für Schwedt zu fairen Prei-
sen, sondern auch den
Mangel einer Rechtsgrund-

lage für das Embargo.
Für die Polemik, mit der die Opposition
argumentiere, sei in der Debatte kein Platz,
kritisierte Konrad Stockmeier für die Libe-
ralen. Die Linke bleibe „ in der Vergangen-
heit hängen“ und die Union bediene sich
„Tiraden vom Vertrauensbruch“. Dabei sei-
en es die massiven strategischen Fehlent-
scheidungen der Vergangenheit unter Füh-
rung der Union gewesen, die die aktuelle
Regierung nun ausbaden müsse, so Stock-
meier. Bernhard Herrmann (Bündnis 90/
Die Grünen) bekräftigte die Aussage Kell-
ners, dass die Versorgung Ostdeutschlands
mit Erdölprodukten gesichert sei.
Im Anschluss an die Debatte wurden die
Vorlagen der Linken (20/4762) und der
AfD (20/4890) in die Ausschüsse überwie-
sen, der Ausschuss für Klimaschutz und
Energie übernimmt die Federführung Zwei
AfD-Anträge (20/1863 und 20/1862) lehn-
te der Bundestag ab. Ebenfalls keine Mehr-
heit fand ein Antrag der Unionsfraktion
(20/4875). Elena Müller T

»Herr Habeck,
Sie haben Wort
gebrochen, Sie

haben
Vertrauen
zerstört!«
Sepp Müller (CDU)

D
ie Bremsbeläge sind aus-
gesprochen teuer: Bis zu
200 Milliarden Euro
kann der Staat jetzt aus-
geben, damit die Preis-
bremsen für Gas, Wärme

und Strom greifen. Mit den Stimmen der
Koalitionsabgeordneten setzte die Ampel
ihre entsprechenden Gesetzesvorhaben
(20/4683 und 20/4685) durch.
Der Gaspreis für Privatkunden sowie klei-
nere und mittlere Unternehmen soll so ge-
deckelt werden, dass für 80 Prozent des
Vorjahresverbrauchs zwölf Cent pro Kilo-
wattstunde anfallen. Für Fernwärme wird
die Begrenzung auf 9,5 Cent pro Kilowatt-
stunde festgelegt. Der Strompreis soll für
diesen Verbraucherkreis auf 40 Cent pro
Kilowattstunde festgeschrieben werden
– gleichfalls bezogen auf 80 Prozent des
Vorjahresverbrauchs. Die Preisbremsen sol-
len zwar erst im März aktiviert werden,
dann aber rückwirkend ab Januar gelten.
Die Gesetzesmaßnahmen laufen Ende
April 2024 aus.

Industrie wird unterstützt Auch große
Industrieunternehmen werden ab Januar
bei Gas- und Strompreisen unterstützt. Da-
bei sorgte der Ausschuss für Klimaschutz
und Energie dafür, dass in die Gesetze eine
Regelung für Bonuszahlungen und Divi-
denden aufgenommen wurde. Unterneh-
men, die um mehr als 25 Millionen Euro

durch die Preisbremsen entlastet werden,
dürfen keine Boni oder vergleichbare Leis-
tungen gewähren und keine Dividenden
auszahlen.
Optimistisch versprach Gesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach (SPD) namens der
Bundesregierung in der Debatte: „Wir wer-
den stärker aus dieser Krise
herauskommen, als wir hi-
neingegangen sind.“ Er ver-
wies damit auf künftig grö-
ßere Unabhängigkeit in der
Energieversorgung und ei-
nen höheren Anteil an er-
neuerbaren Energien. Der
Minister gab sich kämpfe-
risch: Mit den Preisbrem-
sen sei das Signal an Mos-
kau verbunden, dass sich
die Deutschen nicht erpres-
sen ließen und Demokratie
und Menschenrechte ver-
teidigten.
So sah es auch Ricarda Lang (Grüne). Der
russische Präsident Wladimir Putin habe
die Stärke der Demokratie in Deutschland
und die Solidarität mit der Ukraine unter-
schätzt: „Wir lassen uns nicht spalten.“
Freilich habe das Problem der teuren Ener-
gie schon vor Putins Angriffskrieg auf die
Ukraine begonnen, nämlich durch die
jahrzehntelange Abhängigkeit von russi-
schem Gas. Jetzt zahlten die Bürgerinnen
und Bürger den Preis dafür. Die Koalition

nehme Geld in die Hand und lasse nie-
manden in dieser Krise allein. So werde
aus dem Winter der Wut ein Winter der So-
lidarität.
Andreas Jung (CDU) machte klar, dass
Deutschland bei der Bekämpfung der Ener-
giekrise noch nicht über den Berg sei. Es

müssten alle Potenziale zur
Energieeinsparung genutzt
werden. Der Koalition hielt
er vor, sie habe zu viel Zeit
verstreichen lassen. Des-
halb komme die Energie-
preisbremse nicht vor, son-
dern erst nach dem Winter.
Matthias Miersch (SPD)
strich heraus, die Ampelko-
alition stelle mit den Ener-
giepreisbremsen unter Be-
weis, dass sie gestalten und
Preissicherheit schaffen
könne. Er hob hervor, dass
nun auch die Nutzer von

Öl und Pellets bei der Unterstützung ähn-
lich gestellt werden sollen wie die Gaskun-
den. Die Koalition werde aufpassen, dass
die Maßnahmen auch wirken und gegebe-
nenfalls nachsteuern. Der Ausbau der er-
neuerbaren Energien sei der Schlüssel zur
Energiesouveränität.
Steffen Kotré (AfD) sagte, das „Abrissunter-
nehmen Ampelkoalition“ mache Schul-
den, die nicht mehr rückzahlbar seien.
Planwirtschaftlich würden Löcher mit Steu-

ergeldern gestopft, die ohne die Sanktio-
nen gegen Russland gar nicht erst entstan-
den wären. Geboten sei, auf Kernenergie,
Kohleverstromung und die Beendigung der
Sanktionen zu setzen. Über Umwege kom-
me weiterhin russisches Gas nach Deutsch-
land. Russland bekomme also weiter Geld.
Die Koalition gehöre wegen der Veruntreu-
ung von Steuergeldern auf die Anklage-
bank.
Lukas Köhler (FDP) erklärte, die Koaliti-
on tue alles dafür, gegen den Krieg in der
Ukraine zu arbeiten, dafür zu sorgen,
dass der Mittelstand erhalten bleibe, dass
Härten die Bürger weniger treffen, dass
die Ukraine unterstützt werde. Mit den
Gesetzen habe die Koalition einfache,
schnelle und wirksame Instrumente vor-
gelegt. Perfekt seien die Maßnahmen
nicht, aber die Koalition habe sich für
Pragmatismus entschieden. Eine Gas-
mangellage dürfe nicht passieren. Des-
halb dürfe auch die deutsche Gasförde-
rung nicht ausgeschlossen sein.
Klaus Ernst (Linke) stufte die über Jahr-
zehnte niedrigen Gaspreise als Grundlage
des Wohlstands der Bundesrepublik ein. Er
freue sich, dass sich Ex-Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) nicht für ihre Politik gegen-
über Russland entschuldige. Nach seiner
Rechnung verdoppele sich der Gaspreis
trotz der Gaspreisbremse. Die industrielle
Basis Deutschlands werde gefährdet, erklär-
te Ernst. Franz Ludwig Averdunk T

Heizöl und Holzpellets sind erheblich teurer geworden.Wer damit heizt, soll auch geschützt werden. © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

Entlastung
naht
ENERGIE Der Bundestag beschließt
Preisbremsen für Heizkosten und
Stromversorgung

»Aus dem
Winter der
Wut wird
ein Winter

der
Solidarität.«

Ricarda Lang
(Grüne)
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Neue Richtlinie für
Breitbandförderung gefordert
Der Bundestag hat erstmals über einen An-
trag der Unionsfraktion (20/4877) debat-
tiert, in dem diese fordert, unverzüglich
den Entwurf einer neuen Breitband-Förder-
richtlinie auszuarbeiten und den Beteilig-
ten in den Ländern und Kommunen vorzu-
stellen. Zudem solle ein Zeithorizont mitge-
teilt werden, bis wann diese voraussichtlich
in Kraft trete. Der Antrag wurde zur weite-
ren Beratung an den Digitalausschuss über-
wiesen. lbr T

Umwandlungsgesetz
nicht abgestimmt

Der Bundestag hat vergangene Woche auf
einen Beschluss zum Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Umsetzung der Um-
wandlungsrichtlinie (20/3822) verzichtet.
Stattdessen wurde die Vorlage an den
Rechtsausschuss zurücküberwiesen. Hinter-
grund der Rücküberweisung war, dass der
zuständige Ausschuss des Bundesrates der
Fristverkürzungsbitte des Bundestages
nicht zugestimmt hatte und das Gesetz
nicht vor Februar 2023 in der Länderkam-
mer abschließend beraten wird. Da das Ge-
setz aber zum 31. Januar in Kraft treten
sollte, wäre durch den einseitigen Be-
schluss des Bundestages ein verfassungs-
rechtliches Risiko entstanden.

Union dringt auf Übergangs-
regelung beim Umweltbonus

Die Unionsfaktion fordert mit einem Antrag
(20/4879) eine Übergangsregelung beim
Umweltbonus. Verbraucher, die ein E-Auto
bestellt haben, sollen noch bis Juni 2023
Förderung in der bisherigen Höhe beantra-
gen können. Hintergrund sind die ab Januar
geltenden neue Richtlinien zur Förderung
von Elektrofahrzeugen. Danach sollen Plug-
in-Hybride den Umweltbonus nicht mehr er-
halten, für Stromer sind reduzierte Förder-
sätze vorgesehen. Der Antrag wurde in den
Wirtschaftsausschuss überwiesen. sas T

Ein erster Schritt
TIERWOHL Minister Cem Özdemir stellt Gesetz für staatliches Tierhaltungskennzeichen vor

W
ir müssen endlich
loslegen“, mit die-
sen Worten stellte
Bundeslandwirt-
schaftsminister
Cem Özdemir

(Grüne) seinen Gesetzentwurf (20/4822) für
ein staatliches Tierhaltungskennzeichen am
vergangenen Donnerstag im Bundestag vor.
Der Minister bezeichnete
die verbindliche Tierhal-
tungskennzeichnung als
„notwendigen ersten
Schritt“, dem weitere folgen
würden. Ziel der Agrarpoli-
tik der Bundesregierung sei
der Umbau der Nutztierhal-
tung, damit landwirtschaft-
liche Betriebe eine Zukunft
hätten, erklärte Özdemir in
der ersten Lesung des Ge-
setzentwurfs.
Nach jahrelangen Debatten
hat das Bundeskabinett im
Oktober den Entwurf aus dem Bundesmi-
nisterium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) auf den Weg gebracht, wonach ein
verpflichtendes Kennzeichen für die Schwei-
nehaltung ab 2023 starten soll – vorerst al-
lerdings nur bezogen auf frisches Schweine-
fleisch. Schrittweise sollen weitere Bereiche
wie Gastronomie und Außer-Haus-Verpfle-
gung sowie Tierarten wie Rinder und Geflü-
gel dazukommen. Vorgesehen ist ein Modell

mit fünf Haltungskategorien während der
Mast: Stall, Stall und Platz, Frischluftstall,
Auslauf/Freiland sowie Bio. Fleisch aus dem
Ausland soll auf freiwilliger Basis gekenn-
zeichnet werden können.
„Jetzt ist es Zeit für den nächsten großen
Schritt, sonst gebe es künftig nur noch
Fleisch aus dem Ausland“, sagte Özdemir.
Dort würden Tiere jedoch nicht besser ge-

halten. Sein schrittweises
Vorgehen sei auch den Er-
fahrungen der letzten
16 Jahre geschuldet, so Öz-
demir, „alles auf einmal“
habe beim Umbau der
Tierhaltung nicht umge-
setzt werden können.
Für die Pläne erntet Özde-
mir heftige Kritik, nicht nur
Landwirte, Verbände, der
Handel sowie Umwelt-
schützer, auch Oppositi-
onsparteien laufen Sturm
gegen den Entwurf. „Für

das Gesetz gibt es die Schulnote fünf“, sag-
te Albert Stegemann (CDU). Ihm fehle ein
Gesamtkonzept beim Umbau der Nutztier-
haltung. Das hatte die Borchert-Kommissi-
on nach seiner Überzeugung jedoch bereits
im Jahr 2020 vorgelegt, allerdings sei die
Finanzierung von der FDP „weggesprengt“
worden. Die von Özdemir in Aussicht ge-
stellten 150 Millionen Euro pro Jahr reich-
ten laut Stegemann „bei weitem nicht aus“.

Sein Fraktionskollege Max Straubinger
(CSU) sprach von „Schiffbruch“, den die
deutschen Tierhalter erleiden würden. Mit
dem in dieser Form vorliegenden Entwurf
werde es zu massiven Schließungen land-
wirtschaftlicher Betriebe kommen.
Auch Stephan Protschka (AfD) sieht vor al-
lem den Bestand deutscher Schweinehalter
bedroht. Das geplante Tierkennzeichen ha-
be weder für die Verbraucher noch für die
Tiere Vorteile, so der Abgeordnete. Ledig-
lich die Mast der Tiere werde bewertet, die
Herkunft und die Aufzucht bleibe im Dun-
keln. Das Gesetz komme zudem „zum
denkbar ungünstigsten Zeitpunkt“, weil
sich die Lebensmittelpreise durch steigen-
de Energiekosten und zweistellige Inflati-
onsraten aktuell immer weiter verteuerten.

Zustimmung Ina Latendorf (Die Linke)
begrüßte zwar die Gesetzesinitiative, doch
aus ihrer Sicht sei eine Anpassung der Tier-
schutzgesetzgebung und der Nutztierhal-
tungsverordnung nötig. Die Anhebung des
gesetzlichen Mindeststandards für alle Tier-
arten „ist längst überfällig“, so Latendorf.
Zudem bemängelte sie, dass „konkrete Ter-
mine für die Erweiterung der Kennzeich-
nungspflicht für verarbeitete Produkte und
weitere Tierarten“ fehlten.
Um von Anfang an Klarheit beim Umbau
der Tierställe zu bekommen, fordert Carina
Konrad (FDP), dass alle notwendigen Ände-
rungen im Bau- und Immissionsschutzrecht

parallel zu den Beratungen zum Tierwohl-
kennzeichen laufen müssten. Neben dem
Tierwohl stehe schließlich auch die Zu-
kunftsfähigkeit der landwirtschaftlichen Be-
triebe in diesem Land auf dem Spiel. Es sei
zwar zu begrüßen, dass die Bundesbaumi-
nisterin bereits signalisiert habe, die Anlie-
gen der Landwirte zu berücksichtigen, doch
nun gehe es darum, „Worten Taten folgen zu
lassen“.
Susanne Mittag (SPD) sprach von „einem
guten Tag für die Tierhaltung“, da nun der
erste Schritt hin zu tierwohlgerechteren
Haltungsformen getan sei. Innerhalb der

nächsten Monate würden weitere Pläne
vorgestellt. Die Tierhaltung werde durch
einheitliche staatliche Vorgaben „besser
kontrollierbar und transparenter“, sagte
Mittag. Gleichwohl räumte sie „Nachbesse-
rungsbedarf“ ein, allerdings seien die „Ver-
handlungen dazu innerhalb der Ampel
längst im Gange“.

Europaweit Renate Künast (Grüne) stellte
sich demonstrativ hinter die Pläne Özde-
mirs. Mit der staatlichen Tierhaltungskenn-
zeichnung werde „der erste Schritt für ein
neues System in der Tierhaltung gemacht“,
so die frühere Agrarministerin. Sie sei über-
zeugt, dass nicht nur der Grundstein für
den Umbau der deutschen, sondern auch
der europäischen Tierhaltung gelegt wor-
den sei. Das nun vorliegende Gesetz müsse
nun durch die Notifizierung der Europäi-
schen Union in Brüssel, so die Grüne. Da-
nach gehe es durch die parlamentarische
Beratung. Anschließend werde „Verord-
nung für Verordnung kommen“. Als nächs-
ter Schritt stehe die Ausweitung der Kenn-
zeichnungspflicht an. Ihrer Meinung nach
seien Tempo und Entschlossenheit gefragt.
Der Entwurf der Bundesregierung sowie
der AfD-Antrag mit dem Titel „Eine trans-
parente Herkunftskennzeichnung als Vo-
raussetzung für eine freie und mündige
Kaufentscheidung“ (20/4889) wurden zur
weiteren Beratung an den zuständigen Aus-
schuss überwiesen. Nina Jeglinski T

Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir (links) beim Besuch eines Schweinehaltungsbetriebes im Landkreis Celle im April dieses Jahres © picture-alliance/dpa/Moritz Frankenberg

»Der Umbau
der Tier-

haltung ist ein
Marathon, das
Gesetz ist der
erste Schritt«
Cem Özdemir, Bundes-
agrarminister (Grüne)

> STICHWORT

Schweinehaltung in Deutschland

> Zahl der Tiere In Deutschland werden
22,3 Millionen Schweine gehalten.

> Betriebe Die Zahl der Schweinehalter
ist seit Jahren rückläufig, derzeit existie-
ren noch 17.900 Betriebe. 1990 waren
es 123.500 und 1980 etwa 511.215.

> Umbau Nach Berechnungen der Borchert-
Kommission sind dafür zwischen 1,2 bis 3,6
Milliarden Euro pro Jahr nötig. Der Wissen-
schaftliche Beirat des BMEL kam 2015 auf
drei bis fünf Milliarden Euro pro Jahr.

Mehr Geld für
den Ausbau des
ÖPNV
VERKEHR Die Bundesländer erhalten in
diesem Jahr vom Bund eine Milliarde Euro
mehr an Regionalisierungsmitteln für den
Ausbau des Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV). Zudem steigt ab 2023 die
jährliche Dynamisierungsrate der Regiona-
lisierungsmittel von 1,8 Prozent auf drei
Prozent. Bis 2031 erhöhen sich die Regio-
nalisierungsmittel des Bundes so um
17,3 Milliarden Euro. Den entsprechenden
Gesetzentwurf (20/4684) der Koalitions-
fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP zur Novellierung des Regio-
nalisierungsgesetzes verabschiedete der
Bundestag am vergangenen Donnerstag in
zweiter und dritter Lesung gemäß einer Be-
schlussempfehlung des Verkehrsausschus-
ses (20/4872).
Die Erhöhung der Regionalisierungsmittel
soll einerseits der Abfederung von Preis-
steigerungen infolge des Ukrainekrieges
dienen. Zudem soll der ÖPNV als umwelt-
freundlicher Verkehrsträger gestärkt und
wettbewerbsfähiger werden.
Während die CDU/CSU- und die AfD-
Fraktion gegen die Gesetzesnovelle stimm-
ten, votierte die Linksfraktion dafür. Aller-
dings bezweifeln alle drei Oppositionsfrak-
tionen, dass die erhöhten Regionalisie-
rungsmittel für einen Ausbau des ÖPNV
ausreichen werden. Damit könne allenfalls
der Bestand erhalten werden, monierte Mi-
chael Donth (CDU). Einen Entschlie-
ßungsantrag der Union (20/4904) für eine
weitere Erhöhung der Regionalisierungs-
mittel lehnte der Bundestag aber mit den
Stimmen der Koalition ab. Ebenfalls abge-
lehnt wurde eine Entschließungsantrag der
AfD (20/4900), der gemäß der Kritik des
Bundesrechnungshofes an der Erhöhung
der Regionalisierungsmittel eine Ermitt-
lung des Finanzierungsbedarfes für den
künftigen ÖPNV einfordert.
Überlagert wurde die Debatte durch die
Diskussion um das sogenannte 49-Euro-Ti-
cket, das im April 2023 eingeführt werden
soll. Unter dem Namen „Deutschlandti-
cket“ soll es zur bundesweiten Benutzung
des ÖPNV für 49 Euro pro Monat berechti-
gen. Bund und Länder hatten sich darauf
geeinigt, die Kosten von geschätzt drei Mil-
liarden Euro hälftig zu teilen. Die Finan-
zierung des Deutschlandtickets ist noch
nicht in der Erhöhung der Regionalisie-
rungsmittel enthalten. Dafür will die Koali-
tion ein weiteres Gesetz einbringen. Doch
in der Koalition scheinen noch nicht alle
Fragen geklärt zu sein. So kündigte Nyke
Slawik (Grüne) an, über die Ausgestaltung
des Tickets, „beispielsweise über die barrie-
refreie analoge Ticketoption zusätzlich zur
digitalen, über die Mitnahme von Kindern
und Jugendlichen auf dem Ticket und über
Lösungen für Menschen, für die 49 Euro
noch immer zu teuer sind“, müsse noch
verhandelt werden. aw T

Metaverse: Zwischen Chancen und Hype
INTERNET Was auf das heutige Internet folgen könnte, ist in einer Anhörung im Digitalausschuss vor allem auf eins gestoßen: Skepsis

Anfang Dezember ließ der Facebook-Kon-
zern Meta verlautbaren, dass der Technolo-
gieriese massiv in Forschung zum soge-
nannten „Metaverse“ investieren will:
2,5 Millionen Dollar Fördergelder sollen
allein für europäische Universitäten bereit-
gestellt werden. Aus Deutschland ist die
Hochschule Magdeburg-Stendal dabei.
Mit dem Metaverse und dem Web3 sind
Konzepte zur Weiterentwicklung des Inter-
nets auf Basis von Blockchain-Anwendun-
gen, wie Kryptowährungen oder Avataren
verbunden. Die Chancen und Risiken des
möglichen Nachfolgers des Internets in
3D, auf das mittels Augmented Reality
(AR) und Virtual Reality (VR) zugegriffen
werden können soll, beschäftigten den Di-
gitalausschuss vergangene Woche in einer
Expertenanhörung. Dabei wurden mehr-
heitlich kritische Töne laut: Während eini-
ge der neun Sachverständigen die Potenzia-
le hervorhoben, sprach die Mehrheit von
einem „Hype“, der von der Angst getrieben
sei, den Anschluss zu verpassen.
Sebastian Klöß (Bitkom e.V.) verwies da-
rauf, die aktuellen Entwicklungen nicht in
„überbordenden Bedenken“ zu ersticken.
Die Anwendungsmöglichkeiten und Poten-
ziale des Metaverse seien riesig, auch mit
Blick auf den Industriesektor. Web3 und
Metaverse böten große Chancen, dass Nut-

zer Inhalte selbst besitzen, kontrollieren
und monetarisieren, sagte Klöß.

Forschung stärken Dass die Sichtbarkeit
gesteigert werden müsse, betonte Philipp
A. Rauschnabel von der Universität der
Bundeswehr München. Er plädierte dafür,
die Forschung dazu zu stärken. Im Unter-
schied zum Web3 werde das Metaverse
Prozesse sichtbar verändern, sagte Rau-
schnabel – in absehbarer Zeit werde aber
nicht das bisherige Internet ersetzt, son-
dern vielmehr das Bestehende erweitert
oder ergänzt, stellte er klar. Wir seien es ge-
wohnt, im dreidimensionalen Raum zu in-
teragieren, deswegen würden Nutzer im
Metaverse mehr „tauchen“ als „surfen“, da
man Teil dessen sei, so Rauschnabel.
Der Journalist Ludwig Siegele (The Econo-
mist) sprach im Kontext des Metaverse von
einem „Buzzword“, das über den Atlantik
gewandert sei und warnte davor, die Pläne
von Meta zu ernst zu nehmen – gleichzei-
tig fehle in Deutschland eine Debatte darü-
ber, wie die digitale Wirtschaft der Zukunft
aussehen soll. Grundsätzlich werde deut-
lich, dass ein neuer ökonomischer Raum
entstehe, der immer wichtiger werde. Um
europäische Werte durchzusetzen, müssten
Lösungen gefunden werden, die technisch
einen „dritten Weg“ darstellten und bei de-

nen Blockchain helfen könne, sagte er.
Dass die Blockchain als dauerhaftes Spei-
chermedium inkompatibel mit der EU-
Grundrechtecharta und der Datenschutz-
Grundverordnung sei, betonte Malte Enge-
ler, Richter am Verwaltungsgericht Schles-
wig-Holstein. Ein zentraler Kritikpunkt sei
die Einführung der Kategorie „Eigentum“
etwa in Bezug auf personenbezogene Da-
ten. In diesem Kontext nannte Engeler
auch das Recht auf Vergessenwerden, das
mit der Blockchain-Technologie nicht ver-

einbar sei, da Einträge nur ergänzt, aber
nicht gelöscht werden können. Probleme
beim Konzept des Eigentums an den eige-
nen Daten sprach auch die Sachverständige
Molly White (Library Innovation Lab Har-
vard University) an. In einer Blockchain
gespeicherte Nutzerdaten seien dadurch
noch mehr Marketingfirmen und Daten-
analyse-Unternehmen zugänglich, sagte
sie. Die Machtverteilung bei Blockchain-
Projekten bleibe enorm zentralisiert.

Gerechteres Internet? Informatikprofes-
sor Boris Hollas von der HTW Dresden be-
tonte, dass mit dem Web3 Hoffnungen,
unter anderem auf ein „besseres und ge-
rechteres“ Internet verbunden seien. Wie
dies technisch funktionieren solle, sei je-
doch unklar. Die Blockchain-Technologie
benötige viel Speicherplatz, Bandbreite
und Rechenleistung, da sämtliche Daten in
der Blockchain gespeichert würden. „Für
globales Internet ist die Blockchain denk-
bar ungeeignet“, sagte Hollas hinsichtlich
der Skalierbarkeit. Für kleine Datenmen-
gen funktioniere sie hingegen gut.
Sehr kritisch äußerte sich auch Jürgen Geu-
ter (Art+Com und Otherwise Network),
der von „hyperkapitalistischen Strukturen“
sprach. Über Blockchain werde bereits seit
14 Jahren gesprochen und trotzdem hätten

die Verfechter nichts vorzuweisen. Das In-
ternet habe „mehr Ernsthaftigkeit ver-
dient“, sagte Geuter. Der digitale Raum
müsse verteidigt und gestaltet werden, be-
stehende Regelwerke müssten angewandt
und das partizipative Internet gefördert
werden, lautete seine Einschätzung. Auch
Softwareentwicklerin Lilith Wittmann be-
tonte, dass die Blockchain-Technik insbe-
sondere in Kombination mit personenbe-
zogenen Daten eine „lange Liste von Risi-
ken“ berge. Sie verwies auf den überschau-
baren Nutzen von Blockchain-Projekten
und kritisierte, dass Deutschland „der In-
novation wegen“ signifikant in diese inves-
tiere. Nicht oder zu wenig berücksichtigt
würden dabei soziale Auswirkungen der
Technologie.
In Web3, Metaverse und Kryptowährungen
sah auch Elizabeth Renieris (Hackylawyer,
Oxford Institut für Ethics in Artificial Intel-
ligence) Herausforderungen für Menschen-
rechte und Ethik. Es bestehe etwa die Ge-
fahr, dass die kommerzielle Ausbeutung
von Individuen durch digitale Interaktio-
nen wie etwa durch intelligente Verträge
(Smart Contracts) verschärft werde, sagte
Renieris. Sie verwies auf die Notwendigkeit
einer barrierefreien Gestaltung von virtuel-
len Räumen, um Inklusion und Zugäng-
lichkeit zu fördern. Lisa Brüßler T

Virtual Reality-Brillen sind ein Baustein
für das Metaverse.
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Unterstützung für
Moldaus EU-Kurs
AUSWÄRTIGES Sorge wegen Abhängigkeit von Russland

Die Koalitionsfraktionen von SPD, Grünen
und FDP setzen sich für die andauernde Un-
terstützung des EU-Beitrittskandidaten Mol-
dau ein und haben dazu einen Antrag (20/
4332) vorgelegt, den der Bundestag vergan-
gene Woche mit ihren Stimmen und jenen
der Union gegen die Stimmen der AfD bei
Enthaltung der Linken angenommen hat.
Die Sorgen Moldaus angesichts des russi-
schen Angriffskriegs im Nachbarland Ukrai-
ne seien begründet und nachvollziehbar,
heißt es in der Vorlage. Gleichzeitig habe das
Land seit der Wahl Maia Sandus zur Staats-
präsidentin 2020 die Forderungen aus der
Bevölkerung nach demokratischen und
rechtsstaatlichen Reformen und einer Über-
windung von Korruption und Vetternwirt-
schaft aufgegriffen, „einen mutigen und am-
bitionierten Reformkurs eingeschlagen und
sich der Europäischen Union weiter angenä-
hert“. Neben der andauernden Unterstützung
der EU-Beitrittsperspektive soll die Bundesre-
gierung Moldau direkte, zweckgebundene
Budgethilfen für die Überwindung kurzfristi-
ger Herausforderungen – Stichwort Energie-
abhängigkeit von Russland – in Aussicht stel-
len. Weitere Forderungen zielen unter ande-
rem auf den Ausbau der Verkehrsinfrastruk-
tur, die Mobilisierung von Investitionen so-
wie auf die Hilfe für Geflüchtete in Moldau
und hier insbesondere den Schutz von Frau-
en und Kindern.
Merle Spellerberg (Grüne) argumentierte,
dass Russland das Land mit seiner Energieab-
hängigkeit erpresse. „In Moldau versucht

Russland einen weiteren Krisenherd in
Europa zu schaffen und unsere Solidarität zu
testen.“ Knut Abraham (CDU) nannte den
EU-Kandidatenstatus für das Land eine „epo-
chale Entscheidung“. Nötig seien nun Zwi-
schenschritte, etwa der schrittweise Zugang
zum EU-Binnenmarkt. Eine „zweite Hänge-
partie“ wie beim Westbalkan dürfe es nicht
geben. Johannes Schraps (SPD) hob hervor,
dass alternative Verbindungen zwischen Mol-
dau und Rumänien, zwischen EU und Mol-
dau von EU-Seite weiter ausgebaut werden
müssen, um die große Abhängigkeit von rus-
sischen Energieträgern langfristig abzubauen.
Anikó Glogowski-Merten (FDP) sprach von
der notwendigen Unterstützung „alliierter,
moderner und demokratischer Gesellschaf-
ten“ wie in Moldau, „die sich den oli-
garchischen Strukturen eines rückwärtsge-
wandten Putinismus“ widersetzten.

Neutralität Kritik kam von AfD und Lin-
ken, sie verwiesen auf eine Gefährdung der
Neutralität des Landes durch EU-Kurs und et-
waige Nato-Perspektive. Matthias Moosdorf
(AfD) sagte, die EU treibe Moldau „mit einer
Schwarz-Weiß-Politik in den Blackout, in ei-
ne Schuldenfalle und eigentlich sogar in den
Krieg.“ Sevim Dagdelen (Die Linke) begrüßte
die geplanten Budgethilfen für Moldau, kriti-
sierte aber den Anschluss an den EU-Militär-
pakt: Dies fördere Fliehkräfte in dem Land
und sei Zeichen einer „Außenpolitik, die sich
im Feuerlöschfahrzeug wähnt und zugleich
mit Benzin hantiert“. ahe T

Alternative zur Seidenstraße
ENTWICKLUNG Union will Investitionen beschleunigen

Die Europäische Union und die G7 wol-
len dem wachsenden Einfluss Chinas in
Entwicklungs- und Schwellenländern und
der chinesischen Investitionsoffensive
(„Neue Seidenstraße“) mit zwei milliar-
denschweren Initiativen etwas entgegen-
setzen: Für eine enge Verzahnung dieser
Global Gateway-Initiative der Europäi-
schen Kommission und der Partnerschaft
für globale Infrastruktur und Investitio-
nen der G7-Staaten setzt sich die Unions-
fraktion in einem Antrag (20/4882) ein.

Infrastruktur Wie die Abgeordneten da-
rin ausführen, sollen im Rahmen von
Global Gateway der EU zwischen 2021
und 2027 Investitionen in Höhe von bis
zu 300 Milliarden Euro für Infrastruktur-
investitionen in Entwicklungsländern
mobilisiert werden. Im Rahmen der
G7-Partnerschaft für globale Infrastruktur
und Investitionen soll zusätzlich eine
Summe in etwa gleicher Höhe mobilisiert
werden, der besondere Schwerpunkt solle
dabei auf nachhaltiger, inklusiver, klima-
resistenter und hochwertiger Infrastruktur
in Schwellen- und Entwicklungsländern
liegen. Vor dem Hintergrund der zuneh-
menden globalen systemischen Konkur-
renz sollten die Initiativen strategisch
und zielgerichtet genutzt werden, „um

Partnerländern die Vorteile einer engeren
Kooperation mit liberalen Demokratien
aufzuzeigen“, schreiben die Abgeordne-
ten.
Sie fordern die Bundesregierung unter an-
derem auf, „Infrastruktur und Investitio-
nen nicht nur verbal zu unterstützen,
sondern baldmöglichst die Finanzierung
konkreter Projekte in diese Initiative ein-
zubringen“ und zudem im Rahmen von
Global Gateway neue Handelsabkommen
mit anderen Wirtschaftsräumen zu forcie-
ren, die zügig ausgehandelt und ratifiziert
werden können. Eine weitere Forderung
bezieht sich auf den Ausbau von Energie-
partnerschaften im Rahmen der beiden
Initiativen: „Die technologische Basis für
diversifizierte internationale Energiepart-
nerschaften gilt es zu identifizieren und
durch konkrete Technologievorhaben zu
unterstützen, etwa mittels Technologien
für Solarparks in sonnenreichen Regio-
nen und Umwandlung des Stroms in Am-
moniak, Methanol oder eFuels sowie
auch die Technologie für entsprechende
Infrastrukturen zum Transport nach
Deutschland (primär Schiffe).“
Den Antrag der Union hat der das Bun-
destagsplenum vergangenen Freitag in die
Ausschüsse zur weiteren Beratung über-
wiesen. ahe T

Die Taliban fehlten
auf dem Petersberg
ENQUETE Versäumnisse zum Beginn des Afghanistaneinsatzes

Grundlegende Fehler des zwei Jahrzehnte
dauernden internationalen Afghanistan-
Engagements, das im Sommer vergange-
nen Jahres im Chaos endete, sind bereits
ganz am Anfang gemacht worden: So lau-
tete in der vergangenen Woche die Ein-
schätzung der Sachverständigen in der
zweiten öffentlichen Anhörung der En-
quete-Kommission „Lehren aus Afghanis-
tan für das künftige vernetzte Engagement
Deutschlands“. Es wäre besser gewesen,
man hätte die Taliban als Konfliktpartei an
dem Neuaufbau ihres Landes beteiligt und
zu der Petersberger Konferenz in Deutsch-
land Ende November 2001 eingeladen, alle
Konfliktparteien konsequent entwaffnet,
echte demokratische Strukturen zugelassen
und die Zivilgesellschaft stärker einbezo-
gen, darin waren sich die Expertinnen und
Experten einig. Die Bedingungen und Ver-
säumnisse zu Beginn der Afghanistan-Mis-
sion, rund um die Petersberger Konferenz
(vom 27. November bis 5. Dezember
2001), sowie die Wahrnehmung des inter-
nationalen Eingreifens seitens der afghani-
schen Bevölkerung und Zivilgesellschaft
standen im Mittelpunkt der Anhörung.

Wiederaufstieg Die afghanische Politike-
rin und Frauenrechtlerin Habiba Sarabi be-
zeichnete den Ausschluss der Taliban als
„größten Fehler“. Damit sei die Grundlage
für deren militanten Wiederaufstieg gelegt
worden. Hätte man sie einbezogen, wären
sie nicht in den bewaffneten Widerstand ge-

gen die Nato-Koalition gegangen. Wäre eine
Modernisierung des Landes das Ziel gewe-
sen, hätte man zudem größeres Gewicht auf
Recht und Gesetze legen müssen. Stattdessen
sei der Loja Dschirga, als einendes Organ,
das die Verfassung hervorbringe, „zu viel
Aufmerksamkeit“ geschenkt worden.
Thomas Ruttig (Afghanistan Analysts Net-
work) bezeichnete es neben dem „Geburts-
fehler“ des Afghanistan-Engagements, die
Taliban auszuschließen, als einen „strategi-
schen Fehler“, Repräsentanten der Zivilge-
sellschaft einen „Platz am runden Tisch des
Hauptforums auf dem Petersberg verwei-
gert“ und sie „nicht von Anfang an als selb-
ständige Akteure in die Umsetzung der Bon-
ner Vereinbarungen und die entstehende In-
terimsregierung eingebunden“ zu haben.
Susanne Schmeidl von der Schweizerischen
Friedensstiftung Swisspeace erinnerte daran,
dass es im Herbst 2001 nur wenige Tage Zeit
gegeben habe, ein breites und repräsentatives
Spektrum an Vertretern und Organisationen
aus Afghanistan einzuladen. In dieser knap-
pen Zeit hätte man längst nicht alle errei-
chen, geschweige denn nach Bonn bringen
können. Schmeidl kam auch auf den Versuch
des Demokratieexports zu sprechen: Statt die
Petersberger Konferenz als Startschuss für ei-
nen „von unten“ inspirierten Staatsaufbau zu
nutzen, sei später ein „Staat von oben nach
unten“ aufgebaut worden, ein zentralisti-
sches System, das der Vielfalt der provinziel-
len Machtzentren Afghanistans nicht gerecht
geworden sei. Lucas Lypp T

»Was im Iran gerade passiert, ist historisch«
NAHOST Abgeordnete stellen sich an die Seite der Protestbewegung. Ein Antrag der Union findet keine Mehrheit

Die Unionsfraktion ist mit ihrer Forderung
nach einer entschlosseneren Unterstützung
der iranischen Protestbewegung gescheitert.
Ihr Antrag (20/3930) wurde vergangenen
Donnerstag mit dem Votum der übrigen
Fraktionen von SPD, Grünen, FDP, AfD und
Die Linke im Plenum abgelehnt.
Die Abgeordneten hatten die Bundesregie-
rung unter anderem aufgefordert, sich für
die Einberufung eines Sonderrates der EU
zur Lage im Iran einzusetzen und die Maß-
nahmen und Mittel zur Unterstützung der
Protestbewegung und der iranischen Bevöl-
kerung auszuweiten – so etwa durch Zugang
zu verschlüsselter Telefonie, Internet und Sa-
tellitenkommunikation. Weitere Forderun-
gen zielten auf eine Ausweitung der EU-
Sanktionen auf „alle Personen und Organe
des iranischen Regimes, die mit der Unter-
drückung der aktuellen Proteste befasst be-
ziehungsweise an dieser beteiligt sind“ sowie
die EU-weite Listung der iranischen Revolu-
tionsgarden und die Belegung ihrer Mitglie-
der mit Einreisesperren und Einfrieren von
Vermögenswerten.
Die andauernden Proteste in der islami-
schen Republik Iran böten die „einmalige
Chance“, systematische Verbesserungen für
die Lage der Frauen und einen gesellschaftli-
chen Wandel hin zu mehr Freiheitsrechten
zu erreichen, begründete die Unionsfraktion

ihren Vorstoß. Es bedürfe jetzt der „tatkräfti-
gen“ Unterstützung der internationalen
Staatengemeinschaft, insbesondere Deutsch-
lands und Europas, und einer „echten frau-
enorientierten Außenpolitik, die die Verbes-
serung der Lage der Frauen konkret in den
Blick“ nehme.
Lamya Kaddor (Grüne) kritisierte eine „ideo-
logiegetriebene und unüberlegte Wortklau-

berei“ der Antragssteller, die den Begriff „fe-
ministische Außenpolitik“ „wie der Teufel
das Weihwasser“ scheuen würden. Im Iran
gehe es um sehr viel mehr. „Neben der
Gleichberechtigung von Frauen geht es um
nichts weniger als den Protest gegen das Un-
rechtsregime der Mullahs.“
Johann David Wadephul (CDU) warf der
Bundesregierung vor, dem Anspruch einer
feministischen Außenpolitik selbst nicht ge-
recht zu werden. Sie habe im Fall der ur-
sprünglich vor allem von Frauen im Iran ge-
tragenen Proteste zu spät regiert und keine
Antwort auf dieses historische Momentum
gefunden. Für die Revolutionsgarden gebe
es seitens der EU noch immer keine voll-
ständige Sanktionierung und das „Islami-
sche Zentrum“ in Hamburg sei „immer
noch Drehscheibe der Spionage und der
Auslandsrepression dieses Regimes“.
Derya Türk-Nachbaur (SPD) wandte sich ge-
gen Versuche, die Frauen im Iran zum
„Spielball irgendwelcher Parteipolitik“ zu
machen. Sie bezeichnete die „willkürlich
ausgesprochenen Todesurteile“ und Hin-
richtungen von Demonstranten als „Signal
der Schwäche und der Angst“ des Mullah-
Regimes. Die Entscheidungsträger im Iran
hätten das Geld, die Strukturen, einen Über-
wachungsapparat. „Aber sie haben keine
Zukunft. Die Zukunft gehört der Freiheit.“

Eugen Schmidt (AfD) warnte vor einem wei-
teren Bürgerkrieg in der Region. Deutschland
dürfe die Krise nicht anfeuern und müsse mit
der iranischen Führung und iranischen Op-
positionellen ins Gespräch kommen. Statt-
dessen zielten Union und Regierungsfraktio-
nen auf den Regimewechsel ab. „Sie haben
nichts aus den letzten 20 Jahren misslunge-
ner westlicher Interventionspolitik gelernt.“
Rainer Semet (FDP) begrüßte die neuen EU-
Sanktionen gegen iranische Verantwortliche,
darunter Einreiseverbote in die EU und Kon-
tosperrungen. „Mit den Sanktionen treffen
wir auch Kommandeure, die die Befehle zu
grausamen Taten gegeben haben.“ Die Lis-
ten würden fortlaufend ergänzt, die Bundes-
regierung werde alle Möglichkeiten aus-
schöpfen, „um Täter zur Verantwortung zu
ziehen und die Profiteure des Regimes mit
den Sanktionen zu treffen.“
Janine Wissler (Die Linke) lenkte den Blick
auf den Generalstreik: „Was im Iran gerade
passiert, ist historisch.“ Das Regime reagiere
mit äußerster Brutalität, fast 500 Demons-
tranten seien getötet worden, fast 18.000
festgenommen, es gebe Berichte über Folter
und Vergewaltigungen. Die Bundesregierung
müsse den diplomatischen Druck auf das
Regime erhöhen, die humanitäre Pass- und
Visavergabe erleichtern und auf Abschie-
bungen in den Iran verzichten. ahe/sas TSolidarität in Berlin mit den Protesten im Iran
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or den 27 Staats- und Re-
gierungschefs der EU-Län-
der liege ein „busy day“,
hatte EU-Ratspräsident
Charles Michel zum Auf-
takt des EU-Gipfels am

vergangenen Donnerstag getwittert und da-
mit nicht übertrieben: Denn tatsächlich
war die Liste der Probleme, für die es eine
einvernehmliche Lösung zu finden galt,
lang: Ein milliardenschweres Hilfspaket für
die Ukraine, neue Sanktionen gegen Russ-
land, die Erweiterung der EU und des
Schengen-Raums und nicht zuletzt das
Dauerstreitthema Gaspreisdeckel, um nur
die wichtigsten zu nennen. Am Ende des
Gipfels, der trotz voller Agenda früher als
erwartet bereits am Abend zu Ende ging,
zeigten sich die Staats- und Regierungs-
chefs demonstrativ geschlossen. Darauf
hatten sie die tschechische Ratspräsident-
schaft und vor allem der Ratspräsident
auch eingeschworen: „Wir müssen es schaf-
fen zu zeigen, dass wir geeint sind“, so Mi-
chel noch am Donnerstagmorgen.
Zumindest teilweise scheint die Bitte be-
herzigt worden zu sein: Die EU beschloss
einstimmig weitere Hilfen für die Ukraine
und ein neues Sanktionspaket gegen Russ-
land (zu weiteren Ergebnissen des Gipfels
siehe auch Seite 1). Beide Beschlüsse hat-
ten Polen und Ungarn zunächst blockiert,
um eigene Interessen durchzusetzen – am
Ende ohne Erfolg: Ungarn muss weiterhin
auf 6,3 Milliarden Euro aus dem EU-Haus-
halt wegen Verstößen gegen die rechtsstaat-
lichen Normen verzichten. Einen „Megade-
al“ rühmte der tschechische Ministerpräsi-
dent Petr Fiala dieses Verhandlungsergeb-
nis. Und auch Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) war ein „seltener Moment der Zu-
friedenheit“ vergönnt, wie er anschließend
bekannte. Die EU hatte sich auf die Umset-
zung einer globalen Mindeststeuer geei-
nigt, ein „Herzensprojekt“ des Kanzlers.
Doch wichtige Fragen blieben offen. Ver-
schoben wurde die Diskussion über den
Gaspreisdeckel. Dabei hatte sich Scholz zu-
versichtlich gezeigt, dass eine Einigung der
EU-Staaten bei dem Treffen kurz bevorste-
he.

„Gegen Großmachtswahn“ Dass es mit
dem Streit aber nicht so schnell vorbei sein
würde, darauf hatte bereits eine Debatte im
Bundestag einen Vorgeschmack gegeben.
Von Weihnachtsfrieden war hier noch
nicht viel zu spüren. Vor seiner Abreise
nach Brüssel hatte der Bundeskanzler am
vergangenen Mittwoch im Plenum eine Re-
gierungserklärung zum EU-Treffen, aber
auch zum davor stattfindenden ersten EU-
Südostasien-Gipfel abgegeben und dabei
die Handlungsfähigkeit sowohl der EU als
auch der von ihm geführten Ampel-Koaliti-
on hervorgehoben. Doch die Opposition
sah entscheidende Versäumnisse, doch da-
zu später mehr.
Putin habe sich „fundamental verrechnet“,
sagte Scholz zum Beginn seiner Rede. Er
habe Europa und den Westen für „zu unei-
nig gehalten, um der Ukraine wirksam zu
helfen“. Die EU aber widersetze sich sei-
nem „Großmachtswahn und Imperialis-
mus“. In der Unterstützung der Ukrainer
werde man jedenfalls nicht nachlassen:
„Finanziell, humanitär und auch mit Waf-
fen“ werde Deutschland dem Land so lan-
ge weiter helfen, wie es erforderlich sei, be-
kräftigte der Kanzler.
Putin sei aber auch gescheitert in dem Be-
streben, Energie als Druckmittel einzuset-
zen. Er habe geglaubt, er könne „Europas
Solidarität austrocknen, indem er uns den
Gashahn zudreht. Aber kein einziger von
Putins Plänen ist aufgegangen“. Nie zuvor
habe man ein der EU in Energiefragen so
eng zusammengearbeitet - ob bei Energie-
sparzielen, der Abfederung von hohen
Strompreisen oder dem gemeinsamen Ein-
kauf von Gas, man handele zusammen.

Mit Stolz verwies Scholz auch auf die Eröff-
nung des ersten schwimmenden Flüssiggas-
Terminals. Viele hätten daran gezweifelt,
dass dies noch in diesem Jahr gelingen
würde. Doch es habe geklappt.
Für die Opposition ist das nicht genug.
Zwar teile er die Einschätzung des Kanzlers
zum Ukrainekrieg, räumte Unionsfraktion-
schef Fridrich Merz zu Beginn seiner Rede
ein, warf Scholz aber vor, Schützenpanzer
und Kampfpanzern vorzuenthalten. Der
Kanzler verstecke sich hinter den Nato-
Partnern, die angeblich auch nicht liefern
wollen. Doch das stimme nicht, so Merz.
Es liege an Scholz „persönlich“, dass die
Ukraine diese Hilfe nicht erhalte.

„Einzelgänger in der EU“ Auch Versäum-
nisse in der EU-Politik kritisierte Merz: Die
deutsch-französischen Beziehungen seien
„tief gestört“. Beobachter sähen den Kanz-
ler vor dem Gipfel isoliert, bezeichneten
ihn als „Einzelgänger in der EU-Politik“.
Ein Vorwurf, den Katharina Dröge (Grüne)
sofort parierte: Die EU gespalten und

Deutschlands Ruf geschadet habe doch in
der Vergangenheit vor allem der Kurs der
„elenden Austeritätspolitik“ des früheren
Bundesfinanzministers Wolfgang Schäuble
(CDU), meinte sie und hielt der Union
vor, sich in die „Populismusopposition“
zurückgezogen zu haben. Deutschland und
die EU dagegen handelten, sagte Dröge un-
ter anderem mit Blick auf neue Sanktionen
gegen Russland.
Für ein Ende der Sanktionen gegen Russ-
land sprach sich hingegen Tino Chrupalla
(AfD) aus: Deutschland als Land ohne
Rohstoffe und mit hoher Inflation könne
es sich nicht erlauben, „ständig wirtschaft-
liche Sanktionen im Namen einer feminis-
tischen Außenpolitik“ zu verhängen. Das
schade dem Land und seinen Bürgern.
Auch Dietmar Bartsch (Linke) ging die
Bundesregierung wegen ihrer Rolle in der
EU hart an: Europäischen Lösungen für In-
flation und Energiekrise suche man verge-
bens. Das liege am mangelnden Engage-
ment der Bundesregierung. Ob gemeinsa-
me Gaseinkäufe, Gaspreisbremse oder

Übergewinnsteuer – Deutschland mache
zu wenig. „Ich sehe nur ein Maximum an
Selbstgerechtigkeit“, sagte Bartsch.
Solche Kritik wies Achim Post (SPD) strikt
zurück: Die Bundesregierung agiere ent-
schlossen – in Europa und in Deutschland.
Post verwies als Beispiel auf die bisherigen
Entlastungspakete und die 200 Milliarden
Euro zur Deckelung der Energiepreise. In
Europa reagiere man mit neun Sanktions-
paketen auf den Angriffskrieg Russlands.
Das seien Sanktionen, „die es so noch nie
gegeben“ habe. Auch bei der EU-Erweite-
rung bilanzierte Post: Nach Jahren der Sta-
gnation treibe Scholz die Integration des
westlichen Balkans voran.
Auch Christian Dürr (FDP) wollte sich
sichtlich ungern Vorhaltungen machen las-
sen – vor allem nicht beim Thema Freihan-
del. Die Bundesregierung positioniere sich
eindeutig. Man wolle vorangehen mit Mer-
cosur und einen Neustart des Freihandels-
abkommens mit den USA, stellte Dürr klar.
„Schauen sie hin, was wir machen“, forder-
te der Liberale. Sandra Schmid T

Auf demWeg nach Brüssel: Bundeskanzler Olaf Scholz nach seiner Regierungserklärung im Bundestag © picture-alliance/dpa/Kay Nietfeld

Streit vorm
Weihnachtsfest

EU-GIPFEL Scholz lobt in seiner Regierungserklärung
die Einigkeit Europas und Deutschlands Hilfen für die

Ukraine. Opposition sieht Kanzler isoliert



Das Parlament - Nr. 51-52 - 19. Dezember 2022 IM BLICKPUNKT 9

FÜNF FRAGEN ZUR: BEKÄMPFUNG VON KORRUPTION

»Die Trans-
parenzregeln
gehören kom-
plett auf den
Prüfstand.«

Frau Barley, wie sehr
schadet der Bestechungsskan-
dal dem EU-Parlament?
Der Schaden ist gewaltig – für
das Europaparlament, die EU,
die Politik generell. Viele Men-
schen sehen sich in ihren Vor-
urteilen bestätigt. Das ist, was
uns als Abgeordnete so wütend
macht: Die Arbeit der Anstän-
digen gerät mit in Verruf.

Parlamentspräsidentin
Roberta Metsola hat umfas-
sende Reformen angekündigt.
Ja, wir haben zwar schon jetzt
schärfere Transparenzregeln als
zum Beispiel der Bundestag.
Dennoch gehören sie komplett
auf den Prüfstand. Wir sollten
uns aber nichts vormachen:
Wo kriminelle Energie am
Werk ist, helfen keine Verhal-
tensvorschriften. Transparenz
war im Fall Kaili auch nicht das
Problem. Treffen mit Katarern
hat sie nie verheimlicht

Drittstaaten-Kontakte sol-
len künftig meldepflichtig
sein. Trotz der Aserbaidschan-
Affäre im Europarat waren
sie das bislang nicht. Warum?

Mit der Schaffung des Transpa-
renzregisters sollte vor allem
die gezielte Einflussnahme auf
ein konkretes Gesetzgebungs-
vorhaben nachvollziehbar wer-
den. Vertreter von Drittstaaten
haben in der Regel eher diplo-
matische Interessen. Das Parla-
ment hat dies bereits revidiert
und eine Eintragungspflicht für
Drittstaaten beschlossen.

Transparency Internatio-
nal kritisierte eine Kultur der
„Straflosigkeit“: Die Einhal-
tung von Regeln werde im
EU-Parlament nicht kontrol-
liert, Verstöße nicht geahndet.
So machen zum Beispiel nicht
alle Abgeordneten ihre Lobby-
treffen öffentlich. Wird da-
rauf der geplante unabhängi-
ge Ethikrat ein Auge haben?
Ja, er kann ein nützliches In-
strument sein, um Verstöße frü-
her aufzudecken. Für die Of-
fenlegung von Kontakten gilt
bislang grundsätzlich: Nur
Funktionsträger wie Ausschuss-
vorsitzende oder Berichterstat-
ter müssten Kontakte angeben.
Eine generelle Vorschrift für al-
le Abgeordneten gibt es nicht,

auch weil dies dem Grundsatz
des freien Mandats widerspre-
chen könnte. Ich tue es den-
noch, von wenigen Ausnah-
men abgesehen, etwa, wenn
ein Gesprächspartner dadurch
gefährdet würde. Ich hoffe,
dass der Schock – wie damals
im Europarat – heilsam ist und
Veränderungen bewirkt. Es
muss klar sein: Fehlverhalten
hat harte Konsequenzen.

Zur Korruptionspräventi-
on gehört auch der Hinweis-
geberschutz. Wie ist es darum
im Europaparlament bestellt?
Bislang gibt es gemäß des Ver-
haltenskodexes, den alle Mit-
glieder des Parlaments unter-
schreiben müssen, einen Beirat
aus fünf Abgeordneten. Dieser
soll die Einhaltung der Verhal-
tensregeln überwachen und
auch als Anlaufstelle bei Pro-
blemen fungieren. Aber einen
echten, effektiven Whistleblo-
wer-Schutz gab es nicht. Doch
er wird kommen. Das haben
wir im Parlament entschieden.

Die Fragen stellte
Sandra Schmid.

Die frühere Justizministerin Ka-
tarina Barley (SPD) ist seit
2019 eine der 14 Vize-Präsi-
denten des Europaparlaments.
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Mehr Mittel fürs Lobbyregister
TRANSPARENZ Abgeordnete wollen zudem Nebeneinkünfte konkret offenlegen

Wegen des Korruptionsskandals um die
ehemalige Vizepräsidentin Eva Kaili will
das EU-Parlament das Lobbyregister aus-
bauen und seine gesamte Arbeit zu Katar
auf Eis legen. Wenn die strafrechtlichen Er-
mittlungen in dem mutmaßlichen Beste-
chungsfall vorbei sind, soll auch ein Unter-
suchungsausschuss eingesetzt werden, hieß
es in einer am vergangenen Donnerstag in
Straßburg verabschiedeten Resolution.
In Bezug auf Katar soll jede gesetzgeberi-
sche Tätigkeit zunächst ausgesetzt werden;
das gilt insbesondere für die eigentlich ge-
plante Visa-Liberalisierung, aber auch für
geplante Besuche. Die Zugangsausweise für
Vertreter des Golfemirats werden demnach
deaktiviert. Außerdem sprachen sich die
Parlamentarier für eine Vermögenserklä-
rung zu Beginn und am Ende jedes Man-
dats aus. Sie verpflichteten sich, für voll-
ständige Transparenz über die genaue Hö-
he ihrer Nebeneinkünfte zu sorgen und
jegliche externe Finanzierung ihrer Be-
diensteten und der Fraktionen zu verbie-
ten.
Die Abgeordneten forderten auch neue
Maßnahmen für Lobbyisten. Die Transpa-
renzregeln sollen künftig auch für Nicht-
EU-Länder gelten. Für das Lobbyregister
– also die Datenbank, in der sich Interes-
senvertreter registrieren können – soll
mehr Geld und Personal zur Verfügung ge-
stellt werden, damit die darin enthaltenen
Informationen besser überprüft werden

können. Außerdem sprachen sich die Par-
lamentarier für einen baldigen Vorschlag
der EU-Kommission für ein Ethikgremium
aus.
Die Resolution wurde mit 541 Ja-Stimmen,
zwei Gegenstimmen und drei Enthaltun-
gen angenommen.
Bisher unterhalten das Europäische Parla-
ment, der Rat der Europäischen Union
und die Europäische Kommission ein ge-
meinsames Transparenz-Register, in dem

sich Interessenvertreter eintragen sollen
– allerdings auf freiwilliger Basis. Um ei-
nen Zugangsausweis zum EP zu beantra-
gen ist die Registrierung obligatorisch,
auch dürfen „nur registrierte Interessenver-
treter als Redner zu öffentlichen Anhörun-
gen der Ausschüsse eingeladen werden und
die Tätigkeiten der interfraktionellen Ar-
beitsgruppen und inoffiziellen Gruppie-
rungen der MdEP unterstützen und daran
teilnehmen“, wie das Europaparlament auf
seinen Internetseiten schreibt.
Abgeordnete, die Berichterstatter zu einem
Vorhaben sind oder sogenannte Schattten-
berichterstatter, die Kompromisse zwi-
schen den Fraktionen aushandeln , sind
ebenso wie Ausschussvorsitzende verpflich-
tet, Informationen zu geplanten Treffen
mit Interessenvertretern online zu veröf-
fentlichen, die unter die Bestimmungen
des Transparenz-Registers fallen: „Dies gilt
für alle Treffen, die der Einflussnahme auf
den Politikgestaltungs- oder Entschei-
dungsfindungsprozess der europäischen
Organe dienen, unabhängig vom Ort der
Zusammenkunft.“
Alle anderen EP-Mitglieder müssen das al-
lerdings nicht. Freiwillig sind zudem Anga-
ben zum „legislativen Fußabdruck“, mit
dem Berichterstatter-Abgeordnete transpa-
rent machen, auf welches Fachwissen und
welche Stellungnahmen sie vor der
Schlussabstimmung im Plenum zurückge-
griffen haben. ahe/dpa TPlenum des Europaparlaments
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S
eit die belgische Polizei am vor-
letzten Freitag umfangreiche
Mengen Bargeld in der Woh-
nung der mittlerweile abgesetz-
ten Vizepräsidentin des Europäi-
schen Parlaments, Eva Kaili, si-

chergestellt hat, werden täglich neue De-
tails bekannt über einen Skandal, der das
Europäische Parlament in eine der tiefsten
Krisen seiner Geschichte stürzt. Parla-
mentspräsidentin Roberta Metsola kündig-
te eine gründliche Aufarbeitung der Vor-
gänge an. „Es wird keine Straflosigkeit ge-
ben“, sagte die maltesische Christdemokra-
tin. „Es wird kein Weiter-so wie üblich ge-
ben.“ Quer durch die Fraktionen ist die
Furcht vor einem massiven Vertrauensver-
lust groß. „Es sind Einzelpersonen, die mit
den Bestechungsvorwürfen konfrontiert
sind, aber wir sind uns bewusst, dass indi-
viduelle Handlungen den Ruf des Parla-
ments als Ganzes schwer beschädigen“,
sagt die innenpolitische Sprecherin der
SPD, Birgit Sippel. „Das wirft uns um Jahre
zurück“, befürchtet auch Rasmus Andresen,
Sprecher der deutschen Grünen im Euro-
päischen Parlament.

Korruption und Geldwäsche Noch ist
nicht klar, was wirklich geschah, aber die
Anschuldigungen sind massiv. Die belgi-
schen Behörden werfen Kaili, ihrem Le-
bensgefährten Francesco Giorgi sowie des-

sen früherem Chef, dem ehemaligen
Europa-Abgeordneten Antonio Panzeri,
und weiteren Verdächtigen Korruption,
Geldwäsche und die Mitgliedschaft in ei-
ner kriminellen Vereinigung vor. Länder
wie Katar und auch Marokko sollen sich
durch hohe Geldsummen Einfluss bei Ab-
stimmungen im Europäischen Parlament
erkauft haben. Kaili streitet die Vorwürfe
ab, ebenso das Scheichtum
Katar. Giorgi hat sich dage-
gen schuldig bekannt.
In Brüssel haben sich film-
reife Szenen abgespielt. Die
Polizei hat bei Hausdurch-
suchungen 1,5 Millionen
Euro an Bargeld sicherge-
stellt. In der Wohnung von
Kaili und Giorgi fanden die
Einsatzkräfte 200-, 100-
und 50-Euro-Scheine, „wie
sonst bei Drogenhänd-
lern“, beschrieb es ein Er-
mittler. Weil Kaili auf fri-
scher Tat ertappt wurde, musste ihre Im-
munität nicht aufgehoben wurden.
Im Europäischen Parlament herrscht Ent-
setzen. Die griechische Sozialdemokratin
Kaili galt als dynamisch und temperament-
voll, engagierte sich bei einer Gruppe Ab-
geordneter, die die Debattenkultur im Par-
lament beleben wollten. Sie beschäftige
sich mit Technologie-Themen wie Block-

chain und dem digitalen Euro. Nun wird
gegen die 44-Jährige ermittelt in einem
Fall, wie ihn die EU-Hauptstadt noch nie
gesehen hat. Belgische Medien berichten,
dass die Geheimdienste von fünf Ländern
bereits seit vergangenem Jahr an dem Fall
arbeiten, in dem nach bisherigem Stand
nur Sozialdemokraten verwickelt sind.
Der belgische Ministerpräsident Alexander

de Croo kritisierte indirekt
den Mangel an internen
Kontrollmechanismen im
EU-Parlament. „Die belgi-
sche Justiz macht nun das,
was das Europäische Parla-
ment sichtlich nicht getan
hat.“ Antikorruptionsexper-
ten sehen die Affäre Kaili
als Extrembeispiel, das die
Schwachstellen im Europäi-
schen Parlament scho-
nungslos offenlegt. „Dies
ist kein Einzelfall“, sagt Mi-
chiel van Hulten, Europadi-

rektor der Nicht-Regierungsorganisation
Transparency International. „Das Europäi-
sche Parlament hat über viele Jahrzehnte
zugelassen, dass sich eine Kultur der Straf-
freiheit entwickelt hat.“ Van Hulten, einst
selbst Europa-Abgeordneter, fordert eine
Generalüberholung der Lobbyregeln. In ei-
nem ersten Schritt haben die Europaabge-
ordneten am vergangenen Donnerstag

Konsequenzen aus dem Skandal gezogen,
der in Brüssel unter „Katargate“ läuft – in
Anspielung auf den Watergate-Skandal in
den USA Anfang der 1970er-Jahre.

Diskussion um Lobbyregeln Neben ers-
ten konkreten Schritten haben die Europa-
Abgeordneten beschlossen, einen Sonder-
ausschuss einzusetzen, der Lobbyregeln
neu aufsetzen soll. Allerdings ist jetzt
schon absehbar, dass es nicht leicht sein
wird, einen Konsens dazu herzustellen.
Denn bisher besteht nicht einmal inner-
halb der Fraktionen Einigkeit, wie weit die
Transparenz künftig reichen muss. Der Vor-
sitzende der CDU/CSU-Gruppe im Euro-
päischen Parlament, Daniel Caspary, hält
nichts von weitreichenden Änderungen:
„Eine neue Debatte hinsichtlich unserer
Transparenzregeln brauchen wir nicht.“
Sein Parteikollege Dennis Radtke fordert
dagegen: „Wir müssen dringend überprü-
fen, ob das Lobbyregister und die Transpa-
renzregeln ausreichen, um die Beeinflus-
sung von Abgeordneten durch Drittstaaten
und Interessengruppen auszuschließen.“
Auch die Suche nach konkreten Beispielen
für die mögliche Einflussnahme Katars hat
begonnen. Die abgesetzte Vizepräsidentin
Kaili hatte sich auffallend positiv über den
Wüstenstaat geäußert und kurz vor der
Fußballweltmeisterschaft im Plenum des-
sen Reformen gelobt. Sie hatte Katar auch

kurz vor dem Turnier besucht, obwohl eine
offizielle Parlamentsdelegation zuvor aus-
geladen worden war.
Die Vorsitzende des Verkehrsausschusses,
die französische Grüne Karima Delli, will
nun das Luftfahrtabkommen mit Katar ge-
nau überprüfen. Im vergangenen Jahr hatte
das Parlament mit Mehrheit entschieden,
Katar Zugang zu europäischen Flughäfen
zu gewähren, obwohl die
Luftfahrtbranche sich
massiv dagegen ausge-
sprochen hatte. Delli
möchte nun herausfin-
den, ob Katar die Ent-
scheidung der Abgeordne-
ten beeinflusst hat. Die
Ratifizierung des Abkom-
mens steht noch aus. Alle
Katar betreffenden Ent-
scheidungen hat das Par-
lament ausgesetzt. Eine
Delegationsreise dorthin
wurde abgesagt.
Marokko ist erst in einem zweiten Schritt
in den Fokus gerückt. Im EU- Parlament ist
allerdings schon aufgefallen, dass Marokko
schon lange nicht mehr in einer Entschlie-
ßung negativ erwähnt wurde. Die Arbeit
des Unterausschusses für Menschenrechte
dürfte deshalb in den kommenden Wo-
chen stärker ins Visier geraten. Er wurde
Jahre lang von Antonio Panzeri geleitet, ge-

gen den die Polizei genauso ermittelt wie
gegen seine Frau und Tochter. Kailis Le-
bensgefährte war lange Assistent Panzeris
und hatte die NGO „Fight Impunity“ ge-
gründet, die im Mittelpunkt der Ermittlun-
gen steht. Die derzeitige Vorsitzende des
Unterausschusses, die belgische Sozialistin
Maria Arena, lässt das Amt vorübergehend
ruhen.

Auch die Freundschaftsgrup-
pen, informelle Zusammen-
schlüsse von Abgeordneten,
die Kontakte mit Drittlän-
dern pflegen, werden mehr
Aufmerksamkeit genießen.
Bisher operieren sie in einer
Grauzone, weil sie nicht Re-
chenschaft ablegen müssen.
Antikorruptionsexperten
halten es für wichtig, dass es
künftig abschreckende Maß-
nahmen gibt, damit sich
Europa-Abgeordnete gar
nicht erst auf Bestechung

einlassen. Katargate dürfte nicht der letzte
Korruptionsfall im Europäischen Parla-
ment bleiben, befürchten Beobachter. „Es
ist keine Frage des Ob, sondern nur eine
Frage des Wann“, sagt Vitor Teixeira von
Transparency International. Silke Wettach

Die Autorin ist Korrespondentin der

„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Korruptionsvorwürfe gegen Eva Kaili, Ex-Vizepräsidentin des Europaparlaments: Die belgischen Behörden fanden in ihrer Brüsseler Wohnung große Mengen an Bargeld. Die grie-
chische Politikerin beteuerte ihre Unschuld. © picture-alliance/abaca/IPA/AA/Belgian Federal Police / Handout

Katargate
EUROPA Katar und Marokko stehen
im Verdacht, sich Einfluss erkauft zu
haben. Der Skandal stürzt das Europa-
parlament in eine tiefe Krise

»Es wird keine
Straflosigkeit,
kein Weiter-so
wie üblich
geben.«

Roberta Metsola,
EU-Parlamentspräsidentin

»Das EU-Par-
lament hat

eine Kultur der
Straffreiheit
zugelassen.«

Michiel van Hulten, Trans-
parency International
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»Deutsche auf dem Thron, Deutsche neben dem Thron«
DEUTSCH-RUSSISCHE BEZIEHUNGEN Stefan Creuzberger erzählt die Geschichte zweier Völker zwischen Feindschaft und Freundschaft

Stefan Creuzbergers Monografie über die
Geschichte der deutsch-russischen Bezie-
hungen ging kurz vor Beginn des Pu-
tin’schen Angriffskrieges gegen die Ukraine
am 24. Februar 2022 in Druck. Das erklärt
Creutzbergers letzten Satz: „So bleibt am
Ende des Rückblickes nur die Hoffnung,
dass die politischen Akteure nicht auf Ge-
walt und weitere Abgrenzung setzen, son-
dern sich für Vertrauen, Verständigung und
Kooperation engagieren, um möglichst in
nicht allzu ferner Zukunft die positiven
Traditionen der deutsch-russischen Bezie-
hungen wieder zu beleben.“
Wer das quellenreiche und gut geschriebe-
ne Buch des Rostocker Historikers Stefan
Creuzberger gelesen hat, wird seinen
Wunsch nach einer Normalisierung der Be-
ziehungen in „nicht allzu ferner Zukunft“
teilen. Schließlich war das 20. Jahrhundert
geprägt von Revolutionen und Terror, Welt-
kriegen und Abgrenzungen. Der Autor be-
schreibt, wie Feindschaft und Furcht, Be-
wunderung und freundschaftliche Nähe
die gegenseitige Wahrnehmung von Deut-
schen und Russen bestimmten. Die Hoff-
nungen des Historikers auf eine bessere
Zukunft schienen sich zunächst zu erfül-
len: Nach zwei grausamen Weltkriegen
kam es tatsächlich zu Versöhnung und Ver-
ständigung zwischen den beiden Völkern.
In ihrer wechselvollen Beziehung beein-
flussten Deutschland und Russland die in-

ternationale Ordnung und die globale
Weltpolitik nachhaltig. Creuzberger stellt
gar die These auf, auch wenn das 20. Jahr-
hundert auf den ersten Blick und aus glo-
baler Perspektive amerikanisch geprägt ge-
wesen sei, so könne man mit guten Grün-
den auch von einem deutsch-russischen
Jahrhundert sprechen.
Das Buch ist für die deutsche Gesellschaft,
die in Bezug auf Krieg und Frieden in der
Ukraine nicht immer einer Meinung ist,

ein sachlicher Wegweiser. So kritisiert
Creuzberger, dass in der öffentlichen De-
batte die „maßgeblichen historischen Be-
zugspunkte abhandengekommen“ seien.
Nach der Annexion der Krim im Jahr 2014
sei das Verhältnis zwischen Berlin und
Moskau extrem belastet gewesen. Ungeach-
tet der Schärfe des Konfliktes hätten es die
politisch Verantwortlichen hierzulande ver-
säumt, „die Motivlage, die Antriebsmo-
mente, Erfahrungen, Prägungen und Be-
findlichkeiten der Kremlführung“ zu er-
gründen. Des Weiteren geht der Autor da-
von aus, dass nicht nur Wladimir Putin
persönlich, sondern auch die russische Be-
völkerung den „Verlust des eigenen Imperi-
ums und des Supermacht-Status“ schmerz-
haft empfinde und beklage. Unerwähnt
bleibt allerdings, dass es sich hierbei um
bloße Behauptungen der staatlichen russi-
schen Umfrageinstitute handelte, die unre-
flektiert von westlichen Politikern, Ge-
schäftsleuten und Journalisten weiterver-
breitet wurden.

Auswanderer „Deutsche auf dem Thron,
Deutsche neben dem Thron, die Feldher-
ren Deutsche, die Außenminister Deut-
sche“, kritisierte 1859 der Urvater der Rus-
sischen Revolution, Alexander Herzen, die
zaristische Elite. Ob er bei den vielen
Deutschen „bis zum Überdruss“ auch an
seine deutsche Mutter gedacht hat, ist

nicht bekannt. Aber nicht nur enge dynas-
tische Verbindungen, sondern vor allem
die nach Russland ausgewanderten deut-
schen Bauern, Handwerker, Pädagogen,
Soldaten und Gelehrten prägten über Jahr-
hunderte die deutsch-russischen Beziehun-
gen. Mit keinem anderen Volk ging Russ-
land so enge wirtschaftliche, politische,
kulturelle und wissenschaftliche Kontakte
ein – dies galt auch noch nach den furcht-
baren Gräueltaten in zwei Weltkriegen.
Creuzberger erzählt von der deutschen
Russophilie beziehungsweise Russophobie
und verweist auf die deutsche Geburtshilfe
bei der Machtübernahme der Bolschewiki
im Oktober 1917. Angesichts des umfang-
reichen Quellenmaterials kann der Autor
nur die wichtigsten Stationen der wechsel-
seitigen Beziehungen anhand von zentra-
len Wegmarken darlegen: Der Brest-Li-
towsker Vertrag, Rapallo, die „Schwarze
Reichswehr“, der Hitler-Stalin-Pakt 1939,
Konrad Adenauers Moskau-Besuch, Willy
Brandts Ostpolitik und Michael Gorba-
tschows Perestrojka, an die sich die deut-
sche Einheit und der Zerfall der Sowjetuni-
on anschließen. In jedem Kapitel, das so-
wohl chronologisch wie auch problemori-
entiert aufgebaut ist, wird der Leser viel In-
teressantes entdecken. Im Kapitel „Wir-
kungsmacht der Ideologien?“ schildert
Creuzberger beispielsweise den Terror und
die Gewalt in beiden Staaten sowie den

Respekt der beiden Diktatoren Hitler und
Stalin voreinander, die „mitunter sogar ge-
genseitig fasziniert auf die von ihnen ge-
schaffene Ordnung blickten“.

Bedrohungsängste Im letzten umfangrei-
chen Kapitel beschreibt der Creuzberger
die autoritäre Politik Präsident Putins, der
die leidvolle Geschichte des „Großen Vater-
ländischen Krieges“ aus der Opferperspek-
tive gegen Deutschland instrumentalisiere:
Putin schüre gezielt Bedrohungsängste und
Kriegshysterie, um dem eigenen Volk die
Annexion der Krim als Schutzmaßnahme
gegen den „kollektiven Westen“ zu verkau-
fen. Aber auch in den Jahrzehnten davor
schon nutzte die staatliche russische Pro-
paganda die Erinnerung an den Zweiten
Weltkrieg als Instrument der Herrschaftsle-
gitimation. Aschot Manutscharjan T
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Kanzler Gerhard Schröder und Russlands
Präsident Wladimir Putin im Jahr 2005.
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Hervorgehobene Randlage
BUNDESTAG Christoph Schönberger gewährt einen spannenden Blick auf die Regierungsbank

I
n den frühen Abendstunden des 23.
Februar 1981 stürmen Angehörige
der Militärpolizei Guardia Civil un-
ter Führung von Oberstleutnant An-
tonio Tejero das spanische Parla-
ment in Madrid. Nur sechs Jahre

nach dem Tod von Diktator Francisco
Franco wollen die Putschisten Spaniens
Weg in die Demokratie rückgängig ma-
chen. Im Plenarsaal kommt es zu tumult-
artigen Szenen: Die Putschisten feuern Ma-
schinengewehrsalven in die Luft, befehlen
den Abgeordneten: „Auf den Boden! Alle
auf den Boden.“ Angesichts der Schießerei
ducken sich die Volksvertreter oder suchen
Deckung hinter den Rückenlehnen ihrer
Vorderleute. Der erst kurz zuvor zurückge-
tretene, aber noch amtierende Ministerprä-
sident Adolfo Suárez hingegen lässt sich
von der Soldateska nicht einschüchtern. Er
sitzt seelenruhig auf dem Sessel des Minis-
terpräsidenten, während alle anderen Plät-
ze auf der Regierungsbank verwaist sind.
„Ausgerechnet dieser erschöpfte, einsame
Politiker reagierte auf das Maschinenge-
wehrfeuer im Plenarsaal mit der größten
Geste in der Geschichte der Regierungs-
bank“, ist sich Christoph Schönberger si-
cher und fügt an: „Nie hat die körperliche

Präsenz eines Premierministers auf der Re-
gierungsbank mehr bedeutet.“ Der Rechts-
wissenschaftler von der Universität Köln
sollte es wissen, hat er doch mit „Auf der
Bank“ eine fundierte Geschichte und Ana-
lyse der Bedeutung von Regierungsbänken
in den Plenarsälen der Parlamente westli-
cher Demokratien vorge-
legt. Schönbergers Haupt-
augenmerk liegt neben Be-
trachtungen zu Großbri-
tannien, Frankreich und
den USA auf der Entwick-
lung und Bedeutung der
Regierungsbank im deut-
schen Parlamentarismus
– vom Kaiserreich über die
Weimarer und Bonner zur
Berliner Republik.
Dem Deutschen Bundes-
tag sei in den Jahrzehnten
seiner Existenz eine Kri-
sensituation wie beim Putschversuch in
Spanien „glücklicherweise erspart geblie-
ben“. Die Bemerkung Schönbergers ist
angesichts der in der vergangenen Wo-
che so dramatisch offenkundig geworde-
nen Umsturz-Fantasien in der Reichsbür-
ger-Szene alles andere als lapidar. Bereits

vor zwei Jahren hatte ein Mob aus
Reichsbürgern, Rechtsradikalen und so-
genannten „Querdenkern“ während ei-
ner Demonstration gegen die Corona-
Maßnahmen die Treppen des Reichstags
gestürmt und versucht, sich Zugang zur
„Herzkammer der Demokratie“ zu ver-

schaffen.
Schönberger wirft die Frage
auf, ob die demonstrative
Geste des spanischen Mi-
nisterpräsidenten Suárez
„auf der Berliner Regie-
rungsbank überhaupt denk-
bar wäre, ob also eine Re-
gierung im Abseits der Prä-
sidiumsseite ebenfalls wie
selbstverständlich für das
Parlament als Ganzes ein-
stehen würde oder auch
nur könnte“. Im Gegensatz
zum Bundestag sitzen die

spanischen Regierungsmitglieder nicht se-
pariert von den Abgeordneten neben dem
Präsidium, sondern in der ersten Reihe des
Halbrunds der Abgeordnetensitze; optisch
unterscheidbar lediglich durch die blauen
Sitzpolster von den roten Sitzpolstern der
Parlamentarier.

Die Frage der Anordnung jener „37 laven-
delblauen Sessel“ im Plenarsaal des Reichs-
tagsgebäude ist für Schönberger eines der
zentralen Themen seines Buches, wie der
Untertitel „Die Inszenierung der Regierung
im Staatstheater des Parlaments“ bereits
erahnen lässt. Und der Autor empfindet je-
ne Inszenierung für nicht sonderlich gelun-
gen.

Monarchistisches Erbe Schönberger er-
kennt in der Platzierung der Regierungs-
mitglieder nicht weniger als eine „Hinter-
lassenschaft des Deutschen Kaisserreichs“:
Die Regierungsbank habe gemeinsam mit
dem Präsidium den früheren Thronraum
beerbt und partizipiere weiter an der „Aura
überparteilicher Neutralität“, die „einst der
monarchistische Obrigkeitsstaat scheinhei-
lig für sich in Anspruch nahm“. Die räumli-
che Anordnung der Regierungsbank „in
hervorgehobener Randlage“ verhindere
den Dialog zwischen Parlamentariern und
Regierungsmitgliedern „Auge in Auge“ und
gebe einer „kommunikativen Gehemmt-
heit Ausdruck, welche die Kontrolle der Re-
gierung durch die Abgeordneten auch un-
ter der parlamentarischen Demokratie des
Grundgesetzes weiterhin belastet“.

Schönbergers Buch ist alles andere als eine
leichte Lektüre und dennoch spannend zu
lesen und zu empfehlen. Die zudem reich-
haltig bebilderte Darstellung mag den
Blick des Lesers auf das parlamentarische
Geschehen im Plenarsaal durchaus neu
justieren. Von Interesse wäre, ob sich das
von Schönberger konstatierte Verhältnis
zwischen Regierungsmitgliedern und Parla-
mentariern, das sich in der Sitzordnung
des Plenarsaals spiegelt, auch in den Köp-
fen von Abgeordneten und Minister eine
greifbare Rolle und somit in der politi-
schen Praxis spielt. Dies jedoch würde ei-
nen ganz anderen Untersuchungsansatz er-
fordern. Alexander Weinlein T

Blick auf die Regierungsbank im Bundestag während der Plenardebatte am 14. Dezember dieses Jahres © picture-alliance/Geisler-Fotopress/Frederic Kern
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»Die 37
lavendel-

blauen Sessel
sind mehr als
bloße Funk-
tionsmöbel.«
Christoph Schönberger

KURZ REZENSIERT

Im Mai 2023 wird Henry Kissinger 100
Jahre alt. Seine jüdischen Eltern flohen
mit ihm 1938 gerade noch rechtzeitig
aus Nazi-Deutschland in die USA. Dort
avancierte der Historiker Kissinger zu ei-
nem der jüngsten Harvard-Professoren
und machte unter Präsident Richard Ni-
xon Karriere: Zunächst als Nationaler Si-
cherheitsberater, dann als Außenminis-
ter. Er organisierte den strategischen
Kurswechsel der USA durch eine Annä-
herung an Maos Volksrepublik China.
Diese Kehrtwende zwang die Sowjetuni-
on auf den Weg der Entspannungspolitik
und zur Teilnahme an der Konferenz
über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (KSZE). Auch wenn Kissingers Vo-
tum für die Kriege in Laos, Kambodscha
und Vietnam bis heute kritisiert wird, so
bekam er dennoch 1973 den Friedensno-
belpreis. Unbestritten bleibt seine Rolle
als Friedensstifter im Nahen Osten. Dank
seiner „Pendeldiplomatie“ kam es zur
Annäherung zwischen Ägypten, Jorda-
nien und Israel. Den außerordentlichen
Persönlichkeiten, denen er als Diplomat
begegnen durfte, widmete Kissingerer
sein aktuelles Buch.
Nach seinen Memoiren in drei Bänden
und einigen opulente Standardwerken
über Diplomatie, zeigt sich in „Staats-
kunst“ erneut der aktive und produktive
Verstand des pragmatischen Realpoliti-
kers Kissinger. Anhand von sechs Politi-
kerporträts beleuchtet er die Geschichte
seit dem Zweiten Weltkrieg. Er beginnt
mit Konrad Adenauer, es folgen Charles
de Gaulle, Richard Nixon, Anwar el-Sa-
dat, Lee Kuan Yew und als einzige Frau
Margaret Thatcher. In seinen „Lektio-
nen“ vermittelt Kissinger das Wesen po-
litischer Entscheidungen anhand der von
ihm exemplarisch ausgewählten Ent-
scheidungsträger. Sie alle seien „Archi-
tekten der Entwicklung ihrer Gesell-
schaften und der internationalen Ord-
nung“. Als Weihnachtgeschenk wird die-
ses lesenswerte Geschichtsbuch allen
politisch Interessierten eine Freude be-
reiten. manu T
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„Meine Mutter sprach nicht viel über
den Holocaust, und ich fragte nicht
nach. Kein Mensch wusste damals, was
auf dem Gebiet des öffentlichen Geden-
kens erlaubt oder verboten war.“ Der
Holocaust „war weitgehend ein Tabu“.
Am meisten interessierte den jungen
Tom Segev jedoch, „ob alle Deutschen
davon gewusst hatten“. Später sollte
sich der international bekannte Histori-
ker als Autor bahnbrechender Studien
zur Entstehung des Staates Israel und
seine Kriege hervortun. Außerdem bril-
lierte er als Biograf von David Ben Guri-
on und SimonWiesenthal.
Mit seinen „Erinnerungen“ ist Tom Se-
gev erneut ein wunderbares Buch gelun-
gen; die Geschichte eines Jungen, der
1945 in Israel geboren wurde und der
sich früh für Politik interessierte. Er be-
schreibt biografische Stationen seiner El-
tern, die als junge Kommunisten die
Bauhaus-Schule verlassen mussten und
1935 aus Nazi-Deutschland nach Palästi-
na geflohen waren. Im Unabhängigkeits-
krieg fiel sein jüdischer Vater, während
seine nicht-jüdische Mutter, die zudem
kein Hebräisch sprach, als Alleinerzie-
hende in Jerusalem zurückblieb. In seiner
Militärzeit änderte Segev seinen „ver-
hassten“ Vornamen Thomas in Tom; spä-
ter legte er auch den Familiennamen
Schwerin ab und nannte sich fortan Se-
gev. „Viele Israelis nahmen damals heb-
räische Namen an, um die Vergangen-
heit abzustreifen und in die neue hebräi-
sche Kultur in Israel einzutauchen.“
Während seines Militärdienstes als Bi-
bliothekar im National Defense College
begann Segev für die Nachrichtenredak-
tion eines Radiosenders zu arbeiten. Ne-
ben seiner journalistische Tätigkeit reüs-
sierte Segev auch als Historiker. In sei-
nen Erinnerungen beschreibt er jeden
Lebensabschnitt so lebendig und interes-
sant, dass man sein Buch literarisch auf
eine Stufe mit den autobiografischen
Romanen Leo Tolstojs stellen möchte. Al-
lerdings schreibt Segev unter der war-
men Sonne Jerusalems. manu T
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„Dies ist ein sehr schnell geschriebenes
Buch“, räumt Sergej Gerassimow ein.
Nur einen Monat nach dem russischen
Angriff auf die Ukraine beendete er sein
Kriegstagebuch – als es Bomben auf
Charkiw regnete.Wer seine Aufzeichnun-
gen gelesen hat, versteht, warum die Be-
hauptung des russischen Präsidenten
Wladimir Putin, Ukrainer und Russen sei-
en ein Volk, falsch ist. Der Autor gehört
selbst zur russischsprachigen Minderheit
in der Ukraine und teilt seinen Familien-
namen mit dem Generalstabschef der
russischen Armee. Der Schriftsteller er-
blickte in einem Dorf nahe des russi-
schen Kursk das Licht der Welt. Dennoch
ist er Ukrainer und erzählt von den „Rus-
sen“, die sein Land überfallen haben.
Am 24. Februar überquerten russische
Truppen die ukrainische Grenze und nä-
herten sich Charkiw. Sie hatten wohl ge-
hofft, dass „die Ukrainer aus ihren Häu-
sern kommen, um ihre Ankunft zu begrü-
ßen. Damit lagen sie völlig falsch.“
Lesenswert sind die Gedanken Gerassi-
mows über den ukrainischen Nationalis-
mus: Für ihr „Kokettieren“ damit kriti-
siert er die Präsidenten von Wiktor
Juschtschenko bis Petro Poroschenko.
„Glücklicherweise ist das nicht die Art
unseres derzeitigen Präsidenten, der ein
russischsprachiger Jude ist. Er ist entwe-
der zu klug oder zu ehrlich, um mit dem
Nationalismus zu flirten.“ Vom ersten
Tag des Krieges vernahm der Schriftstel-
ler „keine nationalistischen Slogans“
mehr. Im Gegenteil: „Es stört nieman-
den, wenn ich Russisch spreche.“ Geras-
simow ehrt die Militäreinheit Asow, „die
tatsächlich als nazistische Vereinigung
bekannt ist“, jetzt aber „die russisch-
sprachigen Menschen in Mariupol“ ver-
teidige und bereit sei, „ihr Leben für sie
zu lassen“.
Die detaillierte Beobachtungen über den
Alltag in Charkiw während der ersten
Kriegsmonate machen das Tagebuch als
Augenzeugenbericht so wertvoll. Es ist
schon jetzt ein Dokument der Zeitge-
schichte. Aschot Manutscharjan
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Die sowjetischen Nachkriegsgeneratio-
nen wuchsen auf mit der Geschichte von
der heroischen Verteidigung der Brester
Festung im Juni 1941 gegen die Wehr-
macht. Wochenlang kämpften die Solda-
ten der Roten Armee tapfer gegen die
Deutschen. Nun vergleicht einer der po-
pulärsten russischen Schriftsteller diese
Heldentat mit der Verteidigung Mariu-
pols durch die ukrainische Armee nach
dem russischen Überfall im Frühjahr
2022. Wegen seiner Stellungnahmen ge-
gen den Angriff Russands auf die Ukrai-
ne wurde Dmitrij Glukhovsky von einem
Moskauer Gericht zur Fahndung ausge-
schrieben und musste aus seiner Heimat
fliehen.
Jetzt sind auch Glukhovskys „Geschich-
ten aus der Heimat“ auf Deutsch erhält-
lich, die 2010 in Russland erschienen, er-
gänzt um einige neuere Erzählungen.
Die Geschichten sind ein Versuch, die
russische Krankheit, die der Autor als
„Mythomanie“ diagnostiziert, zu benen-
nen und zu therapieren. Glukhovsky ge-
hört zu den wenigen russischen Schrift-
stellern, die Russlands Präsident Wladi-
mir Putin von Anfang an kritisch beglei-
teten. Russland sei unter Putin nie eine
Demokratie gewesen, sondern eine kor-
rupte Bananenrepublik – mit Öl und Gas
anstelle von Bananen. In den vergange-
nen 30 Jahren habe es „eine unendliche
Geschichte von Betrug und Selbstbe-
trug“ gegeben.
Die „Geschichten aus der Heimat“ sind
literarische Metaphern, eine Mischung
aus Daniil Charms und Anton Tsche-
chow. Glukhovsky bezeichnet sein Buch
als „Meta-Roman“ mit der russischen
Existenz als Hauptdarsteller. Die Ge-
schichten ergänzen einander und über-
schneiden sich. In seinem Vorwort be-
tont der Autor, dass er seinem Land in
dessen sinnlosem Kampf gegen den Rest
der Welt, „Heilung, Austreibung der Dä-
monen, die von ihm Besitz ergriffen ha-
ben, Buße für das, was es der Ukraine
angetan hat und antut, und Aussöhnung
mit sich selbst“ wünscht. manu T
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Ein unbequemer Weckruf
MEDIENKRITIK Richard David Precht und Harald Welzer ecken an mit ihrer Sicht

Ein Buch wird in nahezu allen Besprechun-
gen verrissen und klettert dennoch sofort
nach Erscheinen auf Platz eins der Bestsel-
lerliste. Dieser Zwiespalt zeigt, wie tief der
Graben zwischen Meinungsführern und
Publikum in Deutschland inzwischen ge-
worden ist. Wenn Autoren, und seien sie
noch so prominent, Journalismusschelte
üben, führt das selten zu positiven Rezen-
sionen in den Leitmedien – erst recht
nicht, wenn es um so umstrittene Themen
wie die Corona-Politik oder gar den russi-
schen Angriffskrieg gegen die Ukraine geht.

Offener Brief an Scholz Der Fernsehphi-
losoph Richard David Precht und der So-
zialpsychologe Harald Welzer gehören zu
den Unterzeichnern eines Offenen Briefs
an Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD). Den
Anstoß zu der Initiative, die auf eine Ver-
handlungslösung zwischen Russland und
der Ukraine drängt und den Kanzler für
sein vorsichtiges Agieren lobt, gab die
„Emma“-Herausgeberin Alice Schwarzer.
Der Intellektuellen-Aufruf, an dem sich
sogar hochrangige Militärs beteiligten,
stieß sofort auf heftigen Widerspruch und
löste eine in der „Zeit“ veröffentlichte Ge-
genpetition aus. Die keineswegs von bö-
sen Kräften gelenkte und manipulierte
Mehrheitsmeinung – so distanzieren sich
die Autoren von Verschwörungstheorien
– stellt sich seit Monaten vorbehaltlos auf
die Seite der Ukraine. Sie habe aber, kon-

statieren die Verfasser, laut Umfragen kei-
neswegs eine Mehrheit in der Bevölkerung
hinter sich.
Eindeutige mediale Parteinahme charakte-
risierte man einst im Irak-Krieg als „em-
bedded journalism“. Gemeint war, dass Re-
porter auf Einladung und oft auch Kosten
einer Kriegspartei unterwegs waren und
entsprechend interessengeleitet berichte-
ten. Im aktuellen Konflikt erhält man
schon deswegen fast nur Informationen
von einer Seite der Front, weil die Reise
nach und die Berichterstattung aus Russ-
land für Medienschaffende schwierig ge-
worden ist.
Die Gegenperspektive stammt daher, wenn
sie überhaupt eingenommen wird, von fes-
ten Korrespondenten aus Moskau, weit
entfernt vom Geschehen. Und auch in den
deutschen Fernseh-Diskussionsrunden
zum Ukraine-Krieg sind die Rollen meist

klar verteilt: Ein einsamer Gegner der vor-
herrschenden Politik, so monieren Richard
David Precht und Harald Welzer aus eige-
ner Erfahrung, müsse sich dort meist mit
drei oder vier stromlinienförmig argumen-
tierenden Kontrahenten und mitunter
auch noch einer wenig neutralen Modera-
tion auseinandersetzen.

Rolle der Direktmedien Prechts und Wel-
zers Buch ist ein unbequemer Weckruf an
eine Profession, die ihr in der eigenen Aus-
und Weiterbildung gern bemühtes Selbst-
verständnis als „Vierte Gewalt” im Staate
derzeit unzureichend ausfüllt. Die zuge-
spitzten Thesen der Verfasser beschränken
sich dabei nicht auf das Anprangern der
aus ihrer Sicht weitgehend geschlossenen
Einheitsfront von Medien und Politik in
Krisenzeiten.
Breiten Raum nimmt auch der wachsende
Einfluss der von ihnen als „Direktmedien“
bezeichneten Nachrichtenkanäle im Inter-
net ein. Twitter, TikTok oder Facebook un-
tergraben seit Jahren schleichend die tradi-
tionelle Funktion des „Gatekeeping”, eines
Journalismus, der die Informationsflut
qualifiziert vorsortiert und gewichtet, ohne
sich dabei „gemein zu machen mit einer
Sache, auch nicht mit einer guten“. So be-
schrieb Hans-Joachim Friedrichs, viel zi-
tiertes Vorbild und langjähriger Moderator
der ARD-Tagesthemen, einst das Ethos sei-
nes Berufsstandes. Thomas Gesterkamp T
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Frau Gerster, neue, junge Abgeordne-
te hat es schon früher gegeben. Was ist
nun so anders am aktuellen Bundestag?
Ganz einfach – es hat noch nie zuvor so
viele Junge im Bundestag gegeben. Zum
ersten Mal in der Geschichte des Hauses ist
ein Viertel seiner Mitglieder unter vierzig.
50 Abgeordnete waren nicht einmal
30 Jahre alt, als sie ins Parlament kamen.

Es gibt auch mehr Abgeordnete mit
Migrationshintergrund, mehr Frauen,
erstmals zwei bekennende transge-
schlechtliche Frauen. Was verbindet „die
Neuen“ in ihrer Unterschiedlichkeit?
Was die jungen MdBs parteiübergreifend
antreibt, ist, dass sie für ihre Generation
streiten wollen. Bei den Jüngeren im Land
hat sich in den letzten Jahren viel Frust an-
gestaut: Sei es in Sachen Klimaschutz, in
der Corona-Politik oder angesichts unseres
maroden Rentensystems – viele junge Men-
schen hatten das Gefühl, das sie nicht ge-
nügend von der Politik gesehen werden,
weil die immer nur an die Boomer denkt…

… die Generation, die in der Zeit
steigender Geburtenraten zwischen Mitte
der 1950er und Mitte der 1960er Jahre
geboren wurde…
…genau, eine sehr dominante Generation,
die ob ihrer zahlenmäßigen Stärke eine
viel wichtigere Wählergruppe ist als die Ge-
neration der Millennials, zu der die neuen,
jungen Abgeordneten gehören. Dass Fri-
days for Future durch die Straßen zieht,
reicht ihnen nicht. Es braucht einen
Marsch durch die Institutionen – dieses Be-
wusstsein findet man nicht nur bei jungen
Grünen, sondern bei allen jungen Abge-
ordneten.

Sie haben aber noch eine weitere Ge-
meinsamkeit ausgemacht: Junge machten
anders Politik, schreiben Sie in Ihrem
Buch. Inwiefern?
Junge Abgeordnete eint der Ansatz, Politik
über soziale Medien zu erklären und auch
zu machen. Sie tun das sehr nahbar und
unterhaltsam, sodass es junge Menschen
interessiert.

Wenn Emilia Fester von den Grünen,
die mit 24 Jahren eine der jüngsten Abge-
ordneten ist, Tanzvideos auf Tiktok pos-
tet, ihr Fraktionskollege Bruno Hönel sei-
ne Depression auf Twitter öffentlich
macht – ist das ein neuer Politikstil?
Das ist eine andere politische Kultur, wür-
de ich sagen. Es gibt da eine neue Offen-
heit, auch über eigene Schwächen und
Zweifel zu sprechen. Den Jungen ist es
wichtig zu zeigen, dass Politik nicht von
Maschinen oder Workaholics gemacht
wird, die keine Freunde und kein Famili-
enleben haben und denen der Bezug zur
Wirklichkeit fehlt, sondern von Menschen.
Menschen, die nicht immer 200 Prozent
geben können, die auch mal krank werden
und eine Auszeit nehmen müssen.

Früher haben Politiker ihre Krank-
heiten sorgsam verheimlicht.
Ja, Willy Brandts Depressionen wurden als
„Herbstgrippe“ heruntergespielt, Helmut
Schmidts Ohnmachtsanfälle während sei-
ner Amtszeit erfolgreich vertuscht. Erst lan-
ge nach seiner Amtszeit als Kanzler hat er
stolz davon erzählt – als Ausweis seines
Pflichtgefühls und eisernen Willens. Da ist
mir die Offenheit der Jungen lieber.

Warum?
Offenheit macht Politiker nahbarer, die
Politik menschlicher und damit auch at-
traktiver. Viele Junge schreckt der Politik-
betrieb, so wie er ist, ab: Da ist die hohe
Arbeitsbelastung, die Mandat und Famili-

enleben schwer vereinbar macht, dazu
kommen brutale Machtkämpfe, in denen
sich nur die Hartgesottensten durchsetzen
können. Im Gegensatz dazu betonen etwa
die beiden Grünen-Politikerinnen Ricarda
Lang und Jamila Schäfer ganz bewusst ihre
Freundschaft. Wie weit das trägt, wird man
sehen. Aber es ist ein ernsthafter Versuch,
zu verhindern, dass der politische Wettbe-
werb destruktiv wird.

Wir erleben einen Generationenwech-
sel im Bundestag. Die Jungen haben
schnell Verantwortung übernommen.
Ja, tatsächlich sind selten zuvor Junge so
schnell in einflussreiche Posten und Ämter
gekommen wie jetzt. Sie sind Sprecherin-
nen, Obmänner, Staatssekretärinnen oder
sitzen in prestigeträchtigen Ausschüssen
wie dem Auswärtigen Ausschuss. Mit Ricar-
da Lang wurde eine 28-Jährige Co-Partei-

vorsitzende der Grünen. Das zeigt, dass die
Älteren verstanden haben, dass es wichtig
war, die Jüngeren schnell einzubinden.

Ob Klimawende oder mehr Gerechtig-
keit – viele der Neuen hatten große Plä-
ne. Dann kam der Ukrainekrieg. Wie ha-
ben sie auf den Realitätschock reagiert?

Sie waren natürlich – wie alle – erst einmal
überfordert. Dann aber sie haben sich er-
staunlich schnell und flexibel auf die neue
Situation eingestellt. Anders als die älteren
Friedenspolitiker bei SPD und Grünen, die
sich deutlich schwerer taten, haben die
Jungen von Anfang an bei Waffenlieferun-
gen und Sanktionen Druck gemacht.

Wie erklären Sie sich das?
Die Jungen hatten es sicher leichter, weil
sie unbelastet vom Erbe der verfehlten
Russland-Politik sind. Sie waren aber auch
eher bereit, dazuzulernen als manche stör-
rischen älteren Fraktionskollegen.

Waren Sie auch eher bereit, Ideale
über Bord zu werfen?
Das würde ich nicht so sehen. Die Auswir-
kungen des Krieges auf unsere Energiever-
sorgung zu bewältigen, verlangt den Jun-

gen viel ab. Für die Klimaaktivistin Kathrin
Henneberger, die jahrelang gegen den
Braunkohle-Abbau protestiert hat, ist es
heute als Abgeordnete sehr bitter, ihren
Anhängern den Abriss des Dorfes Lützerath
vermitteln zu müssen. Solche Entscheidun-
gen werden das Verhältnis von Fridays for
Future zu den jungen Grünen sicher noch
belasten. Schon jetzt sind Zeichen der Ent-
täuschung und Entzauberung erkennbar.

Entzaubert wirkt auch Kevin Küh-
nert. Der einstige GroKo-Rebell ist heute
loyaler SPD-Generalsekretär. Ist diese
schnelle Anpassung typisch für die neuen
Jungen im Bundestag?
Die Jungen zeigen, dass sie pragmatisch
sind und auch mal Abstand von früheren
Positionen nehmen. Aber nicht unbedingt
aus Karrieregründen, sondern eher weil
sich die Perspektive ändert. Kevin Kühnert
ist ein Sonderfall, weil bei ihm die Ent-
wicklung so rasant verlief. Dass er inner-
halb weniger Jahre vom Scholz-Verhinde-
rer zu einer Art obersten Regierungsspre-
cher geworden ist, verstehen viele nicht.
Aber eigentlich ist es ihm doch hoch anzu-
rechnen, dass er nicht nur vom Rand aus
kritisiert, sondern versucht, für seine Partei
zu kämpfen – auch wenn er dafür Popula-
rität einbüßt.

Eine Anpassung im Amt – ist das
nicht der normale Gang der Dinge
Ja, aber ich finde, die Älteren machen es
sich zu einfach, wenn sie nur auf die übli-
chen Zähmungsprozesse verweisen und
meinen, irgendwann würden die Jüngeren
doch genauso wie sie selbst. Die Jungen
sind ernsthaft angetreten, um etwas zu ver-
ändern. Sie haben zwar einen harten An-
passungsprozess durchlaufen, mit bitteren
Kompromissen und selten sofort erkenn-
baren Erfolgen, trotzdem halten sie an ih-
ren Zielen fest – zum Beispiel, den politi-
schen Betrieb verändern zu wollen.

Wie fällt die Bilanz nach einem Jahr
Bundestag aus? Haben die Jungen die Po-
litik verändert?
Ich finde, dass sich einiges verändert hat.
Es macht einen Unterschied, wenn bei
der Debatte über das Staatsangehörig-
keitsrecht plötzlich junge Leute mitre-
den, die selbst erst vor wenigen Jahren
den deutschen Pass bekommen haben.
Oder wenn MdBs wie Emilia Fester von
den Grünen oder Muhanad Al-Halak von
der FDP Tausende junge Menschen über
Instagram und Tiktok für Politik begeis-
tern, die damit bisher wenig zu tun hat-
ten. So erreichen für die Demokratie im
Zweifel mehr als der Bundespräsident
mit seinen Reden

Der frühere Bundestagspräsident
Wolfgang Schäuble mahnte auch mit
Blick auf die Jungen, Abgeordneten seien
Vertreter des ganzen Volkes, nicht nur ih-
rer eigenen gesellschaftlichen Gruppe.
Das ist ein wichtiges Prinzip, dem sich
auch sicher die jungen Abgeordneten ver-
pflichtet fühlen. Doch sie halten es nicht
nur hoch, sie füllen es auch mit Leben und
beweisen, dass es nicht immer der 60-jähri-
ge Ostwestfale sein muss, der das Volk ver-
tritt, sondern es genauso gut eine 30-jähri-
ge Dresdnerin mit syrischen Wurzeln sein
kann.

Das Gespräch führte Sandra Schmid

Livia Gerster, Jahrgang 1990, studierte

Arabistik und Geschichte in Leipzig und

Berlin. Sie ist seit 2016 Redakteurin bei

der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“,

seit 2018 schreibt sie für den Politikteil

der Sonntagszeitung.

Junge Abgeordnete wie Emilia Fester (Grüne), hier bei einem Interview mit Funke Medien auf TikTok, nutzen soziale Medien intensiv,
um Politik zu machen. © Bildschirmfoto
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Aktentaschen

und E-Bikes

Das Jahr ist fast rum, und wie-
der sind uns die Spitzenpoli-
tiker privat ein Stück näher
gerückt. Nicht dass uns Ge-

setzentwürfe, Verordnungen oder Beleh-
rungen völlig egal wären, aber die priva-
te Anekdote schmückt den Weihnachts-
baum doch viel reichhaltiger als der
blasse Aktenordner. Und so wissen wir
nun, dass Kanzler Scholz nie ohne seine
speckige Ledertasche aus Studentenzei-
ten vor die Tür geht und vor eilbedürfti-
gen Entscheidungen erst einmal in Ruhe
ein Sachbuch liest.
Der belesene Lauterbach spielt nachts
Tischtennis mit dem Bundestrainer. Der
Gewinner (Roßkopf) darf sich einen
länglichen Vortrag über die jüngste Co-
vid-19-Substudie anhören. Frau Lam-
brecht hat die gepflegtesten Fingernägel
im Kabinett und lernt im Hubschrauber
heimlich die Dienstgrade der Soldaten
auswendig. Oberstabsgef….? Ministerin
Baerbock hat sich einen Jugendtraum er-
füllt und ist barfuß durch Indien gelau-
fen, Grünen-Kumpel Özdemir fährt da-
für mit E-Bike zur Arbeit und hält neuer-
dings sogar bei Rot.
Frau Spiegel sitzt zu Hause und fragt ih-
ren Wandspiegel: „Wer war die Schönste
im Kabinett?“ Der Spiegel antwortet:
„Du bist die Schönste hier, aber der
Lindner ist noch tausendmal schöner als
Du.“ Besagter Lindner fordert von seiner
neuen Frau tägliche TV-Präsenz, damit
er sie hin und wieder mal sieht. Vize-
kanzler Habeck guckt derweil zu Hause
„Weihnachten bei Hoppenstedts: Wir
bauen uns ein Atomkraftwerk.“ Noch
lieber würde er sich aus Protest irgend-
wo ankleben.
Ach ja, was macht eigentlich Angela
Merkel so? Sie wurde unlängst mit dem
Journalisten Alexander Osang in der ein-
samen Uckermark gesichtet. Sie sollen
sich schnell einig gewesen sein: Schuld
an allem ist Putin. Claus Peter Kosfeld T

VOR 10 JAHREN...

Das Zitat vom

Hindukusch

19.12.2012: Peter Struck ist tot. Im
Alter von 69 Jahren starb am 19. De-
zember 2012 der frühere Verteidigungs-
minister und SPD-Fraktionschef Peter
Struck. Tags zuvor war er nach einem
schweren Herzinfarkt in die Berliner
Charité eingeliefert worden. Nur rund

eine Woche zuvor war er noch als Vorsit-
zender der SPD-nahen Friedrich-Ebert-
Stiftung wiedergewählt worden. Zum
plötzlichen Tod seines Parteifreundes er-
klärte SPD-Chef Sigmar Gabriel: „Mit
ihm verlieren wir einen großen Sozial-
demokraten aus unseren Reihen.“
Strucks Nachfolger als Verteidigungsmi-
nister, Thomas de Maizière (CDU), trau-
erte um einen „authentischen Charakter,
der wie kaum ein anderer die Verteidi-
gungspolitik des Landes verkörpert hat.
Er hat die Soldaten gemocht und sie
ihn“. SPD-Fraktionschef Frank-Walter
Steinmeier nannte Struck „einen Mann
voller Herzenswärme, Humor und Le-
bensklugheit“, den die Menschen „für
seine klaren Ansagen“ gemocht hätten.
Am bekanntesten ist wohl sein Satz:
„Die Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland wird heute auch am Hin-
dukusch verteidigt“, mit dem Struck
2002 die veränderte Bedrohungslage
durch den internationalen Terrorismus
einordnete. Auch im Gedächtnis blieben
Aussagen wie: „Wir trinken einen zu-
sammen – öfter, als Sie denken“ (über
die Zusammenarbeit mit Unionsfrakti-
onschef Volker Kauder) oder „Mir hat
manchmal schon ein Basta à la Schröder
gefehlt“ (über den Regierungsstil von
Angela Merkel). Und dann ist da noch
das sogenannte Struck‘sche Gesetz, wo-
nach kein Entwurf den Bundestag so
verlässt, wie er ins Parlament einge-
bracht worden ist. So stellte Struck die
Macht der Abgeordneten gegenüber der
Regierung klar. Benjamin Stahl T

SPD-Politiker Peter Struck verstarb
im Dezember 2012 überraschend.
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PERSONALIA

>Rudolf Purps
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
SPD
Am 26. Dezember wird Rudolf Purps

80 Jahre alt. Der Realschullehrer aus Len-

nestadt wurde 1968 SPD-Mitglied, war von

1977 bis 1987 Vorsitzender des Unterbe-

zirks Olpe und gehörte von 1969 bis 1989

dem dortigen Kreistag an. Im Bundestag

engagierte sich Purps überwiegend im

Haushaltsausschuss.

>Bertram Hönicke
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Bertram Hönicke begeht am 27. Dezember

seinen 80. Geburtstag. Der Forstingenieur

aus Viesen/Kreis Potsdam-Mittelmark ge-

hörte 1990 der ersten frei gewählten

Volkskammer und von Oktober bis Dezem-

ber dem Bundestag an.

>Gerlinde Kaupa
Bundestagsabgeordnete 2002-2005,
CSU
Am 27. Dezember wird Gerlinde Kaupa

70 Jahre alt. Die Bürokauffrau aus Po-

cking/Kreis Passau trat 1989 in die CSU ein,

gehört seit 1990 dem dortigen Stadtrat

und seit 1996 dem Kreistag in Passau an.

Kaupa wirkte im Sportausschuss mit.

>Uta Titze-Stecher
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Am 28. Dezember wird Uta Titze-Stecher

80 Jahre alt. Die Sonderschullehrerin aus

Eichenau/Kreis Fürstenfeldbruck wurde

1971 SPD-Mitglied, gehörte von 1992 bis

1994 dem Bezirksvorstand Oberbayern

und von 1992 bis 1996 dem SPD-Landes-

vorstand an. Titze-Stecher arbeitete vor-

wiegend im Haushaltsausschuss mit und

war von 1998 bis 2002 Vorsitzende des

Rechnungsprüfungsausschusses.

>Rolf Olderog
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
CDU
Am 29. Dezember begeht Rolf Olderog

seinen 85. Geburtstag. Der Jurist aus Ol-

denburg/Kreis Ostholstein, CDU-Mitglied

seit 1962, war von 1970 bis 1980 Landtags-

abgeordneter in Kiel. Im Bundestag wirkte

er im Innenausschuss mit und war von

1983 bis 1998 Vorsitzender der Arbeits-

gruppe Tourismus seiner Fraktion. Auf Ol-

derog geht wesentlich die Gründung des

Tourismusausschusses 1998 zurück.

>Sylvia Kotting-Uhl
Bundestagsabgeordnete 2005-2021,

Bündnis 90/Die Grünen
Am 29. Dezember wird Sylvia Kotting-Uhl

70 Jahre alt. Die Dozentin aus Karlsruhe

schloss sich 1989 den „Grünen“ an und ge-

hörte von 1995 bis 1999 sowie von 2001

bis 2013 dem baden-württembergischen

Landesvorstand an. Von 2003 bis 2005

stand sie an dessen Spitze. Kotting-Uhl,

von 2009 bis 2018 atompolitische Spreche-

rin ihrer Fraktion, wirkte im Umweltaus-

schuss mit und war von 2018 bis 2021 des-

sen Vorsitzende.

>Clemens Schwalbe
Bundestagsabgeordneter 1990-2002,
CDU
Clemens Schwalbe wird am 31. Dezember

75 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus

Weißenfels trat 1986 der CDU bei und ge-

hörte 1990 der ersten frei gewählten

Volkskammer an. Schwalbe war von 1990

bis 1998 Parlamentarischer Geschäftsfüh-

rer seiner Fraktion.

>Klaus Hagemann
Bundestagsabgeordneter 1994-2013,
SPD
Klaus Hagemann begeht am 31. Dezember

seinen 75. Geburtstag. Der Lehrer aus Ost-

hofen/Kreis Alzey-Worms, SPD-Mitglied

seit 1966, war von 1974 bis 1994 und von

2005 bis 2010 dort Stadtrat sowie von

1980 bis 2018 Mitglied des Kreistags Alzey-

Worms. Von 1987 bis 1994 amtierte er als

Bürgermeister von Osthofen. Hagemann

wirkte im Haushalts- sowie im Petitions-

ausschuss mit, dessen stellv. Vorsitz er von

2002 bis 2005 innehatte. bmh T

SEITENBLICKE

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 2. Januar.

ORTSTERMIN: WEIHNACHTSRÄTSEL 2022

Lesen, mitraten und gewinnen
Auch in diesem Jahr findet es wieder statt: Das Weih-
nachtsrätsel von „Das Parlament“. Auf die Gewinner war-
ten spannende Überraschungspakete. Gewinnen können
Sie, indem Sie das tun, was Sie auch sonst immer tun:
Aufmerksam lesen!
Denn auf den zwölf Seiten dieser Ausgabe verstecken sich
die Antworten auf die Fragen.

Ihre Antworten inklusive Ihrer Kontaktdaten senden Sie
bitte per E-Mail oder Post bis zum 4. Januar 2023 an:
Redaktion „Das Parlament“
Platz der Republik 1
11011 Berlin
oder an redaktion.das-parlament@bundestag.de
unter dem Stichwort „Weihnachtsrätsel 2022“.
Barauszahlungen sind nicht möglich. Der Rechtsweg ist
ausgeschlossen.

1. Wann wurde Annemarie Renger zur Bundestagspräsi-
dentin gewählt?

2. Wie heißt der Vorsitzende des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums?

3. Wie heißt der Generalbundesanwalt?

4. Wann ist Wolfgang Schäuble in den Deutschen Bun-
destag eingezogen?

5. Wofür steht bei Viren die Abkürzung RSV?

6. Um wie viele Jahre will die Unionsfraktion den Start
des deutschen Lieferkettengesetzes verschieben?

7. Mit welchem Tier soll das Gesetz zur Tierhaltungskenn-
zeichnung starten und wann soll es Inkrafttreten?

8. Wann fand die Petersberger Konferenz statt?

9. Wie heißt die Ex-Vize-Präsidentin des EU-Parlaments,
der vorgeworfen wird, bestechlich gewesen zu sein?

10. Wie hieß der spanische Offizier, der 1981 mit anderen
Angehörigen der Militärpolizei das spanische Parlament
stürmte?

11.Wie heißt der Autor des Buches „Geschichten aus der
Heimat“?

12. Was wird laut Peter Strucks bekanntem Zitat aus dem
Jahr 2002 am Hindukusch verteidigt?

Die Redaktion wünscht viel Spaß beim Lesen, Rätseln und
Gewinnen! DP T

Es weihnachtet im Parlamentsviertel: Dieses Jahr kommt der über 20 Meter hohe Weihnachtsbaum vor dem Reichstagsgebäude aus Altenau im Harz. © DBT/photothek/Joerg Carstensen

PERSONALIA

>Bernhard Brinkmann †
Bundestagsabgeordneter 1998-2013,
SPD
Am 7. Dezember starb Bernhard Brinkmann
im Alter von 70 Jahren. Der Versicherungs-
direktor aus Schellerten/Kreis Hildesheim
wurde 1973 Mitglied der SPD und amtierte
von 2002 bis 2014 als Vorsitzender des dor-
tigen Unterbezirks. Brinkmann war 47 Jahre
Ratsherr in Schellerten und gehörte seit
1986 dem Kreistag an. Im Bundestag wirkte
er im Haushalts-, im Rechts- sowie im Rech-
nungsprüfungsausschuss mit, dessen Vorsitz
er von 2005 bis 2009 innehatte.

>Jann-Peter Janssen †
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
SPD
Gleichfalls am 7. Dezember starb Jann-Peter
Janssen im Alter von 77 Jahren. Der Schiff-
bauer und Betriebsratsvorsitzende aus Nor-
den, SPD-Mitglied seit 1969, war von 1972
bis 1986 sowie von 2001 bis 2005 Ratsherr
seiner Heimatstadt. Janssen, Direktkandidat
des Wahlkreises Aurich-Emden, engagierte
sich im Tourismusausschuss und war dessen
stellv. Vorsitzender von 1998 bis 2005.

>Wolfgang Weng
Bundestagsabgeordneter 1983-1998,
FDP
Am 21. Dezember vollendet WolfgangWeng
sein 80. Lebensjahr. Der Apotheker aus Ger-
lingen trat 1970 der FDP bei, war von 1982
bis 1999 sowie von 2002 bis 2008 Mitglied
des Landesvorstands in Baden-Württem-
berg und gehörte von 1990 bis 1993 dem
FDP-Bundesvorstand an. Von 1980 bis 1983
saß er im Landtag in Stuttgart. Weng am-
tierte von 1987 bis 1998 als stellv. Vorsit-
zender sowie von 1985 bis 1998 als haus-
haltspolitischer Sprecher seiner Bundestags-
fraktion.

>Manfred Such
Bundestagsabgeordneter 1989/90,
1994-1998, Bündnis 90/Die Grünen
Manfred Such wird am 21. Dezember
80 Jahre alt. Der Kriminalbeamte aus Werl
schloss sich 1984 den „Grünen“ an und ge-
hörte von 1991 bis 1994 dem NRW-Landes-
vorstand an. Such war Mitglied des Innen-
ausschusses. 2002 trat er der PDS bei.

>Josef Bugl
Bundestagsabgeordneter 1980-1987,
CDU
Am 24. Dezember vollendet Josef Bugl sein
90. Lebensjahr. Der Physiker aus Mannheim,
CDU-Mitglied seit 1975, war von 1976 bis
1988 Vorsitzender des dortigen Kreisver-
bands. Von 1976 bis 1980 gehörte er dem
Landtag von Baden-Württemberg an. Im
Bundestag wirkte Bugl im Forschungsaus-
schuss mit.

>Christian Müller
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
SPD
Christian Müller begeht am 24. Dezember
seinen 75. Geburtstag. Der Diplom-Inge-
nieur aus Zittau trat Anfang 1990 der SPD
bei und übernahm 1991 den Vorsitz des Un-
terbezirks Neiße. Müller betätigte sich im
Wirtschaftsausschuss und war dessen stellv.
Vorsitzender von 1995 bis 2002.

>Antje Blumenthal
Bundestagsabgeordnete 2001-2009,
CDU
Am 25. Dezember wird Antje Blumenthal
75 Jahre alt. Die Finanzbeamtin aus Ham-
burg, CDU-Mitglied seit 1965, war von
1992 bis 2008 stellv. Landesvorsitzende und
von 1989 bis 2003 stellv. CDA-Bundesvor-
sitzende. 1986/87 sowie von 1989 bis 2001
gehörte sie der Bürgerschaft an. Blumenthal
wirkte im Familienausschuss mit.

>Ortwin Lowack
Bundestagsabgeordneter 1980-1994,
CSU, seit 1991 fraktionslos
Ortwin Lowack begeht am 25. Dezember
seinen 80. Geburtstag. Der Rechtsanwalt
aus Bayreuth schloss sich 1962 der CSU an
und war von 1972 bis 1980 sowie von 1996
bis 2008 Stadtrat in Bayreuth. Im Bundes-
tag wirkte Lowack im Rechtsausschuss so-
wie im Auswärtigen Ausschuss mit. 1991
verließ er seine Partei.

>Christine Lehder
Bundestagsabgeordnete 1998-2005,
SPD
Am 25. Dezember wird Christine Lehder
70 Jahre alt. Die Diplom-Ingenieurin aus
Saalfeld trat 1990 der SPD bei, war Mitbe-
gründerin des dortigen Ortsvereins und
wurde Stadträtin. Diesem gehört sie auch
aktuell an. Im Bundestag wirkte Lehder im
Familien- sowie im Sportausschuss mit.

>Rainer Offergeld
Bundestagsabgeordneter 1969-1984,
SPD
Rainer Offergeld vollendet am 26. Dezem-
ber sein 85. Lebensjahr. Der Rechtsanwalt
aus Lörrach, SPD-Mitglied seit 1963, war
1972 sowie von 1975 bis 1978 Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundesfinanz-
minister und von 1978 bis 1982 Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit.
In Offergelds Amtszeit vollzog sich die Ab-
kehr von der wirtschaftspolitischen Ausrich-
tung der Entwicklungshilfe hin zur friedens-
fördernden Entwicklungszusammenarbeit.
Von 1984 bis 1995 amtierte er als Oberbür-
germeister von Lörrach. bmh T



Olaf Scholz, Bundeskanzler:

Wir stehen zusammen,
wir lassen niemanden allein

Olaf Scholz (*1958)
Wahlkreis 61

Wer die Bilder und Be-
richte wahrnimmt, die
uns seit dem 24. Febru-

ar Tag für Tag aus der Ukraine er-
reichen, kann nur zu einem Ergeb-
nis kommen: In diesen Wochen
geht ein besonders schweres Jahr
zu Ende. Russlands Angriffskrieg
gegen die Ukraine ist ein entsetzli-
cher Einschnitt. Er trifft zuallererst
die Ukrainerinnen und Ukrainer.
Sie ertragen seit fast zehn Mona-
ten Vertreibung und Verschlep-
pung, Verwundung und Tod.
Aber einen Einschnitt – eine

Zeitenwende – bedeutet Russlands
Krieg auch für ganz Europa und
die Welt. Die Themen des Euro-
päischen Rates morgen in Brüssel
spiegeln den Ernst der Lage wider,
in die Putin unseren Kontinent ge-
stürzt hat. Sie belegen aber noch
etwas – und vor allem darüber
will ich heute sprechen: Sie bele-
gen, wie fundamental Putin sich
verrechnet hat. Putin glaubte, sei-
ne Truppen würden die Ukraine
innerhalb von Tagen überrennen.
Er glaubte, wir in Europa und im
demokratischen Westen seien zu
uneinig, um der Ukraine wirksam
zu helfen. Er glaubte, er könne
Europas Solidarität austrocknen,
indem er uns den Gashahn zu-
dreht. Aber kein einziger von Pu-
tins Plänen ist aufgegangen, weil
Putin sich getäuscht hat über den
Mut der Ukrainerinnen und
Ukrainer, über Europa, über uns,
über den Charakter unserer De-
mokratien, über unseren Willen,
uns zu widersetzen gegen Groß-
machtwahn und Imperialismus.
Meine Damen und Herren, das

ist die wirkliche Geschichte dieses

Jahres 2022: Die Ukraine wider-
steht der russischen Aggression;
aber auch wir haben die Heraus-
forderung angenommen. Gemein-
sam mit unseren Freunden und
Partnern haben wir die Ukraine
entschlossen unterstützt – finan-
ziell, humanitär und auch mit
Waffen. Diese Unterstützung set-
zen wir fort, und zwar genau so
lange, wie sie benötigt wird. Auch
deshalb kämpfen die tapferen
Streitkräfte der Ukraine immer er-
folgreicher. Und weil das so ist,
geht Russland dazu über, die
ukrainische Infrastruktur zu zer-
stören, wehrlose Kinder, Frauen
und Alte mit Raketen zu beschie-
ßen. Was für eine furchtbare und
zugleich völlig verzweifelte Strate-
gie der verbrannten Erde! Aber
auch damit kommt Putin nicht
durch, weil die Ukrainerinnen
und Ukrainer zusammenstehen
und standhalten
und weil wir die
Ukraine umso
mehr unterstützen,
mit allem, was sie
braucht, um auch
dieser niederträch-
tigen Art der Kriegs-
führung zu wider-
stehen.
Dazu gehören

jetzt Stromgenera-
toren und Transformatoren ge-
nauso wie die Artillerie und Flug-
abwehrsysteme, die wir liefern. Es
sind ja nicht zuletzt die Gepard-
Flakpanzer aus Deutschland, die
hochwirksam dazu beitragen, dass
ziemlich viele russische Flugkör-
per abgeschossen werden. Gerade
jetzt geht es dazu auch um kon-
krete Maßnahmen zur Versorgung
der Ukraine mit Wärme, Wasser
und Strom. Deshalb bin ich unse-
ren französischen Freunden, be-
sonders Emmanuel Macron, sehr
dankbar für die gestern in Paris
veranstaltete Solidaritätskonfe-
renz. Dabei ging es gezielt darum,
wie die Widerstandskraft der
Ukraine in diesem Winter mit
Blick auf die Instandsetzung der
Energieinfrastruktur gestärkt wer-
den kann. Auch im Europäischen
Rat werden wir uns darüber weiter
abstimmen.
Zugleich sorgen wir dafür, dass

die Ukraine auch 2023 die finan-
ziellen Mittel bekommt, die sie
braucht. Zusammen mit den in-
ternationalen Partnern hat Europa
der ukrainischen Regierung seit
Kriegsbeginn bereits umfangreiche
Finanzhilfen geleistet. Für 2023
stellt die EU der Ukraine weitere
18 Milliarden Euro an außeror-
dentlicher Finanzhilfe planbar
und zielgerecht zur Verfügung.
Denn die Ukraine muss jetzt in
die Lage versetzt werden, diesen
Winter zu überstehen.
Mit Blick auf die Zukunft will

ich hier aber auch anmerken: Wer
immer glaubt, er könne die
Grundwerte der EU, zu denen sich
alle Mitgliedstaaten verpflichtet
haben, ausspielen gegen die au-
ßen- und sicherheitspolitische
Handlungsfähigkeit der Union,
der wird damit scheitern.
Meine Damen und Herren,

auch die Arbeit am
Marshallplan für
den langfristigen
Wiederaufbau der
Ukraine kommt vo-
ran. Im Oktober ha-
ben wir führende
Expertinnen und
Experten der Welt
hier in Berlin zu-
sammengebracht,
um dafür Konzepte

zu entwickeln. Jetzt treiben wir
die Bildung einer internationalen
Geberplattform voran, die den
Wiederaufbau koordinieren wird.
Erst vorgestern haben wir uns mit
unseren Partnern in der G 7 und
mit der EU auf Eckpfeiler dieser
Plattform geeinigt. Zugleich wer-
den wir in der G 7 weiter zusam-
menarbeiten, um die Schwächsten
in der Welt vor den Folgen dieses
Krieges zu schützen, in dem Russ-
land auch Ernährung und Energie
gezielt als Waffe einsetzt.
Parallel dazu erhöhen wir den

Sanktionsdruck auf Putins Re-
gime. Das Embargo der EU für Öl
aus Russland ist in Kraft. Seit vor-
letzter Woche gilt in Europa, in
den G 7 und darüber hinaus der
vereinbarte Ölpreisdeckel. Die
Sanktionen gegen Russland wer-
den wir so lange aufrechterhalten
und weiter verschärfen, wie Putin
seinen brutalen Angriffskrieg fort-

setzt.
Meine Damen und Herren, der

russische Angriffskrieg bedeutet ei-
ne Herausforderung für den Zu-
sammenhalt der Europäischen
Union. Aber auch diese Heraus-
forderung haben wir angenom-
men – gemeinsam und stark.
Europa steht seit dem 24. Februar
fest zusammen. Dafür hat die
Bundesregierung von Anfang an
gearbeitet. Wir haben unsere Part-
ner unterstützt und umgekehrt ih-
re Unterstützung erfahren. Das ist
gelebte europäische Solidarität.
Auch im Hinblick auf die Vertei-

digung unserer Freiheit und Si-
cherheit in Europa haben wir die
vergangenen Monate intensiv ge-
nutzt. Hier in Deutschland, in
Europa und in der NATO haben
wir uns verteidi-
gungspolitisch neu
ausgerichtet. Unsere
Bündnispartner wis-
sen genau: Sie kön-
nen sich auf uns
verlassen. Sie wis-
sen: Wir werden,
falls nötig, jeden
einzelnen Quadrat-
meter des Bündnis-
gebiets verteidigen.
Dafür haben wir das Sonderver-

mögen in Höhe von 100 Milliar-
den Euro beschlossen – die größte
Investition in unsere Bundeswehr
seit ihrem Bestehen wird damit
möglich. Dafür rüsten wir unsere
Streitkräfte nach Jahren der Ver-
nachlässigung endlich angemes-
sen aus. Dafür beschaffen wir mo-
derne F-35-Kampfjets und leisten
weiter unseren deutschen Beitrag
zur nuklearen Teilhabe in der Alli-
anz. Dafür halten wir in diesem
Jahr und in den nächsten beiden
Jahren bis zu 17 000 Soldaten für
die NATO Response Force vor. Da-
für übernehmen wir 2023 erneut
die Führung der Schnellen NATO-
Eingreiftruppe. Dafür werden wir
ab 2025 für die NATO-Streitkräfte-
struktur dauerhaft 30 000 Solda-
ten bereitstellen. Dafür sind wir
mit Kräften des Heeres und der
Luftwaffe in der Slowakei präsent.
Dafür sichern wir mit unserer
Luftwaffe den Luftraum über Est-
land und erhöhen die Präsenz un-
serer Marine in der Ostsee. Dafür
haben wir den NATO-Gefechtsver-
band in Litauen dauerhaft ver-
stärkt und verbessern so die Vertei-
digung des ganzen Baltikums.
Dafür verstärken wir gemeinsam

mit Norwegen und anderen Küs-
tenstaaten aus NATO und EU den
Schutz von Pipelines und anderer
kritischer Offshore-Infrastruktur.

Und dafür habe ich vor drei Mo-
naten in Prag auch den Vorschlag
gemacht, einen Raketenschutz-
schirm aufzubauen, um so die eu-
ropäischen Fähigkeiten innerhalb
der NATO zu stärken. Es ist gut,
dass sich schon 15 Partner unserer
Initiative angeschlossen haben.
Und es ist gut, dass wir in der EU
beschlossen haben, unsere Partner
weltweit, allen voran die Ukraine,
mit neuen Mitteln der Europäi-
schen Friedensfazilität weiter zu
unterstützen.
Mit allen diesen Maßnahmen

stärken wir nicht nur die Sicher-
heit unserer Freunde und Alliier-
ten, sondern zugleich auch unsere
eigene Sicherheit. Mit allen diesen
Maßnahmen stärken wir das Ver-
trauen aller Partner in unsere Be-

reitschaft, im
Bündnis Verant-
wortung zu über-
nehmen. Diesen
Kurs haben wir seit
dem 24. Februar
entschlossen einge-
schlagen. Diesen
Kurs halten wir.
Meine Damen

und Herren,
Europas Sicherheit

– das bedeutet auch Europas Ener-
giesicherheit. Auf keinem anderen
Gebiet haben wir in so kurzer Zeit
so großen Fortschritt erzielt.
Nichts beweist das so deutlich wie
die Eröffnung des ersten schwim-
menden Terminals für Flüssiggas,
die wir am Sonnabend in Wil-
helmshaven feiern werden. Im Juli
war Baubeginn, und jetzt ist dieses
erste deutsche LNG-Terminal fer-
tig.
Schon in dieser Woche wird das

erste Schiff mit Flüssiggas in Wil-
helmshaven anlegen. Seit Mona-
ten habe ich das angekündigt.
Und seit Monaten haben mich
Leute ungläubig angeguckt und
gesagt: „Noch in diesem Jahr? Das
wird doch nie was.“ Das hat ver-
mutlich auch Wladimir Putin ge-
dacht. Aber es ist was geworden.
Die nächsten Terminals folgen in
Kürze: in Lubmin, in Brunsbüttel
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In diesen
Wochen
geht ein
besonders

schweres Jahr
zu Ende.

Wir haben
unsere Partner
unterstützt und
umgekehrt ihre
Unterstützung

erfahren.

DEBATTENDOKUMENTATION
Regierungserklärung zum EU- und zum EU-ASEAN-Gipfel / 75. Sitzung des 20. Deutschen Bundestages am 14. Dezember 2022



2 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 51-52 - 19. Dezember 2022

und in Stade. Ich glaube, ich spre-
che im Namen von allen oder fast
allen in diesem Haus, wenn ich
sage: Herzlichen Dank an alle Ar-
beiterinnen und Arbeiter, an alle
Ingenieurinnen und Ingenieure,
die im Rekordtempo diese großar-
tige Leistung vollbracht haben!
Auch ihnen verdanken wir, dass
wir in diesem Jahr gut durch den
Winter kommen. Sie stehen für
viele Millionen Bürgerinnen und
Bürger in unserem Land, die in
dieser schwierigen Zeit einfach an-
packen, die mit ihrem Zusam-
menhalt und mit ihrer guten Ar-
beit dafür sorgen, dass wir über
die Runden kommen. Auf jede
und jeden von ihnen kommt es
an.
Mit unseren Entlastungspaketen

und dem 200-Milliarden-Abwehr-
schirm gegen die Folgen des russi-
schen Angriffskriegs tut die Bun-
desregierung alles nur Mögliche,
um die Lage der Bürgerinnen und
Bürger und der Unternehmen zu
erleichtern. So – und nur so
– kommen wir gemeinsam durch
diese Zeit.
Meine Damen und Herren, „ge-

meinsam“ – das bedeutet vor al-
lem „gemeinsam in Europa“. Nie
zuvor haben wir in Energiefragen
so eng zusammengearbeitet. Wir
haben uns auf gemeinsame Ener-
giesparziele geeinigt, und wir ha-
ben uns darauf verständigt, dass
wir die hohen Strompreise abfe-
dern. Wir arbeiten am gemeinsa-
men Einkauf von Gas, sodass wir
auch nächstes Jahr unsere Spei-
cher gut füllen können. Dabei ist
klar: Einfache Sofortlösungen gibt
es nicht. Zum Beispiel können wir
nicht so in Preise eingreifen, dass
zu wenig Gas nach Europa gelie-
fert wird. Diese Einsicht ist auch
für die Verständigung wichtig, an
der der Energierat der EU gestern
weitergearbeitet hat. Ich bin si-
cher: Wir werden eine gute, prag-
matische Verständigung erzielen.
Meine Damen und Herren, in

einer weiteren Hinsicht erweist
sich Putins Krieg als Beschleuniger
notwendiger Veränderungen. Für
den Umstieg auf erneuerbare
Energie steht diese Bundesregie-
rung von Anfang an. Aber jetzt ist
klar: Die Erneuerbaren brauchen
wir nicht nur wegen der Klimakri-
se. Wir brauchen sie auch zu unse-
rer Sicherheit, damit wir nie wie-
der zu abhängig sind von einzel-
nen Lieferanten. Aus beiden
Gründen arbeiten wir daran, dass
Europa zum ersten klimaneutra-
len Kontinent wird, und auch da-
bei kommen wir schnell voran.
Viele Elemente des Pakets „Fit for
55“ der EU werden gegenwärtig
noch verhandelt. Wir setzen uns
dabei ein für ehrgeizige Ziele, für
den mutigen Einstieg in die
nächste große Epoche unserer eu-
ropäischen Industriegeschichte, in
der wir mit klimaneutraler Tech-
nologie sichere neue Arbeit und

neuen Wohlstand schaffen.
Meine Damen und Herren,

auch in den Prozess der EU-Erwei-
terung hat Putins Krieg neuen
Schwung gebracht. Der Ukraine,
Moldau und perspektivisch
Georgien haben wir im Juni den
Weg zur EU-Mitgliedschaft eröff-
net. Aber wir haben endlich auch
den Beitrittsprozess der sechs
Staaten des westlichen Balkans
wieder unter Dampf gesetzt. Das
ist mir ein besonderes Anliegen.
Das Gipfeltreffen des Berlin-

Prozesses am 3. November im
Kanzleramt hat gezeigt: Konflikte
der Vergangenheit sind, wie wir
wieder spüren, nicht vorüber, aber
überwindbar. Fortschritt in Rich-
tung EU-Mitgliedschaft ist mög-
lich. Diese Einschätzung habe ich
letzte Woche beim EU-Westbal-
kan-Gipfel in Tirana ausdrücklich
bekräftigt. Dafür setze ich mich
auch weiter energisch ein, morgen
beim Europäischen Rat und auch
im kommenden Jahr. Darum ist
es richtig, dass in dieser Woche
auch Bosnien-Her-
zegowina zum EU-
Beitrittskandidaten
wird. Es liegt in un-
serem deutschen
und in unserem eu-
ropäischen Interes-
se, dass der westli-
che Balkan Teil der
Europäischen Uni-
on wird.
Genauso liegt es

in unserem Interesse, dass Kroa-
tien ab 2023 zum Schengenraum
gehören wird. Und es liegt in un-
serem Interesse, dass Rumänien
und Bulgarien bald folgen. Das ist
noch nicht gemacht; aber wir
müssen auf diesem Weg weiter vo-
rankommen.
Meine Damen und Herren, Pu-

tins Krieg hat auch bei vielen Fra-
gen nach der Zukunft der Globali-
sierung und nach Europas Rolle in
der Welt des 21. Jahrhunderts
neue Klarheit geschaffen. Heute
Mittag reise ich ja zuerst zum EU-
ASEAN-Gipfel in Brüssel. Das
wird das erste Gipfeltreffen über-
haupt, das die Regierungschefs der
EU und des südasiatischen Staa-
tenverbandes so zusammenbringt.
Gemeinsam haben die zehn ASE-
AN-Staaten 670 Millionen Ein-
wohner; wir in der EU sind 450
Millionen. Schon diese enormen
Zahlen zeigen: Die Vorstellung ei-
ner bipolaren Ära, in der sich alles
um die USA und China dreht,
geht an der globalen Wirklichkeit
vorbei.
Natürlich, an der herausgeho-

benen Rolle der USA besteht kein
Zweifel, auch nicht an der Rivali-
tät zwischen den USA und China.
Mit unserem wichtigsten globalen
Partner, den USA, verbinden uns
Europäer dabei vielfältige gemein-
same Werte und Interessen. Gera-
de dieses Jahr hat wieder gezeigt,
wie unverzichtbar das transatlanti-

sche Bündnis ist. Das schließt Dif-
ferenzen in Einzelfragen nicht
aus.
Die amerikanischen Investitio-

nen in den Klimaschutz sind ein
beeindruckender Beitrag zur
Transformation der US-Wirtschaft,
und – auch das muss an dieser
Stelle und hier gesagt werden
– lange haben wir uns gewünscht,
dass eine solche
Zielrichtung in
den USA verfolgt
wird. Aber sie dür-
fen – auch das ist
klar – nicht den
fairen Wettbewerb
verhindern. Da-
rum unterstütze
ich sehr, dass die
Europäische Kom-
mission intensive
Gespräche mit den USA führt. Ich
habe mit dem amerikanischen
Präsidenten gesprochen; der fran-
zösische Präsident hat das auch
getan. Denn wir dürfen uns im
transatlantischen Verhältnis nicht

auseinanderdividie-
ren lassen. Im Ge-
genteil: Statt einer
großen Auseinan-
dersetzung sollten
wir noch enger zu-
sammenarbeiten
und den gemeinsa-
men und fairen
Handel mit den
USA stärken.
Meine Damen

und Herren, Chinas Aufstieg zur
Weltmacht ist eine Tatsache, mit
der wir zurechtkommen müssen.
Dabei wäre es falsch, „zurecht-
kommen“ mit „abkoppeln“ zu
übersetzen, mit „decoupling“
oder „Deglobalisierung“. Das wäre
nicht der richtige Weg. Als Wirt-
schafts- und Handelspartner
bleibt China für uns wichtig, und
über viele globale Fragen wollen
und müssen wir mit China spre-
chen, auch da, wo wir unter-

schiedlich auf Sachverhalte bli-
cken.
Bei meinem Besuch in China

habe ich klar zum Ausdruck ge-
bracht, dass Deutschland und
Europa für eine regelbasierte in-
ternationale Ordnung einstehen,
fest verankert in der Charta der
Vereinten Nationen. Unsere Sor-
gen über die wachsende Unsicher-

heit im Südchinesi-
schen Meer und in
der Straße von Tai-
wan habe ich sehr
deutlich formuliert.
Das war wichtig.
Aber wichtig war zu-
gleich, dass Präsi-
dent Xi und ich in
einer entscheiden-
den Frage einig wa-
ren: einig darüber,

dass bereits die Drohung mit dem
Einsatz von Atomwaffen unzuläs-
sig ist; einig darüber, dass der Ein-
satz von Atomwaffen eine rote Li-
nie überschreiten würde, die die
Menschheit zu Recht gezogen hat.
Ich hoffe sehr, dass diese klare

und gemeinsame Botschaft auch
in Moskau angekommen ist. Mit
seinem gewalttätigen Großmacht-
wahn steht Russland heute so al-
leine da wie nie zuvor; auf dem
G-20-Gipfel kürzlich auf Bali war
das für alle Welt zu sehen.
Meine Damen und Herren, die

Welt des 21. Jahrhunderts wird ei-
ne multipolare Welt sein. Wenn es
um Lösungen für die großen glo-
balen Themen geht – Klima-
schutz, Pandemien, Biodiversität
oder Digitalisierung -, dann müs-
sen wir unsere Netze weiter aus-
werfen, dann müssen wir nicht
nur unsere Lieferketten diversifi-
zieren, sondern auch unsere Ver-
handlungen und Verbindungen in
alle Teile der Welt, dann brauchen
wir enge und vertrauensvolle Part-
nerschaften, besonders mit den
aufstrebenden Nationen in Asien,
in Afrika, in Lateinamerika und in

der Karibik. Darum haben wir
zum diesjährigen G-7-Gipfel in
Elmau auch die Regierungschefs
wichtiger demokratischer Staaten
des Globalen Südens eingeladen.
Darum bin ich in diesem Jahr ge-
zielt in Länder wie Vietnam und
Singapur, Japan und Indonesien,
Südafrika, Senegal oder Niger ge-
reist. Darum habe ich Premiermi-
nister Modi zu deutsch-indischen
Regierungskonsultationen emp-
fangen. Und darum haben wir un-
sere gesamte deutsche G-7-Präsi-
dentschaft genutzt, um für die
Gründung eines offenen, koope-
rativen internationalen Klima-
klubs zu werben, um so den glo-
balen Klimaschutz voranzubrin-
gen. Es ist ein erfreulicher Ab-
schluss unserer Präsidentschaft,
dass die G 7 Anfang dieser Woche
den Rahmen dieses Klubs förm-
lich beschlossen hat. Wir werden
jetzt schnell auf weitere Staaten
zugehen, damit der Klimaklub zu
vereinten Anstrengungen gegen
den Klimawandel führt.
Meine Damen und Herren, nie-

mand leidet so sehr unter Russ-
lands Angriffskrieg wie die Ukrai-
nerinnen und Ukrainer. Wir ste-
hen fest an ihrer Seite. Aber auch
uns Deutsche, unsere Freunde
und Partner hat Putins Krieg vor
enorme Herausforderungen ge-
stellt. Diese Herausforderungen
haben wir angenommen; an die-
sen Herausforderungen sind wir
gemeinsam gewachsen. Diejeni-
gen, die nicht geglaubt haben,
dass wir das können, die haben
sich gewaltig geirrt. Das ist die gu-
te Nachricht, die am Ende dieses
so bitteren Jahres zuversichtlich
stimmt: Wir in Deutschland ha-
ben gemeinsam den richtigen Weg
eingeschlagen. Wir stehen zusam-
men, wir lassen niemanden allein.

(Anhaltender Beifall bei der SPD

– Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der FDP)

Gerade dieses
Jahr hat wieder
gezeigt, wie un-
verzichtbar das
transatlantische

Bündnis ist.

Meine Damen
und Herren,
die Welt des

21. Jahrhunderts
wird eine multi-
polare Welt sein.

Die Regierungserklärung durch den Bundeskanzler in der letzten Sitzungswoche des Jahres sorgt für rege Dis-
kussionen im Hohen Haus. © picture alliance/dpa | Kay Nietfeld
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Friedrich Merz, CDU:

Je mehr wir helfen, desto
schneller ist dieser Krieg vorüber

Friedrich Merz (*1955)
Wahlkreis Hochsauerlandkreis

Wir begrüßen ausdrücklich,
dass Sie, Herr Bundes-
kanzler, vor dem letzten

Europäischen Rat in diesem Jahr
und auch vor dem ersten EU-ASE-
AN-Gipfel heute eine Regierungser-
klärung vor dem Deutschen Bundes-
tag abgeben.
Wir teilen Ihre Einschätzung des

russischen Angriffskrieges gegen die
Ukraine und vor allem Ihre Bewer-
tung der Entwicklung dieses Krieges
in den letzten Wochen. Das russi-
sche Regime unter Präsident Putin
verübt mit den gezielten Angriffen
gegen die Infrastruktur des Landes,
gegen die Wohnbezirke, gegen Kin-
derheime, gegen
Krankenhäuser und
Altenheime schwers-
te Kriegsverbrechen,
für die Putin und
seine Schergen eines
Tages von der Welt-
gemeinschaft zur Re-
chenschaft gezogen
werden müssen. Wir
stimmen Ihnen zu,
Herr Bundeskanzler,
dass die Europäische Union und die
NATO in den Wochen und Monaten
seit dem Beginn dieses Krieges am
24. Februar zusammengewachsen
sind und sich als handlungsfähig er-
wiesen haben.
Putin und sein verbrecherisches

Regime haben vor allem die Wider-
standsfähigkeit der Ukraine, die
Standhaftigkeit ihrer Regierung un-
ter Präsident Selenskyj, die Opferbe-
reitschaft und die Leidensfähigkeit
ihrer Bevölkerung und auch die Ein-
satzfähigkeit und Kampfkraft der Ar-
mee vollkommen unterschätzt.
Wir können zum Ende dieses, wie

Sie es gesagt haben, Herr Bundes-
kanzler, besonders schweren Jahres
dem ukrainischen Volk nur mit
größtem Respekt unsere Anerken-
nung und auch unsere Anteilnahme
an seinem Schicksal aussprechen.
Zum Ende des Jahres trauern die

Familien in der Ukraine um viele
Tausend gefallene und verwundete

Soldaten, um viele Tausend getötete
Kinder, junge und ältere Menschen,
unschuldige Männer und Frauen,
die diesen Kriegsverbrechen zum
Opfer gefallen sind. Wenn wir, mei-
ne Damen und Herren, in wenigen
Tagen unser Weihnachtsfest feiern,
in unserem Land, in dem wir doch
das große Glück haben, in Frieden
und Freiheit zu leben, dann sind
unsere Gedanken auch bei den
Menschen in der Ukraine, die un-
vorstellbares Leid und unvorstellba-
re Not in diesen Tagen aushalten
müssen.
Dem Land stehen im Winter wei-

terhin schwere Wochen und Monate
bevor. Es ist deshalb wichtig, dass
wir unsere Unterstützung und Hilfs-
bereitschaft erneut unterstreichen
und darin nicht nachlassen. Das gilt
für die humanitäre und finanzielle
Hilfe; das gilt aber auch für die mili-
tärische Hilfe. Anders als der ein
oder andere in diesem Haus und
außerhalb meint, sagen und denken
zu müssen, verlängert unsere Hilfe
diesen Krieg nicht. Das Gegenteil ist
richtig: Je mehr wir helfen, desto
schneller ist dieser Krieg vorüber.
Deshalb, Herr Bundeskanzler,

bleiben wir dabei: Ja, Deutschland
hat nach langem Zögern einiges an

wichtigem militäri-
schen Gerät geliefert.
Aber nach wie vor
fehlen der ukraini-
schen Armee Schüt-
zenpanzer und
Kampfpanzer, die
wir aus unseren Be-
ständen und aus Be-
ständen der Indus-
trie liefern könnten.
Fast zehn Monate

nach Beginn dieses Krieges verste-
cken Sie, Herr Bundeskanzler, sich
immer noch hinter den NATO-Part-
nern, die angeblich auch nicht lie-
fern wollen. Wir wissen mittlerwei-
le, dass dies falsch ist. Es liegt vor al-
lem an Ihnen ganz persönlich, dass
die Ukraine diese Hilfe nicht be-
kommt.
Sie haben in Ihrer Rede gesagt:

Wir haben hier in Deutschland un-
sere Verteidigungspolitik neu ausge-
richtet. – Herr Bundeskanzler, das
nehmen die NATO-Partner und die
Europäische Union anders wahr. Sie
bleiben weit hinter den Zusagen zu-
rück, die Sie von dieser Stelle aus
am 27. Februar in Ihrer Regierungs-
erklärung gegeben haben. Der Ver-
teidigungsetat der Bundesrepublik
Deutschland sinkt. Wenn wir viel
Glück haben, dann wird heute im
Laufe des Tages der Beschluss des
Haushaltsausschusses des Deut-
schen Bundestages gefasst, von die-

sen 100 Milliarden Euro nun die
ersten Mittel freizugeben – zehn
Monate nach dem Beginn des Krie-
ges, mehr als ein halbes Jahr, nach-
dem wir hier unter großem Zeit-
druck, unter den Sie uns gesetzt ha-
ben, die Änderung des Grundgeset-
zes beschlossen haben. Diese Ein-
schätzung, die Sie hier abgegeben
haben, stimmt nicht mit der Wirk-
lichkeit überein.
Sie haben in Ihrer Regierungser-

klärung, Herr Bundeskanzler, die
wichtige Zusammenarbeit inner-
halb der Europäischen Union ange-
sprochen. Natürlich teilen wir diese
Einschätzung in dieser Frage mit Ih-
nen. Aber so wortreich Sie diese Zu-
sammenarbeit als gut funktionie-
rend dargestellt haben: Es ist doch
nicht zu übersehen, dass wir zurzeit
eine tiefe Störung des deutsch-fran-
zösischen Verhältnisses erleben.
Sehr viele Beobachter in Berlin und
vor allem in Paris sprechen von ei-
nem Tiefpunkt der Beziehungen.
Und es war der französische Staats-
präsident, der Ihnen am Rande des
letzten Gipfels in Brüssel gesagt hat
– wörtlich -: Es ist nicht gut, „wenn
Deutschland sich isoliert“. – „Der
Tagesspiegel“ titelt heute: „Einzel-
gänger in der EU-Politik“. Herr Bun-
deskanzler, das ist die Wahrneh-
mung anderer außerhalb Ihrer Re-
gierung.
Ich füge eine Bemerkung hinzu,

da Sie noch einmal auf die Rede Be-
zug genommen haben, die Sie im
Sommer, im August an der Karlsuni-
versität in Prag gehalten haben. Sie
haben in dieser Rede Frankreich, die
deutsch-französischen Beziehungen,
die gemeinsame Gründungsge-
schichte in der Europäischen Union
und die deutsch-französische
Freundschaft als einen der wichtigs-
ten Pfeiler der EU-
Politik mit keinem
einzigen Wort er-
wähnt. Das mag
vielleicht in Ihrer
Regierung niemand
bemerkt haben.
Aber in Paris ist das
mit größter Auf-
merksamkeit wahr-
genommen wor-
den. Das ist die
Realität Ihrer Europapolitik.
Wir haben von Ihnen heute hier

eine ganze Liste von Themen ge-
hört, was jetzt in den nächsten Ta-
gen weiter zu geschehen hat. Ich
will es einmal so sagen: Sie listen
wie ein guter Anwalt akribisch das
Inventar auf, das sich in dem Haus
befindet, das wir gemeinsam be-
wohnen. Aber Ihnen fehlt fast völlig
der Blick für die Statik dieses Hau-

ses, für das Fundament dieses Hau-
ses, und Ihnen fehlen die Fantasie
eines Architekten und der entschlos-
sene Wille eines Baumeisters, dieses
Haus in Europa jetzt wetterfest und
zukunftsfähig zu machen und viel-
leicht in diesem Haus in Europa so-
gar einen neuen Teil zu bauen.
Wenn Sie jetzt so dazwischenrufen,
dann will ich Ihnen drei konkrete
Beispiele nennen, über die wir heu-
te Morgen eigentlich auch sprechen
müssten.
Sie haben über die deutsch-ameri-

kanischen und die europäisch-ame-
rikanischen Wirtschaftsbeziehungen
gesprochen. Was folgt denn aus die-
ser Beschreibung, die Sie heute Mor-
gen abgegeben haben? Heißt das im
Klartext, dass Sie, die SPD und die
Grünen, jetzt dafür sind, dass mit
Amerika ein neues Freihandelsab-
kommen ausverhandelt wird? Ja
oder nein?
Sie haben hier über China gespro-

chen und über die Notwendigkeit,
uns etwas unabhängiger von China
zu machen. Sie treffen sich jetzt
richtigerweise mit den ASEAN-Staa-
ten in Brüssel. Was heißt das denn
konkret, etwa im Hinblick auf die
Handelsbeziehungen zu Südameri-

ka? Sind Sie jetzt da-
für, dass das Merco-
sur-Abkommen, das
ausverhandelt ist mit
den südamerikani-
schen Staaten, ratifi-
ziert und verabschie-
det wird als ein neues
Freihandelsabkom-
men zwischen der
Europäischen Union
und den Mercosur-

Staaten?
Und dann muss ich Ihnen, Herr

Bundeskanzler, sagen – das hat
mich nun wirklich fast entsetzt -:
ich bin gespannt, ob Sie gleich im-
mer noch so reagiere: – Ist Ihnen ei-
gentlich aufgefallen, dass der Bun-
deskanzler in seiner Regierungser-
klärung nicht ein einziges Wort zu
den Vorgängen im Iran gesagt hat,
meine Damen und Herren? In die-

sem Land werden seit drei Monaten
auf offener Straße Demonstranten
erschossen. Dieses Land versorgt die
Hisbollah und die Hamas mit den
finanziellen Mitteln, die diesen Ter-
ror überhaupt erst möglich machen.
Dieses Land finanziert die Drohnen,
die Russland gegen die Zivilbevölke-
rung in der Ukraine einsetzt. Und
Sie erwähnen dieses Land mit kei-
nem einzigen Wort!
Herr Bundeskanzler, es wäre doch

richtig gewesen, am heutigen Mor-
gen zu sagen, dass Sie sich dafür
einsetzen, dass dieses Land jetzt
vollkommen isoliert wird und dass
von Deutschland eine Initiative aus-
geht, das Land Iran jetzt so zu iso-
lieren, dass es keine Chance mehr
hat, den internationalen Terroris-
mus zu finanzieren.
Warum geben Sie uns in der Be-

fragung Ihrer Regierung keine Ant-
wort auf die Frage, ob Sie sich bei
diesem Gipfel, der jetzt in Brüssel
stattfindet, dafür einsetzen, diese so-
genannten Revolutionsgarden, die
die Stütze des Regimes sind, als eine
Terrororganisation einzustufen? Wa-
rum bekommen wir noch nicht ein-
mal eine Antwort von Ihrer Regie-
rung, wenn wir Ihnen diese Frage
stellen? Ja oder nein, Herr Bundes-
kanzler?
Ihre Regierungserklärung enthält

viel Richtiges – keine Frage -, mit
dem wir einverstanden sind und
was wir selbstverständlich aus Über-
zeugung auch mitverantworten wol-
len. Aber es fällt doch auf, dass ganz
wesentliche Teile fehlen und dass
Sie vor allem den Fragen gezielt aus
dem Wege gehen, die in Ihrer Regie-
rung offenkundig streitig sind, auf
die das stärkste und bevölkerungs-
reichste Land der Europäischen Uni-
on aber eigentlich gerade zum Ab-
schluss des Jahres 2022 eine Ant-
wort geben müsste. Herr Bundes-
kanzler, diese Antworten bleiben Sie
uns schuldig.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU)

©
T
o
b
ia
s
K
o
ch

Es liegt vor allem
an Ihnen ganz
persönlich,

dass die Ukraine
diese Hilfe

nicht bekommt.

Wir haben
eine tiefe

Störung des
deutsch-

französischen
Verhältnisses.

Oppositionsführer Merz wirft Kanzler Scholz (m.) vor, die Bundeswehr
nicht ausreichend zu unterstützen. © picture alliance/dpa | Moritz Frankenberg
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Katharina Dröge, Bündnis 90/Die Grünen:

Europa zum Leitmarkt für
Zukunftstechnologien machen

Katharina Dröge (*1984)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Ja, gerade in diesen Tagen zeigt
sich, wie wichtig die Europäi-
sche Union ist, dass wir die EU

dringlicher denn je brauchen. Sie,
Herr Merz, haben ja gerade große
Worte dazu gefunden, dass wir an
einem Europa der
Zukunft bauen
müssen. Aber wenn
man auf die Politik
der CDU und CSU
in Europa in den
letzten Jahren zu-
rückschaut, dann
stellt man fest: Es
war gerade der Kurs
von Wolfgang
Schäuble, der
Europa so gespalten hat, der bes-
serwisserische, belehrende Ton,
den Wolfgang Schäuble, den die
Union insbesondere gegenüber
den Ländern Südeuropas an den
Tag legten, dieser elende Kurs der
Austeritätspolitik, mit dem Sie
viele südeuropäische Länder zur
Privatisierung gezwungen haben,
wichtige Investitionen verhindert
haben. Das ist Ihr Erbe, und das
hat Deutschlands Ruf bei unseren
europäischen Nachbarländern
schwer belastet; das ist Ihr Erbe in
der Europapolitik.
Ja, wir arbeiten an einem

Europa der Zukunft. Das ist wirk-
lich harte Arbeit: 27 Mitgliedstaa-
ten mit vielen unterschiedlichen
Perspektiven, die jeden Tag mitei-
nander um den besten Weg rin-
gen, aber auch zeigen, dass sie
handeln können.
Wir haben hart um harte Sank-

tionen gegen den Iran gerungen
– ein Regime, das auf furchtbare
Weise Terror gegen seine eigene
Bevölkerung ausübt, das junge
Menschen einsperrt, foltert und
hinrichtet, nur weil sie es wagen,
eine eigene Meinung zu haben,
nur weil sie es wagen, von einem
Leben in Freiheit zu träumen. Das
auszuhalten, ist extrem schwer.
Wir arbeiten jeden Tag daran, da-
für zu sorgen, dass die Welt hin-

schaut. Wir arbeiten jeden Tag da-
ran, es diesem Regime schwerer
zu machen. Insbesondere die
deutsche Außenministerin war es
doch, die dafür gesorgt hat, dass
am Montag weitere Sanktionen in
der Europäischen Union be-
schlossen wurden. Ganz persön-
lich: Herzlichen Dank, Annalena,
dafür. Ich weiß, wie hart das ist,
was du da gerade leistest.
Herr Merz, wenn Sie den Iran

hier zu Recht ansprechen, dann
muss ich Ihnen sagen: Ich werde
Ihnen persönlich nicht vergessen,
dass Sie hier im Plenum gelacht
haben, als die deutsche Außenmi-
nisterin über feministische Au-
ßenpolitik gesprochen hat. Sie
haben sich breitbeinig zurückge-
lehnt und haben das Thema nicht
ernst genommen, als wir das auf

die Tagesordnung
gesetzt haben. Fan-
gen Sie erst mal
mit Ihrer eigenen
Wertehaltung an,
bevor Sie hier an-
dere kritisieren.
Ja, wir ringen in

Europa um die bes-
ten Antworten,
zum Beispiel auch
zum Umgang mit

Orban. Es war schäbig, dass Or-
ban ausgerechnet die Hilfen für
die Ukraine genutzt hat, um die
Europäische Union zu erpressen.
Gut, dass sich eine Mehrheit der
Mitgliedstaaten nicht davon hat
beeindrucken lassen. Ja, es hätten
noch mehr sein müssen, aber
dass der Rechtsstaatlichkeitsme-
chanismus jetzt angewendet wird,
das ist ein historisches Signal und
zeigt, wozu die Europäische Uni-
on in diesen Zeiten fähig ist.
Wozu die Europäische Union

fähig ist, hat sie insbesondere an-
gesichts des furchtbaren Angriffs-
kriegs, den Russland gegen die
Ukraine führt, gezeigt. Wir haben
zusammengestanden. Wir haben
schnelle und harte Sanktionspa-
kete auf den Weg gebracht, und
gerade jetzt, in diesem Winter, der
lang, dunkel und kalt wird für die
Menschen in der Ukraine, ist es so
wichtig, dass wir weiterhin mehr
helfen, beim Thema „zivile Infra-
struktur“ etwa mit Hilfsgütern,
mit Generatoren, mit Heizgerä-
ten, mit Containern. All das, was
wir liefern können, um den Men-
schen in der Ukraine jetzt durch
diese Zeit zu helfen, müssen wir
liefern. Das heißt auch: Unterstüt-
zung mit Waffen. Das heißt auch:
Unterstützung mit mehr Waffen.
Das ist in dieser Zeit wichtig.

Herr Merz, angesichts Ihrer
Worte über die Ukraine – sie wa-
ren am Anfang angemessen und
empathisch – sage ich Ihnen
auch: Solidarität mit der Ukraine
zeigt sich auch im Umgang mit
Geflüchteten, mit den Menschen,
die hierher kommen, die unsere
Hilfe brauchen. Dass die Union
in dieser Zeit, in der so viele Men-
schen auf unsere Unterstützung
angewiesen sind, immer wieder
Kampagnen gegen Geflüchtete
fährt, immer wieder Sharepics er-
stellt, wie es die CSU in dieser
Woche gegen Geflüchtete ge-
macht hat, über Sozialtourismus
spricht, über Pull-Effekte spricht,
das ist unsolidarisch, auch gegen-
über den Menschen aus der
Ukraine. Das macht das Leben
dieser Menschen hier schwieriger,
und Sie haben hier auch Verant-
wortung.
Ja, wir brauchen die EU auch,

um Antworten auf die großen
geopolitischen Herausforderun-
gen dieser Zeit zu geben, etwa
den Umgang mit China und auch

mit den USA. Der Inflation Re-
duction Act der USA ist eine kras-
se Ansage. Auf der einen Seite zei-
gen sie, wie man beim Klima-
schutz Ernst machen kann, und
auf der anderen Seite ist es eine
Herausforderung für uns, weil
diese Politik im Kern protektio-
nistisch ist. Darauf müssen wir in
der Europäischen Union eine
Antwort geben. Unser Ziel ist
hierbei klar: Wir müssen Europa
zum Leitmarkt für Zukunftstech-
nologien, für grüne Technologien
machen. Das zu fördern, ist die
beste Antwort, die wir auf den In-
flation Reduction Act geben kön-
nen. Dazu gehört übrigens auch,
unserer Industrie hier vor Ort zu
helfen, fit zu werden für den kli-
maneutralen Markt der Zukunft.
Herr Merz, dieser Reflex, immer

alles zu kritisieren, was die Regie-
rung macht, und immer alles
doof zu finden, nur weil es von
der Regierung kommt, hat genau
an dieser Stelle nicht funktioniert.
Sie haben Herrn Habeck dafür
kritisiert, dass wir jetzt Verträge
mit der Industrie auflegen, damit
sie auf Grünen Wasserstoff, auf ei-
ne klimaneutrale Stahlprodukti-
on umstellen können. Sie haben
das kritisiert und schlecht gefun-
den und dabei sogar vergessen,
dass es in Ihrem eigenen Bundes-
tagswahlprogramm stand. Dieser
Reflex, einfach nur alles doof zu

finden, ist im Kern populistisch.
Wer so handelt, ist im Kern nicht
ernsthaft. Und ich wundere mich
wirklich: Ich habe in den letzten
Wochen von der Union mehr
Sharepics gefunden zu irgendwel-
chen Leuten, die sich auf Straßen
festkleben, als eine zukunftsge-
richtete Antwort für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland. Sie
hatten mal vor, eine Wirtschafts-
partei zu sein. Im Kern haben Sie
keine Antworten für die Zukunft
unseres Landes, weder bei der kli-
maneutralen Wirtschaft noch
beim Thema Fachkräftestrategie,
wo Sie auch einfach gegen alles
sind, was der Wirtschaft helfen
würde, den Fachkräftemangel in
diesem Land zu bekämpfen. Das
ist keine ernsthafte Oppositions-
politik.
Die CDU hatte mal den An-

spruch, eine staatstragende Partei
zu sein. Momentan haben Sie
sich in eine Populismusoppositi-
on zurückgezogen. Ich hoffe, Sie
kriegen das in Zukunft wieder
besser hin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN, bei der SPD und der FDP

– Thorsten Frei (CDU/CSU): Was für

eine peinliche Rede! – Dorothee Bär

(CDU/CSU): So peinlich, wirklich!

Eine so peinliche Rede! Da würde

ich mich schämen!)
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Dieser Reflex,
einfach nur
alles doof
zu finden,
ist im Kern
populistisch.

Tino Chrupalla, AfD:

Machen Sie endlich Politik für
Deutschland und für die Bürger

Tino Chrupalla (*1975)
Wahlkreis Görlitz

Herr Merz, Sie haben auf
die Rede vom Herrn Bun-
deskanzler erwidert, Sie

seien entsetzt, weil Teile gefehlt
haben. Was ich bei allen meinen
Vorrednern, auch in Ihrer Rede,
eben nicht gehört habe und was
mich entsetzt hat, ist, dass Sie
kaum ein Wort über das eigene
Land verloren haben, dass Sie
kaum ein Wort über die Sorgen
und Nöte der deutschen Bevölke-
rung verloren haben. Das sagt ei-
gentlich alles aus.

Bereits die vergangenen EU-
ASEAN-Gipfeltreffen haben uns
nämlich auch eines gezeigt: Die
Staaten wollen sich nicht zwi-
schen zwei Verhandlungspartnern
entscheiden. Darin haben sie uns
und Europa mittlerweile einiges
voraus. Sie wägen die Zusammen-
arbeit nämlich interessengeleitet
ab, anstelle sich durch Sanktionen
zu separieren.
China, meine Damen und Her-

ren, gehört zu Asien: geografisch,
kulturell und wirtschaftlich. Diffe-
renzen gibt es auch dort überall.
Die kann man jedoch nur gemein-
sam beraten, ohne die komplette
Öffentlichkeit in die eine oder die
andere Richtung zu instrumentali-
sieren. So kann jeder sein Gesicht
wahren, und Missverständnisse
werden so auch vermieden. Diese
sind in den letzten Monaten
schon oft genug als Konfrontation
wahrgenommen worden. Genau
das, werte Kollegen, gilt es auch zu
vermeiden. Wir brauchen Zusam-
menarbeit auf Augenhöhe. Nie-
mand möchte sich zuerst mit
ideologischen Denkansätzen sei-

nes Gegenübers beschäftigen. Für
eine friedliche Welt ist der respekt-
volle Umgang miteinander der
erste Schritt.
Gerade die aktuelle Situation in

Deutschland zeigt, dass wir als ein
Land ohne Rohstoffe und mit ho-
her Inflation es uns überhaupt
nicht erlauben können, ständig
wirtschaftliche Sanktionen im Na-
men der sogenannten – wir haben
es ja heute wieder gehört – femi-
nistischen Außenpolitik zu erlas-
sen. Dieses Instrument schadet
Deutschland ebenso nachhaltig
wie seinen Bürgern, und genau
das muss ein Ende haben.
Schon längst reden wir nicht

mehr nur über Russland. Mittels
Berichterstattung zur innenpoliti-
schen Auseinandersetzung sendet
die Bundesregierung Signale an
unliebsam gewordene Länder aus;
wir haben es heute auch gehört.
Diese sorgen dort zumindest für
Erstaunen bis hin zu Unverständ-
nis; denn über Jahrzehnte – das
muss man ja auch mal sagen – hat
man vernünftig kommuniziert, di-
plomatische Standards gewahrt
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und wirtschaftlichen Austausch
gepflegt. Das waren die Leitlinien
deutscher Außenpolitik der letz-
ten Jahrzehnte.
Spätestens seit dieser Ampelre-

gierung stehen ideologische
Lehrstunden gegenüber anderen
Nationen und Kulturen mittler-
weile auf der Tagesordnung. Man
unterscheidet nur noch zwischen
gut und schlecht, zwischen
schwarz und weiß. Da frage ich
Sie: Können Sie sich, meine Da-
men und Herren, eigentlich noch
vorstellen, dass diese Stimmung
mittlerweile als feindselig aufge-
nommen wird? Ich frage Sie:
Wem nutzt das? Meinen Sie, das
hilft den Menschen vor Ort in
den Ländern?
Ja, die geführten Auseinander-

setzungen sind in Teilen auch ge-
walttätig, was wir als Alternative
für Deutschland auch nicht ver-
teidigen. Ist man aber ein besse-
rer und vertrauensvollerer Part-
ner, wenn man von außen einen
vielleicht gewaltsamen Regime-
wechsel aktiv herbeiführen
möchte? Natürlich nicht. Sie stel-
len sich – und damit Deutsch-
land – dauerhaft vollkommen
ins Abseits. Das trägt weder zu
Frieden in der Region oder der
Welt bei, noch nutzt es den deut-
schen Bürgern. Mit Ihrer Politik
teilen Sie die Welt in zwei Hälf-
ten, schotten Deutschland einsei-
tig ab und treiben so auch die
Deindustrialisierung weiter vo-

ran. Sie setzen den mittlerweile
längst eingeschlagenen Kurs der
Merkel-Regierung fort. Dass der
Wirtschaftsstandort Deutschland
schon seit Jahren
immer weniger at-
traktiv ist, zeigt die
steigende Zahl der
Firmen, die bereits
abgewandert sind
oder die es planen.
Diese Zahlen sind
alarmierend und
müssten mittler-
weile auch im
Wirtschaftsministe-
rium angekommen sein. So
konnte man in der „FAZ“ am 30.
November dieses Jahres nachle-
sen, dass laut einer Umfrage des
Statistischen Bundesamtes unter
600 mittelständischen Unterneh-
men mittlerweile 20 Prozent be-
reits konkrete Pläne haben,
Deutschland zu verlassen. Und
das ist nicht der Anfang: Von
2018 bis 2020 gingen bereits 1,6
Prozent der deutschen Firmen
diesen Weg – also lange vor den
Ereignissen des Jahres 2022.
Sehr bedenklich sind zudem

die Geschäftsbereiche, die vor-
rangig ausgelagert wurden, da-
runter die Warenproduktion und
deren Vertrieb, aber auch die For-
schung und Entwicklung. Das
letzte Know-how, der letzte Roh-
stoff – Forschung und Entwick-
lung – wandert also mittlerweile
ab.

Verstehen Sie da wirklich die
Signale? Ich weiß es nicht. Zuerst
wurden Produktionsprozesse aus
Deutschland ausgelagert, und die

Politik sagte: Wir
werden eine
Dienstleistungsge-
sellschaft; das war
hier die Ansage.
Aber das gehört
mittlerweile auch
der Vergangenheit
an. Auch Dienst-
leistungen werden
mehr und mehr
ausgelagert. Da fra-

ge ich Sie: Warum sollte sich
überhaupt noch ein Unterneh-
men in Deutschland ansiedeln?
Diese Frage können Sie über-
haupt nicht mehr beantworten.
Die Ursachen sind
nämlich klar – die
benennen Sie
kaum noch -: Ho-
he Sozialabgaben,
die Steuerlast, die
zu hoch ist, Büro-
kratie und natür-
lich nicht zuletzt
die hohen Ener-
giepreise tragen
genau dazu bei,
dass dieser Wirtschaftssektor bald
auch nicht mehr existiert und
dass Deutschland keine Wirt-
schaftsnation in dem Umfang
mehr sein wird.
Beispiele sehen wir gerade

auch hier in Berlin tagtäglich.

Handwerksbetriebe wie Bäckerei-
en schließen, und die Gastrono-
mie kann keine Angebote mehr
machen, weil die Arbeitskräfte
fehlen – und das in einer Bun-
deshauptstadt. Gehen Sie mal in
Ihren Wahlkreis, sofern Sie über-
haupt einen haben, und schauen
sich die Lage mal vor Ort an.
Können Sie Ihren Wählern die-
sen Niedergang eigentlich über-
haupt noch vermitteln? Wenn
man die Abwanderung, die ja
auch in keinen Kontext mehr ge-
setzt wird, mal betrachtet, sieht
man: Seit 2014 verlassen jährlich
fast 250 000 Deutsche dieses
Land. Das waren bis zum Jahr
2020 2 Millionen deutsche Leis-
tungsträger, die dieses Land ver-
lassen haben. Und Sie reden im-

mer wieder von Zu-
wanderung. Die
Gründe dafür soll-
ten Sie mal ermit-
teln; denn das ist
ein Skandal.
Sie dürfen mir

glauben, dass die
Bürger Tag für Tag
die Folgen Ihrer de-
struktiven Politik
sehen und erleben;

denn diese Politik führt unser
Land auch in die energiepoliti-
sche Sackgasse. Mit Ihrer Ent-
scheidung, die grundlastfähigen
Energieträger wie Kohle, Gas,
aber auch Kernkraft aus Deutsch-
land zu verbannen, enthalten Sie

Bürgern und Unternehmen die
kontinuierliche Energieversor-
gung vor. Und nein, aktuelle
Dunkelflauten können Sie eben
nicht beeinflussen, wohl aber ei-
nen vernünftigen Energiemix,
wie wir von der AfD ihn immer
wieder gefordert haben. Sie als
Bundesregierung werden mehr
und mehr zum Treiber der Infla-
tion. Sie sind die Hauptursache
der Inflation in Deutschland.
Deshalb: Machen Sie die ener-

giepolitische Kehrtwende! Ma-
chen Sie endlich Politik für
Deutschland und für die Bürger!
Sie haben die Aufgabe, auch in
schwierigen Zeiten realpolitische
Lösungsansätze zu erarbeiten.
Hören Sie auf, stattdessen Ihre
Ideologie mit immer wieder neu-
en Bedrohungsszenarien durch-
setzen zu wollen. Wir, die Oppo-
sition, werden Sie immer wieder
in die Pflicht nehmen, Politik
zum Wohle des deutschen Volkes
zu machen. Wir, die Opposition
dieses Hohen Hauses, haben die
Aufgabe, Ihre Regierungspolitik
kritisch zu begleiten. Das ist der
Kern unserer demokratischen
parlamentarischen Ordnung,
und nicht, Ihnen auf der Regie-
rungsbank mit warmen Worten
zu schmeicheln. Das machen Sie
jeden Tag schon selbst genug.
Vielen Dank für Ihre Aufmerk-

samkeit.

(Beifall bei der AfD)

Christian Dürr, FDP:

Deutschland gemeinsam
stärker machen

Christian Dürr (*1977)
Landesliste Niedersachsen

Als wir im Februar nach Be-
ginn des russischen An-
griffskrieges gegen die

Ukraine hier zu einer Sondersit-
zung des Deutschen Bundestages
zusammengekommen sind, ha-
ben wir uns gegenseitig verspro-
chen, dazu beizutragen, dass die
demokratische Welt in dieser
schwierigen Zeit zusammensteht,
dass die Europäische Union zu-
sammensteht und dass die Demo-

kratien der Welt die Ukraine un-
terstützen. Wir können jetzt, nach
zehn fürchterlichen Monaten des
Krieges – die Vorredner, bis auf
den letzten, sind darauf eingegan-
gen, welch fürchterliches Leid die
Menschen in der Ukraine dieser
Tage immer noch erfahren -, fest-
stellen, dass die Demokratien der
Welt zusammenstehen. Meine Da-
men und Herren, das ist ein ganz
wichtiges Signal: Die Demokratien
der Welt stehen gegen den russi-
schen Aggressor zusammen. Das
ist auch für die Menschen in der
Ukraine ein ganz wichtiges Signal.
Jetzt tagt der EU-Rat. Herr Bun-

deskanzler, Sie sind heute auf dem
Weg zum ASEAN-Gipfel; ich kom-
me gleich noch einmal darauf zu
sprechen. Insbesondere die Euro-
päische Union spielt allein wegen
der geografischen Nähe eine ganz
wichtige geopolitische Rolle. Das,
was dort ganz konkret besprochen
wird – beispielsweise der Ölpreis-
deckel, um die russischen Staats-
einnahmen zu drosseln, oder die

Ausweitung der personenbezoge-
nen Sanktionen -, findet breite
Unterstützung, die Sie von hier
mit auf den Weg nehmen können.
Gleichzeitig ist wichtig, was wir
schon geleistet haben und weiter
leisten werden. Ich denke an die
finanziellen Hilfen für die Ukrai-
ne, die der Bundesfinanzminister
im Rahmen der G 7 und der Euro-
päischen Union zugesichert hat,
oder an die Justizhilfen, die der
Bundesjustizminister auch im
Rahmen der G 7 und der Europäi-
schen Union diskutiert hat und
die Sie als Bundeskanzler im EU-
Rat heute und in den nächsten Ta-
gen besprechen werden.
Meine Damen und Herren, wir

alle stehen, obgleich sich dieses
Volk mitten im anhaltenden Krieg
befindet, in dauerndem Austausch
mit den Menschen und den Füh-
rungspersönlichkeiten in der
Ukraine. Die Demokratien der
Welt – Deutschland, die Europäi-
sche Union – senden jeden Tag
das klare Signal an die Menschen

in der Ukraine: Wir stehen an eu-
rer Seite und unterstützen euch,
wo immer es geht. Das ist ein
ganz wichtiges Signal diese Wo-
che, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.
An der Stelle will ich auch ganz

kurz auf die Europäische Union
selbst zu sprechen kommen. Die
Einführung des Rechtsstaatsme-
chanismus war ein ganz großer
Schritt nach vorne. Denn ja, wir
als Europäer müssen offen sagen,
dass hier und da die Rechtsstaat-
lichkeit auch innerhalb der EU in-
frage gestellt wird.
Ich will es in aller
Klarheit unterstrei-
chen: Herr Orban,
die Finanzhilfen
für die Ukraine
sind keine Poker-
chips in diesem
Spiel. Meine Da-
men und Herren,
wir wollen auch
Rechtsstaatlichkeit
innerhalb der EU durchsetzen. Es
geht um starke Demokraten, star-
ke Rechtsstaatlichkeit innerhalb
der Europäischen Union.
Dann müssen wir auch darüber

diskutieren – der Oppositionsfüh-
rer Friedrich Merz hat es angespro-
chen -, wie wir uns als viertgrößte
Volkswirtschaft in der Welt aufstel-
len. Meine Damen und Herren,

der Inflation Reduction Act der
US-Regierung macht uns natürlich
große Sorgen, keine Frage. Herr
Merz, Sie haben hier ganz viele
Fragen gestellt. Die Fragen bezüg-
lich des Freihandels hat der Deut-
sche Bundestag in der letzten Sit-
zungswoche aber längst beantwor-
tet: Wir wollen mit Südamerika,
mit Merco sur, mit Chile, mit Me-
xiko vorangehen, wir wollen ei-
nen Neustart des Freihandelsab-
kommens mit den Vereinigten
Staaten. Herr Merz, ich weiß, da
ist immer noch viel aufzuarbeiten,

offensichtlich auch
in Ihrer politischen
Geschichte gegen-
über der eigenen
Partei und der eige-
nen Regierungsver-
antwortung. Das
sind alles Punkte,
Herr Merz, die unter
einer unionsgeführ-
ten Bundesregierung
nicht möglich wa-

ren. Wir sind eine Freihandelsna-
tion innerhalb Europas, und wir
wollen den Freihandel vorantrei-
ben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.
An der Stelle will ich auch an-

sprechen – der Herr Bundeskanz-
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Man unter-
scheidet nur
noch zwischen

gut und schlecht;
schwarz und

weiß.

Sie haben
kaum ein Wort
über die Sorgen

und Nöte
der Deutschen

verloren.

Die Demokratien
der Welt stehen

gegen den
russischen
Aggressor
zusammen.
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ler sprach darüber in Bezug auf
den kommenden Samstag -, was
wir in Deutschland als konkrete
Antwort auf diesen Angriffskrieg,
auf diese Krise gerade im Bereich
der Energiepolitik leisten konn-
ten. Angesichts der Tatsache, dass
Deutschland als langsam galt, als
ein Land, das hundertmal nach-
gedacht hat, das über ein Jahr-
zehnt braucht, um einen Flugha-
fen in seiner Hauptstadt zu bau-
en: Wer hätte uns denn ernsthaft
zugetraut, dass wir innerhalb we-
niger Monate ein LNG-Terminal
in Deutschland planen, genehmi-
gen, bauen und am Samstag in
Betrieb nehmen werden, meine
Damen und Herren? Das ist die
Beschleunigung, die Deutschland
braucht. Das macht diese Koaliti-
on, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.
Gleichzeitig schreiten wir bei

den Modernisierungsprojekten
weiter voran. Ich denke an die Di-
gitalstrategie. Über Planungsbe-
schleunigung sprach ich gerade.
Ich denke auch an die Sozial-
staatsreform; das
Bürgergeld wird
zum 1. Januar
2023 in Kraft tre-
ten. Ich denke an
Dinge wie die Ab-
sicherung der ge-
setzlichen Renten-
versicherung über
die Aktienrente
und an eine
BAföG-Reform.
Über die Handelsagenda sprach
ich gerade.
Meine Damen und Herren, zu

den Zukunftsprojekten dieser Ko-
alition gehört auch, Deutschland
endlich zu einem modernen Ein-
wanderungsland zu machen. Wir

sind weltoffen. Gleichzeitig ma-
chen wir das im besten Interesse
unseres Landes und unserer
Volkswirtschaft, liebe Kollegen.
Diesen Fortschritt tragen wir nach

Europa. Wir wollen
gemeinsam mit un-
seren europäischen
Partnern gerade in
diesen harten geo-
politischen Zeiten
zusammenarbeiten.
Zu guter Letzt,

Herr Merz, da ja
viel Kritik – jeden-
falls zu zwei Drittel
Ihrer Rede – gegen-

über dem Bundeskanzler und der
Bundesregierung dabei war:
Wenn ich mir die Zeitungsüber-
schriften der letzten Monate an-
schaue, dann sehe ich im April:
„Bundeswehr: Merz droht mit
Blockade des Milliardenpakets.“,

im Oktober: „Streit um Bürger-
geld – CDU droht mit Blocka-
de.“, im November: Merz droht
mit Blockade der Preisbremsen.
– Das ist zurzeit keine konstrukti-
ve Oppositionspolitik. Und ehrli-
cherweise ist es nicht einmal eine
Politik der Alternativen zu der
Politik dieser Bundesregierung.
Die Sprachbilder, die Sie gerade
in Ihrer Rede genutzt haben, Herr
Merz, die Sprachbilder von „Bob
der Baumeister“ sind kein Beweis
dafür, dass Sie es an irgendeiner
Stelle besser könnten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Ganz im
Gegenteil!
Wir dagegen handeln: Noch

diese Woche setzen wir das Ge-
setz über die Strom- und Gas-
preisbremse in Kraft, die zum 1.
Januar nächsten Jahres gelten
wird. Niemand in Deutschland
wird allein gelassen, und natür-

lich wollen wir gemeinsam
Deutschland stärker machen in
der Zukunft.
Ich würde mir – und das zum

Schluss als Weihnachtsgruß in
Richtung der Union – eine Oppo-
sition wünschen, die nicht nur
ganz laut fordert: „Preisdeckel bei
Strom und Gas“ und dann über
Monate im Deutschen Bundestag
dagegen ist; eine Opposition, die
nicht nur fordert: „Freihandel“
und dann die Bundesregierung
fragt, warum sie keinen Freihan-
del macht, obwohl wir es be-
schlossen und erklärt haben.
Schauen Sie hin, was wir machen,
und gehen Sie gemeinsam mit
uns in ein gutes neues Jahr 2023.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Dietmar Bartsch, Die Linke:

Deutschland ist unter der Ampel
die Klimadreckschleuder Europas

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

In den Wochen nach dem
furchtbaren völkerrechtswid-
rigen Angriff Russlands auf

die Ukraine hat Europa, hat die
EU, etwas erlebt, was ihr in den
letzten Jahren jedoch sehr selten
widerfahren ist. Es gab Hoff-
nung, es gab Sehnsüchte, die sich
mit der EU verbunden haben. Ja,
es war ein Einschnitt. Ja, es war
eine Zeitenwende, unbestritten.
Aber Fakt ist auch: Vor dem jetzi-
gen erneuten Treffen des Euro-
päischen Rats sind diese Hoff-
nungen vielfach verpufft.
Und, meine Damen und Her-

ren, ich will hier mal feststellen,
dass die Fraktion der Sozialde-
mokraten im Europäischen Par-
lament aktuell in einem Korrup-
tionssumpf versinkt. Ich hätte
mir gewünscht, dass das zumin-
dest mal erwähnt wird. Das ist ei-
ner der größten Skandale, die wir
in der letzten Zeit hatten. Das ist
doch unfassbar! Kein Wort dazu!
Meine Damen und Herren, die

Krisenlösungsfähigkeit der Euro-

päischen Union entpuppt sich
immer mehr als eine Luftnum-
mer. Ja, ich weiß, es ist viel getan
worden. Und ich will auch deut-
lich sagen: Wir als Linke unter-
stützen alle humanitäre Hilfe für
die Ukraine. Ja, ich sage deutlich:
Danke an die Hilfsbereitschaft
vieler Menschen in unserem
Land, die Geflüchtete aufneh-
men, ohne Wenn und Aber. Aber
es stimmt eben auch: 254-mal
taucht das Wort „Europa“ in Ih-
rem Koalitionsvertrag auf, aber
für die Menschen in Deutschland
gilt leider – und täglich grüßt das
Murmeltier; die Tagesordnung ist
wie immer -: Was europäische
Lösungen für die Inflation und
für die Energiekrise betrifft, da ist
weitgehend Fehlanzeige. Das hat
eben viel mit Ihnen zu tun, mit
der Bundesregierung.
Zum Beispiel die Gaseinkäufe:

Erst wollten Sie nicht, und nun
doch. Dann die Übergewinnsteu-
er: Wollten Sie nicht. Und wäh-
rend andere in Europa diese
Übergewinnsteuer schon längst
gemacht haben, haben Sie das
sehr lange unter einem anderen
Namen und eine Nummer klei-
ner getan. Und was ist eigentlich
mit der europäischen Gaspreis-
bremse? Auch da: keine Antwort.
Da ist das US-Investitionspro-
gramm. Sie haben Fragen gestellt.
Sie haben nach Antworten ge-
sucht. Ich hätte mir gewünscht,
dass außer intensiven Gesprä-
chen hier klar gesagt wird, was da
getan wird. – Das ist mir alles
viel zu wenig. Ich sehe nur ein
Maximum an Selbstgerechtigkeit,

viele verprellte Partner in der Eu-
ropäischen Union und vor allen
Dingen unzufriedene Bürgerin-
nen und Bürger in Deutschland,
meine Damen
und Herren.
Herr Bundes-

kanzler, Sie haben
Ihre Energiepolitik
gelobt und den
schnellen Ausbau
der Terminals.
Aber zur Wahrheit
gehört doch auch:
Seit Wochen herr-
schen Temperatu-
ren um den Gefrierpunkt, und
Millionen Haushalte und Betrie-
be haben in den letzten Wochen
astronomische Preiserhöhungen

für Strom und Gas im Briefkasten
vorgefunden. Keine dieser Preis-
erhöhungen wurde vom Wirt-
schaftsminister kontrolliert. Nun
erklärt Herr Habeck zwar, Preiser-
höhungen wären null und nich-
tig, außer sie können durch die
Beschaffungskosten begründet
werden. Aber wann beginnen
denn nun endlich die Kontrol-
len? In zwei Wochen ändern sich
die Tarife. Müssen die Leute zah-
len oder nicht? Das ist unklar.

Die Menschen ha-
ben Existenzängste,
und Sie kommen
viel zu spät, meine
Damen und Her-
ren.
Ich will auf einen

weiteren Punkt auf-
merksam machen:
Die Erneuerbaren
haben Sie hier ge-
lobt. Es ist ja völlig

richtig, sie verbal zu loben. Aber
Ihre Energiepolitik, die ist teuer,
und die ist klimaschädlich, und
vor allen Dingen gibt es dort eine

erhebliche Doppelmoral. Der
Ausbau der Windenergie geht seit
2017 stetig zurück. Und in die-
sem Jahr stagniert er auf dem Ni-
veau des Vorjahres der Großen
Koalition. Das ist die Wahrheit!
Fast die Hälfte des produzierten
Stroms in Deutschland stammt
phasenweise aus der Kohle.
Deutschland ist unter der Ampel
die Klimadreckschleuder
Europas. Das ist die Wahrheit! Es
ist schlicht wahr. Die gute Nach-
richt ist, dass ein Jahr schon vor-
bei ist. Aber ich kann nur eins ra-
ten: Korrigieren Sie Ihre Selbstzu-
friedenheit auch bezüglich
Europas. Die Bürgerinnen und
Bürger haben Besseres verdient
als dieses: „Wir lassen nieman-
den allein“ und lauwarme An-
kündigungen aus Brüssel. End-
lich weniger Selbstzufriedenheit
und mehr Engagement, meine
Damen und Herren!
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Wir sind
eine

Freihandels-
nation

innerhalb
Europas.

Endlich
weniger

Selbstzufrie-
denheit
und mehr

Engagement!

Teilnehmer eines Klimastreiks von DresdenZero und Fridays for Future fordern die Einhaltung der Klimaneutrali-
tät 2035. © picture alliance/dpa | Sebastian Kahnert
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Achim Post, SPD:

Es war und ist ein Jahr
wie kaum ein anderes

Achim Post (*1959)
Wahlkreis Minden-Lübbecke I

W
enn man auf das Jahr

2022 zurückblickt,

muss man, glaube ich,

sagen: Es war und ist ein Jahr wie

kaum ein anderes. Es ist ein Jahr,

das durch Putins aggressiven An-

griffskrieg wieder Krieg auf die-

sen Kontinent gebracht hat. Es ist

ein Jahr, das vermeintliche Ge-

wissheiten beschädigt oder sogar

zerstört hat. Aber: Es ist auch ein

Jahr, das uns in Deutschland und

Europa angespornt hat, ent-

schlossener und geschlossener zu

handeln. Und es ist ein Jahr, das

nachdrücklich und eindrücklich

zeigt: Eine souveräne, soziale,

starke Europäische Union ist un-

verzichtbar, liebe Kolleginnen

und Kollegen. Wenn ich zur Re-

gierungsbank blicke und zum

Bundeskanzler, kann ich für mei-

ne Fraktion, für die SPD-Bundes-

tagsfraktion, gerade zum Ende

dieses Jahres erklären: Wir be-

danken uns für die Entschlossen-

heit und Besonnenheit der ge-

samten Bundesregierung und des

Bundeskanzlers Olaf Scholz.

Diese Bundesregierung handelt

in Deutschland mit dem „Son-

dervermögen Bundeswehr“, mit

drei Entlastungspaketen, mit

dem 200-Milliarden-Paket, das

wir in dieser Woche beschließen

werden zur Deckelung von ex-

plodierenden Energiepreisen.

Diese Bundesregierung handelt

in Europa, außenpolitisch, ge-

genüber Russland, mittlerweile

mit neun Sanktionspaketen

– Sanktionspakete, die es so noch

nie gegeben hat in der Geschich-

te der Europäischen Union. Sie

handelt gegenüber dem Iran mit

einer Klarheit und Entschlossen-

heit, wie sie von Annalena Baer-

bock und vom Bundeskanzler

vorgetragen wird, wie ich sie

noch nie erlebt habe in den letz-

ten 20 oder 30 Jahren, um das

mal ganz klar zu sagen!

Und sie handelt mit Blick auf

die nächsten notwendigen Erwei-

terungsschritte fast 20 Jahre nach

dem Gipfel in Kopenhagen, wo

die bislang größte Erweiterung

beschlossen wurde. Mit klaren

Kriterien, wann man beitreten

darf und wann nicht, haben wir

uns jetzt, nachdem jahrelang

nichts passiert ist, auf den Weg

gemacht, unter der Führung die-

ses Bundeskanzlers die nächsten

Schritte zur Erweiterung der Eu-

ropäischen Union um den westli-

chen Balkan zu machen, liebe

Kolleginnen und Kollegen.

Diese Bundesregierung handelt

auch sicherheitspolitisch und

verteidigungspolitisch in einer

Art und Weise, wie wir uns das

wahrscheinlich alle vor zehn Mo-

naten noch nicht vorstellen

konnten: mit dem „Sonderver-

mögen Bundeswehr“ und auch

mit deutsch-französischen Pro-

jekten, die jahrelang in der Gro-

ßen Koalition verhakt waren und

wo nichts weiterging, als Sie die

Verteidigungsminister gestellt ha-

ben, nämlich mit dem Waffen-

system, dem neuen FCAS, ein

deutsch-französisches Großpro-

jekt für die nächsten Jahre und

Jahrzehnte, liebe Kolleginnen

und Kollegen.

Wir handeln – das gehört näm-

lich dazu – auch entwicklungs-

politisch, wir leisten humanitäre

Hilfe. Das, was Deutschland in

den letzten zehn Monaten für die

Ukraine geleistet hat, ist wirklich

vorbildlich, und es ist ganz billig,

das eine oder andere herauszusu-

chen, was einem gerade nicht

passt, lieber Kollege Merz. Und

wenn ich schon mal bei Ihnen

bin: Das Einzige, was mich bei

Ihren Reden immer irritiert, ist

der Anfangsteil. Der Anfangsteil

ist immer staatsmännisch, ko-

operativ. Es stellt sich am Schluss

Ihrer Rede immer heraus: Das ist

nur gespielt. Es reicht nur zum

Reclam-Staatsmann, Herr Merz.

Zu dem, was Sie, Herr Bartsch,

angesprochen haben: Natürlich

muss man auch bei einer solchen

Regierungserklärung – an einem

solchen Tag, vor zwei wichtigen

Gipfeln – darüber reden, was in

der Europäischen Union nicht

klappt oder wo es Missstände

gibt. Ich fange mal an. Es gibt

keinen Skandal der Sozialdemo-

kraten im Europäischen Parla-

ment. Es gibt einen Skandal von

einzelnen Sozialdemokraten im

Europäischen Parlament. Das ist

richtig, und das sprechen wir

ganz offen an. Ich hätte mich ge-

freut, wenn Sie das bei den Mas-

kenskandalen und anderen Sa-

chen genauso gemacht hätten.

Das, was sich da zeigt, ist zwei-

erlei: ein Abgrund an Habgier

und ein Abgrund an Korruption.

Aber es zeigt sich auch: innerhalb

von fünf Tagen Ausschluss aus

der Partei, Ausschluss aus der

Fraktion und ein

Beschluss des Euro-

päischen Parla-

ments zur Abset-

zung als Vizepräsi-

dentin. Das ist

schnelles Handeln.

In fünf Tagen ist

hier bei uns mehr

passiert als bei an-

deren in fünf Jah-

ren.

Und es gibt noch etwas, worü-

ber man reden muss; der Kollege

Dürr hat das zu Recht angespro-

chen: Natürlich ist es in der Euro-

päischen Union mit 27 Staaten

nicht so, dass alle so sind wie wir

oder alle so sind wie Frankreich

oder alle so sind wie die Nieder-

lande; nein. Das liegt in der Na-

tur der Sache, wenn ich nach und

nach versuche, die Europäische

Union zu erweitern.

Es liegt nicht in der Natur der

Sache, dass einige Länder mei-

nen, sie müssten sich nicht an

Rechtsstaatlichkeit, Freiheit, De-

mokratie und Pressefreiheit hal-

ten, zum Beispiel Ungarn. Des-

halb, liebe Kolleginnen und Kol-

legen, ist es richtig, dass mit dem

Vorgehen der Eu-

ropäischen Union

gegenüber Ungarn

und Orban ein

Meilenstein ge-

setzt wurde. Geld

scheint doch eine

wichtige Waffe zu

sein, um solchen

Leuten ans Leder

zu gehen. Er ist je-

denfalls kein Ge-

winner der letzten Woche. Er ist

der große Verlierer in Europa.

Der große Verlierer in Europa

heißt Viktor Orban, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen.

Zusammengefasst: Wir haben

für 2023, ausgehend von dem

morgigen Gipfel, viel vor in

Europa. Wir werden in der Wirt-

schafts- und Industriepolitik mit

diesem Wirtschaftsminister die

industriepolitische Agenda in

Europa neu schreiben, wir wer-

den bei den Beihilfen deutlich

mehr machen als bisher, und wir

werden auf der Höhe der Zeit

sein, wenn es darum geht, uns

neu aufzustellen, was die Wirt-

schafts- und Industriepolitik in

Europa angeht, liebe Kolleginnen

und Kollegen.

Der letzte Punkt: Ich bin sicher,

dass der Fahrplan für einen rea-

listischen Fortschritt in der Euro-

päischen Union Schritt für

Schritt umgesetzt wird, wie es der

Bundeskanzler in Prag erklärt

hat. Der erste Schritt dafür wird

auf diesem Gipfel passieren, die

nächsten werden folgen.

Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-

ordneten der FDP)
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Alexander Dobrindt, CSU:

Sie haben den Menschen
Respekt versprochen

Alexander Dobrindt (*1970)
Wahlkreis Weilheim

H
err Bundeskanzler, Sie

haben den Vernichtungs-

krieg Putins gegen die Zi-

vilbevölkerung in der Ukraine an-

gesprochen. Sie haben noch ein-

mal deutlich bekräftigt, dass Sie

an der Seite der Ukraine stehen.

Wir unterstützen Sie bei diesem

Anliegen ausdrücklich, immer

und immer wieder.

Aber was Sie heute erneut nicht

gesagt haben, und das muss das

Leitmotiv all unserer Handlungen

sein: Die Ukraine muss diesen

Krieg gewinnen! Was ist so schwer

daran?

Sie haben darüber gesprochen,

dass Sie Europa zusammenhalten

wollen. In Ihrer ersten Regierungs-

erklärung, Herr Bundeskanzler,

haben Sie gesagt, dass Sie in

Europa Brücken bauen wollen.

Die Bilanz allerdings im ersten

Jahr Ihrer Regierung ist doch eher,

dass Sie Deutschland in Europa

zunehmend isoliert haben.

Es ist Ihre Verteidigungsministe-

rin, die Polen vor den Kopf gesto-

ßen hat, weil sie Patriot-Vereinba-

rungen nicht geheim halten konn-

te. Es ist Ihr Wirtschaftsminister,

der Schweden vor den Kopf gesto-

ßen hat, weil er aus ideologischen

Gründen die Kernenergieversor-

gung Schwedens gefährdet. Sie sel-

ber liegen mit dem

französischen Prä-

sidenten im Streit.

Herr Bundeskanz-

ler, der deutsch-

französische Motor

in Europa, er stot-

tert. Sie bauen kei-

ne Brücken, Sie rei-

ßen sie ein. Das ist

die Wahrheit in

Europa.

Sie haben hier heute intensiv

über Ihre Neuausrichtung der Ver-

teidigungspolitik gesprochen. Sie

haben in Ihrer Zeitenwende-Rede

ja auch von einer Aufrüstungsof-

fensive gesprochen und diese ver-

sprochen. Aber wie schaut denn

die Bilanz am Ende dieses Jahres

aus? 2 Prozent für die Verteidi-

gung: Sie halten sie nicht ein. 10

Milliarden Euro für die Muniti-

onsbeschaffung: Sie halten sie

nicht ein. 100 Milliarden Euro

Sondervermögen ausgeben für Be-

schaffung: Sie halten es nicht ein.

Ihre Verteidigungsministerin orga-

nisiert anstatt der Zeitenwende die

Zeitverschwendung. Das hat mit

Fortschritt nichts zu tun.

Sie haben auch von der Energie-

sicherheit gesprochen. In Ihrer Re-

de hier im Deutschen Bundestag

am 1. Juni haben Sie gesagt:

Energie muss immer verfügbar

sein, 24 Stunden

am Tag, 365 Tage

im Jahr.

Die Realität heute

ist eine andere. Erst

hat Ihr Wirtschafts-

minister das Strom-

problem grundsätz-

lich geleugnet.

Dann haben die

Grünen ein Strom-

sonderproblem für

Bayern erfunden. Jetzt erklärt das

grüne Ministerpräsidentenland

Baden-Württemberg – hören Sie

einfach zu -, dass Abschaltungen

der Stromversorgung nicht mehr

auszuschließen sind.
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Fortsetzung auf nächster Seite

Eine
souveräne,

soziale, starke
Europäische
Union ist

unverzichtbar.

Ihre Verteidi-
gungsministerin
organisiert statt
der Zeitenwende

die Zeitver-
schwendung.
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Ja, Herr Habeck, Sie schalten
die Kernkraftwerke ab anstatt
den Verstand ein. Ich sage Ihnen:
Das hat mit Blackout nichts zu
tun. Es ist ein Greenout, den wir
hier erwarten können.
Weil wir hier über Ihre Bilanz

reden: Der Bundesfinanzminis-
ter hat noch im letzten Monat
gesagt, dass Sie als Koalition
nicht beabsichtigten, Steuern zu
erhöhen. Letzte Woche haben
Sie hier im Deutschen Bundes-
tag eine massive Erhöhung der
Erbschaftsteuer beschlossen.
Vielleicht haben Sie das etwas
spät bemerkt. Und weil Sie, Herr
Dürr von der FDP, hier wieder

den Namen „Horst Seehofer“
zwischenrufen, will ich Ihnen
schon mal sagen: Wir haben uns
ja daran gewöhnt, dass Sie von
Ihrer Mitverantwortung in den
letzten 20 Jahren in der deut-
schen Politik nichts mehr hören
wollen, aber dass Sie jetzt schon
von Ihrer Mitverantwortung bei
den Entscheidungen von letzter
Woche nichts mehr wissen wol-
len, das ist in der Tat eine ganz
neue Dimension.
Auch wenn Ihnen das mögli-

cherweise spät aufgefallen ist:
Sie haben in der letzten Woche
die Freibeträge nicht erhöht.
Jetzt kommen Sie darauf – ges-

tern ganz offensichtlich -, dass
man Freibeträge erhöhen muss,
und schieben die Verantwortung
den Ländern zu.
Ich sage Ihnen:

Wenn Sie bereit
sind, die Freibeträ-
ge zu erhöhen,
dann liegt der Ball
immer noch im Fi-
nanzministerium.
Dann machen Sie
doch einen Gesetz-
entwurf, dass die
Freibeträge erhöht
werden und die Erbschaftsteuer
nicht steigt. Wir sind sofort da-
bei, dies mitzumachen.

Zum Schluss nur der Hinweis:
Herr Bundeskanzler, Sie haben
den Menschen Respekt verspro-

chen. In Ihrer ers-
ten Rede als Bun-
deskanzler kommt
dieses Wort 30-
mal vor. In Ihrer
letzten Rede und
auch heute, Herr
Bundeskanzler, ist
davon keine Rede
mehr. Ich wün-
sche mir für Ihr
zweites Jahr in Ih-

rer Amtszeit, dass Sie wieder
mehr über Respekt reden und
übrigens auch danach handeln:

Respekt gegenüber unseren eu-
ropäischen Partnern, Respekt ge-
genüber der nächsten Generati-
on, Respekt gegenüber der Leis-
tung der Menschen in unserem
Land und – übrigens auch als
Weihnachtsgruß, Herr Dürr
– Respekt auch gegenüber der
Opposition.
Ich kann sagen: Ich habe sel-

ten eine so destruktive Rede hier
im Deutschen Bundestag von ei-
ner Regierungskoalition gehört
wie von Ihnen, Frau Dröge.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Trittin, Bündnis 90/Die Grünen:

Solidarität mit der Ukraine heißt
Solidarität mit den Menschen

Jürgen Trittin (*1954)
Landesliste Niedersachsen

Lieber Herr Dobrindt, ich
glaube, Sie haben hier gleich
mehrere Chancen verpasst.

Die erste Chance wäre gewesen,
dass Sie sich hier für das unselige
Sharepic entschuldigen, das ukrai-
nische Flüchtlinge im Ankunfts-
zentrum in Tegel zeigt. Solidarität
mit der Ukraine heißt Solidarität
mit den Menschen und heißt
nicht, Politik zulasten von Ge-
flüchteten aus der Ukraine zu ma-
chen.
Die zweite Gelegenheit, die Sie

verpasst haben: Sie hätten sich
hier endlich mal für den Begriff
der „Klima-RAF“ entschuldigen
können. Wissen Sie, warum ich
das in dieser Woche sage? Weil wir
gerade damit konfrontiert worden
sind, was die wahre terroristische
Herausforderung in diesem Lande
ist, nämlich der bewaffnete Arm
der Reichsbürger mit den Bezie-
hungen zur AfD. Dazu gab es kein
Wort von Ihnen, kein Sharepic,
gar nichts! Das ist ein Messen mit
doppelter Moral.
Vielleicht sollten Sie, wenn wir

über Europa sprechen, sich der
Ernsthaftigkeit der Delegitimation
infolge dieses jüngsten Korrupti-
onsskandals stellen. Ich hätte mir
gewünscht, dass die CSU an der

Stelle sagt: Ja, wir überdenken un-
sere Position noch mal. – Denn
weiterhin dagegen zu sein, dass es
eine Obergrenze für Bargeldzah-
lungen gibt, ist angesichts der Bar-
geldhaufen, die da gefunden wor-
den sind, meines Erachtens genau
die falsche Konsequenz aus die-
sem Skandal.
Wenn Sie mir schon den Gefal-

len tun, als CSU-Mitglied über
Energiepolitik zu sprechen, dann
erlaube ich mir die freundliche
Frage: Wer hat die Situation her-
beigeführt, dass, wie die deut-
schen Netzbetreiber festgestellt
haben, wir zwar in Norddeutsch-
land eine Überkapazität von
Strom haben, wir nicht wissen,
wohin damit, wir zum Teil dort
Windparks abschalten müssen,
aber in Bayern eine Mangellage
droht? Ich kann Ihnen beantwor-
ten, wer dafür verantwortlich ist:
Das ist der esoterische Einzelgang
der CSU gewesen, die gewollt hat,
dass dort keine Windenergie pro-
duziert wird und die jede Strom-
leitung aus dem Norden in den
Süden blockiert hat. Wenn je-
mand ein energiepolitischer Geis-
terfahrer ist, dann ist es die CSU
in Deutschland.
Letzte Bemerkung. Meine Da-

men und Herren, das ist die trau-
rige Wirklichkeit, die wir gelegent-
lich vorgefunden haben, als wir
die Regierung übernommen ha-
ben. Auf die Frage, wie wir in Eu-
ropa mit dieser Situation umge-
hen, hat diese Bundesregierung ei-
ne Antwort gefunden. Wir sind
diejenigen, die zum Beispiel mit
dem Global Gateway es vorantrei-
ben, dass in Namibia, in Chile im
großen Stil die Erzeugung von er-
neuerbaren Energien und Wasser-
stoff ausgebaut wird. Aber wir ge-
hen nicht nur hin und sagen: Wir
machen dieses Neue. – Wir si-

chern auch die Energieversorgung
für morgen. Das ist übrigens,
wenn ich das sagen darf, nicht nur

eine gute Nachricht für die Ener-
gieunabhängigkeit Deutschlands.
Das zeigt an dieser Stelle auch
und gerade ein partnerschaftliches
Verständnis im Umgang mit Län-
dern wie Namibia. Das ist eine
riesige Entwicklungschance für
diese Länder.
Aber wir nehmen als G-7-Län-

der auch viel Geld in die Hand,
um gemeinsam mit anderen Län-
dern, beispielsweise Südafrika, de-

ren Abhängigkeit von Kohle zu
überwinden. Das ist unsere Ant-
wort auf die Herausforderung, vor
der dieses gemeinsame Europa an-
gesichts einer drohenden Bipolari-
tät der USA und Chinas steht. Die-
se Antwort gibt diese Bundesregie-
rung. Dafür danke ich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten
der SPD und der FDP)
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Herr Habeck,
Sie schalten die
Kernkraftwerke

ab anstatt
den Verstand

ein.

Alexander Graf Lambsdorff, FDP:

Wir danken den Soldatinnen
und Soldaten für ihren Einsatz

Alexander Graf Lambsdorff (*1966)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Was für ein Jahr neigt
sich dem Ende zu,
ein Jahr wirklich gro-

ßer, dramatischer Zäsuren. Der
größte Landkrieg in Europa seit
dem Zweiten Weltkrieg ist ausge-
brochen. Gleichzeitig ist es auch
eine Zäsur, die zeigt, wie fest der
Westen zusammensteht. Wer
hätte zu Beginn dieses Jahres, zu
Beginn der Invasion und der
schrecklichen Entwicklungen ge-
dacht, dass der Versuch von
Russlands Totaleroberung der
Ukraine so umfassend scheitern
würde, wie wir das jetzt beob-
achten?
Putins außenpolitischer Hand-

lungsspielraum ist deutlich ge-
schrumpft; aber auch im Inne-

ren scheint die russische Regie-
rung ihre eigene Legitimität in-
frage gestellt zu sehen. Zum ers-
ten Mal seit zehn Jahren fällt die
Jahrespressekonferenz des russi-
schen Präsidenten aus. Meine
Damen und Herren, das ist eine
bemerkenswerte Entwicklung.
Ganz offensichtlich sieht sich
Präsidentin Putin nach der Mo-
bilisierung auch im Inland in-
zwischen dem Druck seiner Be-
völkerung ausgesetzt, diesen
schrecklichen Krieg zu beenden.
Wir können nur hoffen, dass
dieser Druck sich auch dahin ge-
hend auswirkt, dass der Krieg ei-
nes Tages endet.
Zurzeit – das muss man auch

so deutlich sagen – gibt es aber
keinen Anlass zur Entspannung.
In der Ukraine verfolgt Russland
zurzeit eine Politik der verbrann-
ten Erde, und diese Art der
Kriegsführung birgt auch für uns
in Zukunft Risiken und Gefah-
ren, für die wir in Deutschland
und Europa gewappnet sein
müssen. Was bedeutet das: „ge-
wappnet sein“? Es bedeutet das,
was wir im Koalitionsvertrag
festgehalten haben.
Erstens: das transatlantische

Bündnis ist zentraler Pfeiler, und
zweitens, Die NATO bleibt un-
verzichtbare Grundlage unserer

Sicherheit.
Drittens – so haben wir es im

Koalitionsvertrag festgehalten -:
Unsere Soldatinnen und Solda-
ten leisten einen unentbehrli-
chen Beitrag zum Schutz unseres
Landes, für Frieden und interna-
tionale Sicherheit.
Sie stehen in Ämari mit der

Luftwaffe, in Rukla mit dem
Heer. Die NATO-Luftabwehr in
der Slowakei wird gestärkt, und
in dieser Woche wird auch in
Polen die Luftabwehr verstärkt.
Meine Damen und Herren, wir
hier können genau wie unsere
Wählerinnen und Wähler Ad-
vent und Weihnachten voraus-
sichtlich zu Hause, in der Hei-
mat bei unseren Lieben feiern.
Für viele Soldatinnen und Sol-
daten gilt das nicht. Sie leisten
ihren Dienst fern der Heimat, ob
in Mali oder Estland, Litauen
oder dem Libanon, Südsudan
oder der Slowakei. Wir denken
an sie. Wir danken ihnen für ih-
ren Einsatz und wünschen ihnen
friedliche und fröhliche Weih-
nachten fern der Heimat.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)
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Robert Farle, fraktionslos:

Selenskyj verteidigt keine
westlichen Werte

Robert Farle (*1950)
Wahlkreis Mansfeld

D
ie Bundesregierung tritt

jetzt mit der zugesagten

Ausbildung von 5 000

Mann ukrainischer Kampftrup-

pen auf deutschem Territorium

ganz bewusst in den ukraini-

schen Krieg gegen Russland ein

mit dem Ziel, eine militärische

Niederlage Russlands zu ermögli-

chen, was offensichtlich durch

die immer schärfere Sanktions-

politik der EU im Wirtschafts-

krieg gegen Russland nicht er-

reicht werden kann. Für diese

ständig weiter gehende Eskalati-

on der Beteiligung Deutschlands

an dem Krieg gegen Russland

gibt es keine völkerrechtliche

Grundlage, und sie verstößt ein-

deutig gegen das Aggressionsver-

bot unseres Grundgesetzes nach

Artikel 26 Absatz 1.

Spätestens seit Selenskyjs De-

kret Nummer 117 vom März

2021 zur Eroberung der Krim

steht zweifelsfrei fest, dass die

Ukraine, gestützt auf die USA

und Teile der EU, einen Angriffs-

krieg gegen Russland vorbereitet

hat. Selenskyj verteidigt keine

westlichen Werte. Er ist korrupt.

Er hat die Opposition in seinem

Land verboten, die Medien

gleichgeschaltet, Kriegsverbre-

chen zu verantworten, Friedens-

verhandlungen mit Russland per

Dekret verboten, lässt Kollabora-

teure foltern und ermorden,

führt Terroraktionen durch und

versucht, durch gezielte Provoka-

tionen immer mehr westliche

Länder in seinen Krieg hineinzu-

ziehen. Das ist alles belegt durch

Zeitungsmeldungen im „Focus“

und in der „Welt“.

Sehr geehrter Herr Bundes-

kanzler, ich appelliere an Sie: Rei-

chen Sie dem französischen Prä-

sidenten Macron die Hand, und

unterstützen Sie seinen Vor-

schlag, sofortige Waffenstill-

standsverhandlungen und die

Schaffung einer europäischen Si-

cherheitsarchitektur unter Wah-

rung der Sicherheitsinteressen al-

ler Beteiligten, unter Einschluss

der Russischen Föderation, nach

Kräften voranzutreiben! Und

nein, Herr Dobrindt, die Ukraine

muss nicht gewinnen. Der Frie-

den muss gewinnen. Wir brau-

chen keinen nuklearen Winter,

niemals – nicht in Europa, auch

nicht in Deutschland und nicht

in der ganzen Welt. Machen Sie

endlich eine Friedensoffensive!

Das ist die Aufgabe dieser Regie-

rung, wenn Sie Ihren Amtseid

nicht brechen wollen. Wenn Sie

ihn brechen wollen, werden Sie

Ihre Quittung bei den nächsten

Wahlen bekommen.

(Timon Gremmels (SPD): Selbst für

die AfD zu rechts! Das soll was

heißen! – Abg. Robert Farle

(fraktionslos) verlässt das Rednerpult

und ruft in Richtung Regierungsbank:

Frieden, das habe ich vermisst!)
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Axel Schäfer, SPD:

Wir haben bewiesen, dass
wir handlungsfähig sind

Axel Schäfer (*1952)
Wahlkreis Bochum I

N
ach der letzten Rede

muss man feststellen: Es

kann sein, wenn man

lebenslang Stalinist ist und im

Alter dann rechtsextrem wird,

dass das beides sehr, sehr nahe

beieinanderliegt. Trotzdem ist

das tragisch und dramatisch. Wir

müssen gemeinsam aufs Schärfs-

te zurückweisen, was Herr Farle

gerade gesagt hat.

Reden wir über Europa, und

reden wir darüber, was getan

werden muss, damit es gelingt!

Olaf Scholz hat in seiner Prager

Rede zu Recht gesagt: Damit

Europa gelingt, brauchen wir

Mehrheitsentscheidungen. Was

Einstimmigkeit in der Praxis be-

deutet, haben wir ja gesehen:

Orban war in der Lage, die

Ukraine in Bezug auf die Hilfen

in Geiselhaft zu nehmen. Es war

gut, dass wir es

jetzt geschafft ha-

ben, zu einer ge-

meinsamen Lö-

sung zu kommen.

Es war übrigens

auch gut, dass in

diesem Hause

ganz viele zehn

Jahre lang auf die

Union eingeredet

haben, Herrn Or-

ban aus der christdemokrati-

schen Familie auszuschließen;

irgendwann ist er dann freiwillig

gegangen. Ich erinnere mich

sehr gut daran, wie viele Pilger-

züge es von München aus nach

Budapest gegeben hat, um Or-

ban zu unterstützen. Ich hoffe,

das ist bei der Union ein für alle

Mal vorbei.

Reden wir auch über die Praxis

des Bundeskanzlers! Er hat

schon als Finanzminister zusam-

men mit dem französischen Fi-

nanzminister Bruno Le Maire für

globale Mindeststeuern bei Un-

ternehmen ge-

kämpft. Dafür hat

es dann eine

Mehrheit gegeben,

und jetzt haben

wir das – auch

wieder gegen die

Blockade Ungarns

– innerhalb der

Europäischen Uni-

on erreicht. Das ist

ein großer Erfolg

in der Europapolitik für diese

Bundesregierung und für diesen

Bundeskanzler.

Kollege Merz, es ist ja leicht,

zu behaupten, man wisse, wie in

anderen Ländern zurzeit über

die Bundesregierung bzw. über

angebliche Unzuverlässigkeiten

geredet wird. Ich habe in diesem

Haus als Einziger das Privileg,

sowohl in der Zukunftskonfe-

renz Europas mit Parlamentarie-

rinnen und Parlamentariern der

EU als auch in der Parlamentari-

schen Versammlung des Europa-

rats – dort sind 46 Staaten ver-

treten – zu wirken. Ich weiß sehr

wohl, wie Parlamentarierinnen

und Parlamentarier in den Mit-

gliedsländern über uns denken,

was sie von Deutschland halten

und erwarten. Das, was Sie ge-

sagt haben, ist pauschal, ober-

flächlich und in der Konsequenz

auch falsch.

Bleiben wir genau bei diesem

Punkt. Wir haben in der Zu-

kunftskonferenz gesagt: Wir

müssen die Bürgerinnen und

Bürger stärker beteiligen. Ein

zentraler Punkt, um die Demo-

kratie zu entwickeln, ist das

Wahlalter, das heißt die Einbe-

ziehung jüngerer Menschen. In

Deutschland ist es gelungen, das

Wahlalter für die Bundestags-

wahl von 25 über 21 auf 18 Jah-

re zu senken. Die CDU/CSU ver-

weigert sich einer weiteren Ab-

senkung. Das heißt, sie gibt vie-

len Millionen jüngeren Men-

schen nicht die Chance auf poli-

tische Partizipation. Wir haben

in Europa die Forderung, dass ei-

ne weitere Absenkung realisiert

wird. Wir haben deshalb hier im

Bundestag dafürgestimmt, dass

an der nächsten Direktwahl des

Europäischen Parlaments im

Jahr 2024 auch 16-Jährige teil-

nehmen dürfen. Das haben wir

in der Zukunftskonferenz ge-

meinsam so gefordert und hier

im Bundestag beschlossen, und

die Union hat geschlossen gegen

diese Forderung gestimmt. Hier

kann man ganz genau sehen, in-

wieweit Europa von Ihnen getra-

gen und vorangebracht wird.

Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, es ist wichtig, an dieser Stel-

le deutlich zu machen: Wir ha-

ben in diesem Jahr, im Jahr der

größten Herausforderung

Europas seit 1945, bewiesen,

dass wir handlungsfähig sind.

Wir haben bewiesen, dass wir

dieses Europa zusammenhalten.

Deshalb war es in diesem Jahr so

entscheidend, eine Koalition aus

Freien Demokraten, Grünen und

Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten zu haben, und so

soll es auch bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN und der FDP)
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Aus Sicht von CDU/CSU-Fraktionschef Friedrich Merz versteckt sich Kanzler Scholz hinter der Nato, um keine
Schützen- und Kampfpanzer an die Ukraine zu liefern. © picture alliance / AA | Abdulhamid Hosbas

Wir müssen ge-
meinsam aufs

Schärfste zurück-
weisen, was Herr
Farle gerade
gesagt hat.



10 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 51-52 - 19. Dezember 2022

Bärbel Bas, Präsidentin des Deutschen Bundestags:

Der Weg zu echter
Gleichstellung ist noch weit

Bärbel Bas (*1968)
Wahlkreis Duisburg I

L
iebe Kolleginnen und Kolle-

gen, der 13. Dezember 1972

ist ein besonderes Datum in

unserer Geschichte. An diesem Tag

hat der Deutsche Bundestag zum

ersten Mal eine Frau zur Präsiden-

tin gewählt. Die Zeitung „Das Par-

lament“ titelte damals: „Der zwei-

te Mann im Staat – eine Frau!“

Nicht nur im geteilten Deutsch-

land war dies eine Premiere:

Annemarie Renger war weltweit

die erste Frau an der Spitze eines

frei gewählten Parlaments.

Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, die Wahlbeteiligung lag 1972

bei traumhaften 91,1 Prozent. Der

Frauenanteil im Parlament aller-

dings war so niedrig wie nie zuvor

und übrigens auch danach. Zu Be-

ginn der 7. Wahlperiode gehörten

nur 30 Frauen dem Bundestag an

– 5,8 Prozent der Abgeordneten.

In ihrer Antrittsrede sagte Anne-

marie Renger:

Die Wahl einer Frau … für die-

ses Amt hat verständlicherweise ei-

niges Aufsehen erregt. Das Erstma-

lige und mithin Ungewohnte gerät

in die Gefahr, zum Einmaligen

und Besonderen erhoben zu wer-

den.

In der Tat dauerte es 12 Jahre,

bis mit Rita Süssmuth wiederum

eine Frau an der Spitze des Bun-

destags war. Und nach Rita Süss-

muth dauerte es sogar 23 Jahre bis

zur dritten Bundestagspräsidentin.

Heute nehmen Frauen selbstver-

ständlich ihren Platz in Politik

und in der Gesellschaft ein. Das

verdanken wir auch der parlamen-

tarischen Pionierarbeit von Anne-

marie Renger. Sie

ebnete Frauen den

Weg in die Politik

und in der Politik.

Annemarie Renger

nutzte ihre Stellung

als Bundestagspräsi-

dentin, um, wie sie

selbst sagte, „der Sa-

che der Frauen zu

dienen“. Sie wusste:

Politisches Engage-

ment und Familienleben lassen

sich nur vereinbaren, wenn die

Rahmenbedingungen passen. Das

gilt noch heute, und nicht nur im

Parlament. Für Annemarie Renger

gehörte dazu, den Frauen der

Bundestagsverwaltung die Verein-

barkeit von Familie und Beruf zu

ermöglichen. Die Eröffnung der

Bundestagskita im Jahr 1970 geht

auch auf ihre Initiative zurück.

Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, der Frauenanteil ist mit

knapp 35 Prozent auch im aktuel-

len 20. Bundestag zu niedrig.

Frauen sind in Führungspositio-

nen unterrepräsentiert. Sie verdie-

nen oft weniger. Sie leisten mehr-

heitlich die Carearbeit, mit allen

Folgen. Der Weg zu echter Gleich-

stellung ist noch weit. Annemarie

Renger kann uns aber mit ihrer

Beharrlichkeit Vorbild sein.

Liebe Kollegin-

nen und Kollegen,

Annemarie Renger

wurde 1919 gebo-

ren – im Jahr der

Einführung des

Frauenwahlrechts.

Ihr sozialdemokra-

tisches Elternhaus

stand in Oppositi-

on zum National-

sozialismus. Nach

dem Zweiten Weltkrieg wurde

Kurt Schumacher ihr politischer

Mentor und Vertrauter. 37 Jahre

gehörte sie dem Deutschen Bun-

destag ununterbrochen an. Sie war

die erste Parlamentarische Ge-

schäftsführerin der SPD-Fraktion,

vier Jahre Bundestagspräsidentin

und 14 Jahre Vizepräsidentin.

Ihr half dabei, dass sie „eine ge-

hörige Portion Selbstbewusstsein“

besaß, wie sie sagte. Als Abgeord-

nete behielt sie immer ihren eige-

nen Kopf – nicht immer zur Freu-

de ihrer Fraktion. Den Deutschen

Bundestag führte sie souverän mit

natürlicher Autorität und mit

Charme.

Annemarie Renger hat nicht nur

bewiesen, dass Frauen es können

– sie prägte die damalige Politik

in vielen Fragen: Sie führte Bürger-

gespräche im ganzen Land, sie

trieb die Parlamentsreform voran,

sie etablierte den Wissenschaftli-

chen Dienst des Deutschen Bun-

destages, sie stärkte das Petitions-

wesen und intensivierte die Arbeit

der Enquete-Kommissionen.

Ihre Herzensangelegenheit war

die Aussöhnung mit Polen und Is-

rael; 14 Jahre lang leitete sie die

Deutsch-Israelische Parlamenta-

riergruppe. Der glücklichste Au-

genblick ihres politischen Lebens

war für sie aber der 9. November

1989. Als sich die Nachricht vom

Fall der Mauer verbreitete, leitete

sie gerade als Vizepräsidentin die

Beratungen im Bundestag in

Bonn.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
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Patricia Lips, CDU:

Europa steht mehr denn
je an einem Scheideweg

Patricia Lips (*1963)
Landesliste Hessen

D
ie Welt sortiert sich neu

– wir haben es heute

mehrfach gehört -, aber

nicht erst seit heute, nur mit einer

sichtbar neuen Dynamik. Die Ent-

wicklung liegt schonungslos offen.

Wir sind das größte Land in der

Europäischen Union. Auch des-

halb richten sich viele Augen nach

Deutschland, in Zeiten wie diesen

umso mehr. Europa braucht ein

starkes Deutschland. Aber um das

zu sein, brauchen wir ein starkes,

funktionierendes Europa. Deshalb

bleibt die Frage wichtig: Wie wird

unser Land aktuell innerhalb der

europäischen Familie wahrge-

nommen? Sind wir als starker, ver-

lässlicher, berechenbarer Partner

in der Manege? Wir

haben da so unsere

Zweifel. Was noch

wichtiger ist: Was ist

eigentlich die Vor-

stellung der Bundes-

regierung von

Europa? Was ist der

Kompass über den

Tag hinaus, der sie

leitet?

Manches wurde

am heutigen Tag bereits genannt.

Aber wenn wir es mit der Zeiten-

wende ernst meinen, dann müs-

sen weitere Taten folgen. Europa

steht mehr denn je an einem

Scheideweg. Lassen Sie es uns des-

halb auch mit einem Belastungs-

moratorium ernst meinen – ein

Begriff, der heute noch gar nicht

gefallen ist -, wenigstens mit ei-

nem Regulierungs- oder Bürokra-

tiestopp, wenn schon der Abbau

nicht hinreichend gelingt. Das gilt

für Maßnahmen im eigenen Land,

aber aktuell umso

mehr für Maßnah-

men auf europäi-

scher Ebene. Wir

tun an dieser Stelle

oft so, als sei in

diesem Jahr gar

nichts geschehen.

Setzen Sie sich da-

für ein! Erfüllen

Sie Ihren eigenen

Anspruch an die

Zeitenwende, auch an dieser Stel-

le!

Kolleginnen und Kollegen,

nicht nur Deutschland, auch

Europa lebt vor allem von der Ak-

zeptanz und dem Vertrauen der

Bürgerinnen und Bürger sowie der

Planungssicherheit für unsere Be-

triebe. Unser Ziel muss zwingend

bleiben, die Wettbewerbsfähigkeit

Europas zu stärken. Das allein si-

chert unseren Wohlstand. Die Zeit

allein wohlfeiler Worte jedenfalls

ist vorbei.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Unser Ziel muss
zwingend
bleiben, die

Wettbewerbs-
fähigkeit Eu-

ropas zu stärken.

Olaf Scholz bei seiner Regierungserkärung. © picture alliance / Geisler-Fotopress

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprach zudem
der Abgeordnete Timo Gremmels
(SPD).

Bundestag würdigt Annemarie Renger und Wolfgang Schäuble / 76. Sitzung des 20. Deutschen Bundestages
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gen, Annemarie Renger war als
Bundestagspräsidentin auch des-
halb so erfolgreich, weil sie einen
feinen Humor besaß. In ihrer An-
trittsrede würdigte sie die jungen
Abgeordneten mit folgenden
Worten – ich zitiere -:
In unserer Mitte begrüße ich

die neuen Mitglieder dieses Hau-
ses, die mit ihrer großen Anzahl
jüngerer Abgeordneter zum ers-
ten Mal das
Durchschnittsalter
des Bundestages
unter die 50-Jah-
res-Grenze ge-
drückt haben.
Und damit be-

grüßte Annemarie
Renger auch Sie,
lieber Herr Kolle-
ge Schäuble. Sie
waren gerade 30
Jahre alt, ein promovierter Jurist
und Finanzbeamter. Wenn ich
auf Ihr Lebenswerk blicke, kann
ich eines kaum glauben: Nach ei-
gener Auskunft waren Sie eigent-
lich ein Verlegenheitskandidat
der CDU in Ihrem Wahlkreis. Seit
einem halben Jahrhundert gehö-
ren Sie nun ununterbrochen dem
Deutschen Bundestag an. Das ist
einmalig in der gesamten Ge-
schichte des deutschen Parlamen-
tarismus. Das ist eine Ära. Sie ha-
ben sogar August Bebel übertrof-
fen, der „nur“ 44 Jahre Reichs-
tagsabgeordneter war. Lieber Herr
Schäuble, Ihre Wählerinnen und
Wähler haben Sie 14-mal in Fol-
ge mit einem Direktmandat be-
traut und Ihnen damit ihr Ver-
trauen geschenkt – das wichtigste
Kapital in einer parlamentari-
schen Demokratie. Sie haben die
Geschicke unseres Landes in den
vergangenen Jahrzehnten wie nur
wenige geprägt. Als Kanzleramts-
minister haben Sie maßgeblich
die deutsch-deutschen Beziehun-
gen gestaltet. Als Innenminister
unter Helmut Kohl haben Sie den
Einigungsvertrag entworfen und
den Wiedervereinigungsprozess
entscheidend mitgelenkt. Sie sind
zum Architekten der deutschen
Einheit geworden.
Als Innenminister unter Angela

Merkel haben Sie zum Beispiel
die Islam-Konferenz ins Leben ge-
rufen – einen Meilenstein in der
Integrationspolitik. Als Finanzmi-
nister haben Sie Deutschland und
Europa durch die Finanz- und
Eurokrise navigiert. Christine La-
garde nannte Sie einmal einen
„Felsen“, einen „Giganten“. Als
Bundestagspräsident haben Sie
beispielsweise die Deutsch-Fran-
zösische Parlamentarische Ver-
sammlung etabliert und mit dem
Bürgerrat ein neues Instrument
zur Belebung unserer Demokratie
auf den Weg gebracht.
Für mich sind Sie ganz beson-

ders ein großer Europäer, der sich
mit Leidenschaft und aus tiefster
Überzeugung für die Einheit

Europas einsetzt. Dieses Engage-
ment wurde übrigens auch im
Jahr 2012 mit dem Karlspreis ge-
würdigt. Angela Merkel hat Ihre
politischen Verdienste einmal so
zusammengefasst: „Wolfgang
Schäuble ist ein Glücksfall für die
deutsche und europäische Poli-
tik.“
Wie Annemarie Renger haben

Sie sich immer mit unglaublicher
Disziplin und gro-
ßem Pflicht- und
Verantwortungsbe-
wusstsein in den
Dienst unseres Staa-
tes gestellt – und
mit Freude an der
Politik. In einer
Festschrift wurden
Sie einmal als „fröh-
licher Sisyphos“ be-
titelt. Ich denke, mit

dieser Beschreibung können Sie
ganz gut leben.
Lieber Herr Schäuble, nicht oh-

ne Grund gelten Sie als ein Mann
der Exekutive. Ihre Gestaltungs-
kraft und Ihr Gestaltungsdrang
sind berühmt. Ich habe jetzt eini-
ge Wegmarken Ihres Wirkens er-
wähnt. Zugleich sind Sie aber bis
heute Parlamentarier aus Leiden-
schaft. Sie kennen den Bundestag
aus verschiedenen Perspektiven:
als einfacher Abgeordneter, Parla-
mentarischer Geschäftsführer,
Fraktionschef, Oppositionsführer,
Alterspräsident und Bundestags-
präsident. In jeder dieser Positio-
nen waren Sie ein großer Verfech-

ter des demokratischen Streits im
Respekt vor dem Gegenüber.
Als Fraktionsvorsitzender waren

Sie ein gefürchteter Debattenred-
ner. Ihr Wort hat Gewicht und
Überzeugungskraft. Ihre mitrei-
ßende Rede in der Berlin-Bonn-
Debatte am 20. Juni 1991 ist da-
für ein starkes Beispiel. Ihre Ple-
narrede war eine der entscheiden-
den Reden, die am Ende zum Be-
schluss für Berlin als Parlaments-
und Regierungssitz führte und Ih-
nen ganz nebenbei auch die Eh-
renbürgerschaft der Hauptstadt
einbrachte.
„Streit ist das Salz der Demo-

kratie“ – das war immer Ihre De-
vise. Zum konstruktiven Streit ha-
ben Sie uns Abgeordnete als Par-
lamentspräsident immer ermun-
tert, auch in herausfordernden
Zeiten. Sie haben das Parlament
immer angehalten, gegensätzliche
Standpunkte auch auszuhalten.
Den politischen Streit haben Sie
nie als Selbstzweck verstanden,
sondern als ein Instrument, um
widerstreitende Interessen in Re-
de und Gegenrede zu artikulieren
und bei drängenden Zukunftsfra-
gen auch wirklich voranzukom-
men. Über den Bundestag haben
Sie gesagt – ich zitiere -:

Hier ist der Ort, an dem wir
streiten dürfen. An dem wir strei-
ten sollen. Fair und nach Regeln.
Leidenschaftlich, aber auch mit
der Gelassenheit, die einer erreg-
ten Öffentlichkeit Beispiel geben
kann.
Lieber Herr Schäuble, auch

nach 50 Jahren dienen Sie dem
Parlament mit Ihrer unvergleich-
lichen Erfahrung, mit Ihrer Weit-
sicht und Ihrem intellektuellen
Scharfsinn. Wir sind jetzt ge-
spannt auf Ihre Ausführungen.
– Herr Schäuble, Sie haben das
Wort.
(Beifall)

Dr.Wolfgang Schäuble, CDU:

Die Lehre von Trial and Error:
Krisen sind immer auch Chancen

Wolfgang Schäuble (*1942)
Wahlkreis Offenburg

Ich bedanke mich sehr für Ihre
mich sehr ehrende Würdigung
und auch für Ihr Angebot, hier

einige Worte sagen zu dürfen.
Annemarie Renger war eine all-

seits respektierte Bundestagspräsi-
dentin. Sie haben sie zu Recht
eben gewürdigt. Annemarie Ren-
ger achtete streng auf die Würde
des Hauses – so wie man sie da-
mals verstand. Als einmal ein so-

zialdemokratischer Kollege ohne
Krawatte im Plenum saß, da ließ
sie ihm durch einen Parlamentsas-
sistenten unauffällig einen Binder
bringen, und er hat ihn auch wi-
derspruchslos angelegt.
Ich kann mich nicht erinnern,

dass die Tatsache,
dass eine Frau das
Amt innehatte, mir
besonders bemer-
kenswert erschie-
nen wäre. Vielleicht
war manches vor
50 Jahren doch
schon selbstver-
ständlicher, als
heute viele glau-
ben. Gewöhnungs-
bedürftig für uns in der Union war
allerdings, dass erstmals eine Sozi-
aldemokratin das Amt ausübte.
Aber das ist ja heute auch keine
Besonderheit mehr.
Übrigens hatte 1972 der erste

Bericht des Club of Rome zu den
Grenzen des Wachstums schon die

Gefahren von exponentiell wach-
sendem Ressourcenverbrauch und
Umweltbelastung aufgezeigt. Er
hat viel Aufmerksamkeit erfahren
– auch bei mir. Aber er hat leider
zu wenig praktische Schlussfolge-
rungen gefunden. Auch deswegen

verstehe ich, warum
die junge Generati-
on heute so drängt,
und ich sehe die
Herausforderung
für die parlamenta-
rische Demokratie,
zu erklären, warum
in der freiheitlichen
Gesellschaft Prozes-
se oft langsam ver-
laufen.

1973 folgte übrigens schon die
erste Energiekrise. Damals wurde
die OPEC von den arabischen
Staaten dominiert, und sie woll-
ten mit einer Verknappung der Öl-
förderung den Westen zu einer
weniger israelfreundlichen Politik
zwingen. Wir hatten in der Ad-

ventszeit 1973 Fahrverbote. Wir
sind auf der Autobahn Fahrrad ge-
fahren und spazieren gegangen.
Der Einspareffekt beim Ölver-
brauch war übrigens auch damals
gering.
Meine Partei hatte im Wahl-

kampf 1972 – Sie haben eben
noch die Wahlbeteiligung zu
Recht erwähnt – vor allem die an-
steigende Inflation mit ihren Ge-
fahren für Wachstum und Beschäf-
tigung thematisiert. Und irgend-
wie hatten wir im Beifall unserer
Anhänger im Wahlkampf gar
nicht richtig mitbekommen, dass
manche Reformen der soziallibe-
ralen Koalition 1969 bis 1972 in
einer Gesellschaft, die sich in der
Nachkriegszeit zunächst vor allem
auf das Wirtschaftswunder kon-
zentriert hatte, nun Zustimmung
fanden. Vor allem hatten wir nicht
verstanden, dass die Fortschrei-
bung der Westintegration mit der
neuen Ost- und Deutschlandpoli-
tik der begrenzten Zusammenar-
beit unter der Überschrift „Wandel
durch Annäherung“ nicht nur mit
dem Friedensnobelpreis für Willy
Brandt, sondern auch mit wach-
sender Zustimmung in der öffent-
lichen Meinung honoriert wurde.
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Fortsetzung auf nächster Seite

Herr Schäuble,
Sie sind

zum Architekten
der deutschen

Einheit
geworden.

Vielleicht war
manches vor 50
Jahren doch

schon selbstver-
ständlicher, als
viele glauben.

Christoph Bouet schuf das Portrait von Wolfgang Schäuble. Es reiht sich im Paul-Löbe-Haus in die Galerie frühe-
rer Bundestagspräsidentinnen und -präsidenten ein. © picture alliance / epd-bild | Rolf Zoellner
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Man sieht: Auch wenn heute alles
ganz anders zu sein scheint als vor
50 Jahren, so ist doch nicht alles
ganz neu. Nach meinen Erfahrun-
gen bin ich mir übrigens auch
nicht so sicher, ob aus anfangs
idealistischem Protest, wenn er
anfängt, zu strafbaren Mitteln zu
greifen, nicht auch schlimme Ent-
scheidungen und Entwicklungen
entstehen können. Deswegen ist
es gut, wenn unsere zuständigen
Behörden auch hier den Anfängen
wehren.
Auch wenn sich die Geschichte

nicht wiederholt, lassen sich aus
der distanzierten Betrachtung von
Entwicklungen Entscheidungshil-
fen für Gegenwart und Zukunft
gewinnen. Die Bereitschaft zur Zu-
sammenarbeit und Partnerschaft
darf nicht zum Verzicht auf Vertei-
digungs- und Abschreckungsfähig-
keit führen. Das haben wir nach
Putins Überfall auf die Ukraine
wieder lernen müssen. Es stand so
schon im Harmel-Bericht der
NATO von 1967.
Wir hatten dann die gesell-

schaftliche Debatte Ende der 70er-
, Anfang der 80er-Jahre, nachdem
Helmut Schmidt 1979 in der
NATO den sogenannten Doppel-
beschluss durchgesetzt hatte. Der
wollte eine Lücke in der Glaub-
würdigkeit der Abschreckung
schließen, weil die Sowjetunion
mit Raketen mittlerer Reichweite,
die nur Europa, aber nicht Ameri-
ka erreichen konnten, ein Bedro-
hungspotenzial geschaffen hatte,
von dem Helmut Schmidt und
dann auch die NATO überzeugt
waren, dass es entweder beseitigt
werden oder durch eine entspre-
chende Aufstellung von Waffen-
system mit mittlerer Reichweite in
Europa ausgeglichen werden müs-
se. An diesem Doppelbeschluss

hat Helmut Schmidt die Unter-
stützung seiner Partei verloren.
Der Widerstand richtete sich be-
merkenswerterweise nicht gegen
die auf uns gerichteten sowjeti-
schen Raketen, sondern gegen die
zu unserem Schutz notfalls zu
treffenden Maßnahmen.
Meines Erachtens gehört zu den

großen Leistungen von Bundes-
kanzler Kohl nach
dem Regierungs-
wechsel 1982, dass
er diesen NATO-
Doppelbeschluss
gegen heftigen öf-
fentlichen Wider-
stand vollzogen
hat. Vielleicht wäre
die Geschichte mit
Michail Gorba-
tschow ohne diese
Entscheidung anders verlaufen. Je-
denfalls hat uns Putin jetzt ge-
zeigt, dass wir auch im 21. Jahr-
hundert den Frieden nur sichern
können, wenn wir auch in der La-
ge sind, uns gegebenenfalls zu ver-
teidigen. „Wir hätten es wissen
können. Wir wollten es nicht se-
hen“, sagte die frühere Verteidi-
gungsministerin Annegret Kramp-
Karrenbauer.
Dass es Bedrohungen durch ter-

roristische, asymmetrische Kriegs-
führung auch nichtstaatlicher Ak-
teure gibt, haben wir am 11. Sep-
tember 2001 mit den Anschlägen
auf das World Trade Center erfah-
ren. Die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland wurde da-
nach, um Peter Struck zu zitieren,
„am Hindukusch verteidigt“. Wir
haben bis heute keine gute Ant-
wort gefunden, wie wir auf solche
Bedrohungen reagieren sollen – in
Afghanistan nicht und jetzt in Ma-
li auch wieder nicht.
Den Sieg der freiheitlich-rechts-

staatlichen Demokratie, den
Francis Fukuyama nach 1990 in
seinem Buch „Das Ende der Ge-
schichte“ verkündete, hat Samuel
Huntington schon in seinem Werk
„Clash of Civilizations“ 1996 hin-
terfragt. Und noch immer suchen
wir nach dem richtigen Maß zwi-
schen dem Respekt vor unter-
schiedlichen Kulturen, Traditio-

nen und Wertvor-
stellungen einerseits
und unserer univer-
salen Verantwor-
tung für Menschen-
rechte andererseits.
Jedenfalls haben
wir im Vergleich zu
1972, als für uns in
Europa die Polarität
des Ost-West-Kon-
fliktes alles andere

zu überlagern schien, die größere
Vielfalt und zugleich die größere
Vernetzung globaler Strukturen
lernen müssen.
Wir sehen im Übrigen, dass wir

uns in Deutschland und in
Europa sehr anstrengen müssen,
wenn wir unseren eigenen An-
sprüchen im globalen Ranking
auch nur einigermaßen gerecht
werden wollen. Vielleicht müssen
wir Deutsche auch aufpassen, dass
wir nicht als Besserwisser, die ih-
ren eigenen Ansprüchen selbst
nicht gerecht werden, internatio-
nal zu viel Sympathie verlieren.
Dafür könnte übrigens auch unser
doch eher unbefriedigender Auf-
tritt bei der Fußballweltmeister-
schaft in Katar manchen Beleg lie-
fern.
Verändert hat sich jedenfalls die

öffentliche Kommunikation, die
sich aus den Print- und den elek-
tronischen Medien viel stärker in
soziale Netzwerke verlagert hat,
mit all den Gefahren für die Stabi-

lität unserer freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung, die wir
fast überall in der Welt, wo es sol-
che Demokratien überhaupt gibt,
beobachten müssen. Das Vertrau-
en in die Fähigkeit von Politik,
Probleme zu lösen, sozialen Zu-
sammenhalt zu gewähren, einen
verlässlichen und ausgewogenen
Rahmen für Freiheit und Sicher-
heit zu gewährleisten – das nimmt
offenbar ab, je mehr wir uns be-
mühen, jedes einzelne Problem
noch besser, noch perfekter zu lö-
sen. Ich weiß nicht, wie viele Ent-
bürokratisierungskommissionen
und -initiativen wir in diesen 50
Jahren hatten. Besser geworden ist
jedenfalls nichts.
Föderalismuskommissionen

hatten wir zwei ganz groß ange-
legte, zwischen Bundestag und
Bundesrat und Bundesregierung.
Aber niemand behauptet ernst-
haft, dass die föderale Ordnung
unseres Landes, die ja im Grunde
weitgehend unbestritten ist mit
Bund, Ländern und kommunaler
Selbstverwaltung, derzeit in guter
Verfassung sei.
Ich will mich mit ungebetenen

Ratschlägen wirklich zurückhal-
ten; das habe ich mir, in meiner
Alters- und Mandatszeit und in
meiner Sonderrolle begründet,
vorgenommen. Deshalb will ich
Ihr freundliches Angebot, Frau
Präsidentin, heute einige Worte zu
der Entwicklung in diesen 50 Jah-
ren zu sagen, nicht missbrauchen.
Aber vielleicht ein Gedanke: Wie
wäre es, wenn wir eine breite öf-
fentliche Debatte anstoßen wür-
den, wie wir unseren durch per-
fektionistische Überregulierung,
ähnlich dem gefesselten Riesen
Gulliver, in zu vielem fast schon
handlungsunfähig gewordenen
Staat durch eine grundlegende

Neuordnung der Aufgaben, auch
zwischen Staat und Gesellschaft,
und die Neuordnung der Zustän-
digkeiten einschließlich der Zu-
ordnung von selbst zu bestim-
menden Einnahmen von Bund,
Ländern und Kommunen wieder
effizienter machen könnten?
Die Nationale Akademie der

Wissenschaften Leopoldina und
die Berlin-Brandenburgische Aka-
demie der Wissenschaften haben
vor Kurzem einen interessanten
Anstoß gegeben; den könnten wir
aufgreifen. Und dann könnten wir
auf diesem Weg einer wieder als
handlungsfähig wahrgenomme-
nen Politik auch das Verständnis
der Bürger fördern, dass Demokra-
tie eben – wie kürzlich ein Autor
geschrieben hat – eine Zumutung
ist und nicht ein Supermarkt für
Schnäppchenjäger, dass es neben
Rechten auch Pflichten gibt und
dass jeder nach seiner ganz eige-
nen unterschiedlichen Entschei-
dung auch seinen Beitrag für an-
dere und damit für das Gemein-
wohl leisten kann, leisten muss.
Wir sollten auch gerade in dem

jetzt so oft beschriebenen Wettbe-
werb der Systeme bedenken, dass
bei all unseren Schwächen die
Grundwerte unserer freiheitlichen
rechtsstaatlichen Ordnung sich
fast überall da auf der Welt, wo
diese Werte nicht verwirklicht
sind, so großer Anziehungskraft
erfreuen, dass die Unterdrückten
sich danach sehnen und ihr Leben
riskieren, um es sich vielleicht zu
erkämpfen, und dass die Diktato-
ren genau diese Anziehungskraft
fürchten. Also tragen wir Verant-
wortung, zu zeigen, dass diese
Werte auch funktionieren, dass
das besser geht.
Und obwohl wir uns, solange es

uns gut zu gehen scheint, damit
schwertun, für notwendige Ände-
rungen ohne zu viel Perfektionis-
mus politische Mehrheiten zu fin-
den, bleibe ich auch in der gegen-
wärtigen Krise zuversichtlich.
Denn je mehr wir begreifen, dass
wir nicht einfach so weitermachen
dürfen, umso eher wächst die
Chance, für notwendige Änderun-
gen stabile Mehrheiten zustande
zu bringen. Das ist ja die Lehre
von Karl Poppers „offener Gesell-
schaft“, die im Prozess von Trial
and Error noch immer wieder den
Weg zu neuen Lösungen findet;
deshalb sind Krisen immer auch
Chancen.
Und so, liebe Kolleginnen und

Kollegen, meine Damen und Her-
ren, haben wir Grund zur Zuver-
sicht. Und das gilt heute genauso
wie vor 50 Jahren.
Ich danke Ihnen.

(Langanhaltender Beifall – Die

Anwesenden erheben sich – Abg.

Friedrich Merz (CDU/CSU) überreicht

Abg. Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/

CSU) einen Blumenstrauß – Abge-

ordnete aller Fraktionen gratulieren)Die Abgeordneten würdigen Wolfgang Schäuble für seine 50-jährige Mitgliedschaft im Deutschen Bundestag. © picture alliance/dpa | Kay Nietfeld

Wir haben Grund
zur Zuversicht.

Und das
gilt heute

genauso wie vor
50 Jahren.
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Thema im Bundestag
Letzte Woche hat der Bundestag über 
einen Gesetz-Vorschlag gesprochen.

Dabei geht es um Lebens-Mittel, die 
von Nutz-Tieren kommen.

Also zum Beispiel von Kühen, 
Schweinen oder Hühnern.

Auf diesen Lebens-Mitteln sollen in 
Zukunft bestimmte Infos stehen.

Und zwar Infos darüber, wie die Nutz-
Tiere gehalten wurden.

Im folgenden Text gibt es mehr Infos 
dazu.

Folgende Fragen werden zum 
Beispiel beantwortet:

• �Welche Infos genau sollen auf den 
Lebens-Mitteln stehen?

• �Warum sollen diese Infos auf den 
Lebens-Mitteln stehen?

• �Welche Meinungen gibt es zu dem 
Gesetz-Vorschlag?

Haltung von Nutz-Tieren
Viele Lebens-Mittel, die wir kaufen, 
stammen von Nutz-Tieren.

Zum Beispiel:

• Fleisch von Schweinen 
• Milch von Kühen 
• Eier von Hühnern

Die Tiere werden auf Bauern-Höfen 
oder in großen Zucht-Betrieben 
gehalten.

Schon seit vielen Jahren wird dabei 
immer wieder eine Frage gestellt:

Wie gut geht es den Tieren in diesen 
Betrieben? 
Wie gut werden sie gehalten?

Das heißt also zum Beispiel:

• Welches Futter bekommen sie? 
• Wie viel Platz haben sie im Stall? 
• Wie ist der Stall ausgestattet? 
• �Haben die Tiere auch Auslauf?

Gesetze für die Haltung von 
Nutz-Tieren
In Deutschland gibt es Gesetze zur 
Haltung von Nutz-Tieren.

Darin steht, wie man Nutz-Tiere 
halten, füttern und pflegen muss.

Wichtig dabei ist:

Im Gesetz steht nur, wie man die 
Tiere mindestens halten muss.



Infos über Haltung von Nutz-Tieren  •  Ein neues Gesetz soll sie zur Pflicht machen

Das heißt:

Ein Tier-Halter darf diese Regeln nicht 
unterschreiten.

Er darf den Tieren also zum Beispiel 
nicht weniger Platz geben. 
Oder weniger Futter.

Aber: Jeder Tier-Halter kann natürlich 
mehr machen, als im Gesetz steht.

Er kann jedem Tier zum Beispiel 
mehr Platz geben. 
Oder besseres Futter.

Infos über Haltungs-Art
Für Nutz-Tiere gibt es also 
verschiedene Haltungs-Arten.

Und manche Haltungs-Arten sind für 
die Tiere besser als andere.

Wenn man im Laden Lebens-Mittel 
kauft, hat man folgende Info aber 
meist nicht:

Wie wurde das Tier gehalten, von dem 
ein bestimmtes Lebens-Mittel stammt?

Viele Menschen wollen das aber 
gerne wissen.

Denn: Es ist ihnen wichtig, wie es den 
Tieren geht. 
Sie wollen, dass es den Tieren gut geht.

Schon lange gibt es deswegen die 
Forderung:

Wenn man ein Lebens-Mittel kauft, 
muss man mit einem Blick sehen, wie 
das Tier gehalten wurde.

Die Info über die Haltungs-Art soll 
auf der Verpackung vom Lebens-
Mittel stehen.

Pflicht für einen Info-Kasten
Seit dem Jahr 2019 stehen diese Infos 
schon auf vielen Lebens-Mitteln.

Viele Hersteller und Verkäufer 
von tierischen Lebens-Mitteln 
drucken einen Info-Kasten auf ihre 
Verpackungen.

Andere machen das aber nicht.

Denn dieser Info-Kasten ist freiwillig.

Außerdem können die Hersteller und 
Verkäufer selbst die Regeln für diesen 
Info-Kasten festlegen.

Viele Menschen sind deswegen mit 
diesem Info-Kasten unzufrieden.

Sie sagen:

Nicht die Hersteller und Verkäufer 
müssen festlegen, welche Infos auf 
die Verpackung kommen. 
Das muss der Staat machen.

Und die Hersteller und Verkäufer 
müssen die Pflicht haben, die Infos 
auf ihre Verpackungen zu schreiben.

Nur dann bringt so ein Info-Kasten 
wirklich etwas.

Deswegen hat die Bundes-Regierung 
dazu einen Gesetz-Vorschlag gemacht.

Und über den hat der Bundestag 
letzte Woche gesprochen.

Was steht im Gesetz-Vorschlag?
Im Gesetz-Vorschlag geht es also um 
Folgendes:

Hersteller und Verkäufer von 
tierischen Lebens-Mitteln müssen 
einen Info-Kasten auf ihre 
Verpackungen drucken.

In dem Kasten stehen Infos über die 
Haltungs-Art der Nutz-Tiere.

Im Kasten steht dann eine Liste mit 5 
verschiedenen Haltungs-Arten.

Und zwar:

• Stall 
• Stall+Platz 
• Frischluftstall 
• Auslauf/Freiland 
• Bio

Eine dieser Haltungs-Arten ist dann 
markiert. 
Nach dieser Haltungs-Art wurde das 
Tier gehalten.

Im folgenden Abschnitt werden die 5 
Haltungs-Arten kurz beschrieben.

Haltungs-Art 1: Stall

Wenn im Info-Kasten der Begriff 
„Stall“ markiert ist, bedeutet das:

Das Tier wurde nach den Regeln 
gehalten, die das Gesetz mindestens 
vorschreibt.

Das heißt also: Schlechter darf man ein 
Tier in Deutschland gar nicht halten.



Haltungs-Art 2: Stall+Platz

Wenn im Info-Kasten der Begriff 
„Stall+Platz“ markiert ist, bedeutet 
das:

Das Tier wurde nach den Regeln 
gehalten, die das Gesetz mindestens 
vorschreibt.

Außerdem hat es noch etwas mehr 
Platz in seinem Stall gehabt.

Haltungs-Art 3: Frischluftstall

Wenn im Info-Kasten der Begriff 
„Frischluftstall“ markiert ist, 
bedeutet das:

Das Tier war in einem Stall mit 
Zugang nach außen. 
Zum Beispiel ist beim Stall eine Wand 
offen.

Das Tier hatte also Zugang zur 
frischen Luft. 
Darum der Name: Frisch-Luft-Stall.

So konnte das Tier die Umwelt 
wahrnehmen. 
Zum Beispiel Sonne, Wind oder Regen.

Haltungs-Art 4: Auslauf/Freiland

Wenn im Info-Kasten der Begriff 
„Auslauf/Freiland“ markiert ist, 
bedeutet das:

Das Tier wurde mindestens 8 Stunden 
am Tag im Freien gehalten.

Also nicht in einem Stall.

Haltungs-Art 5: Bio

Wenn im Info-Kasten der Begriff 
„Bio“ markiert ist, bedeutet das:

Das Tier hat noch mehr Platz und 
noch mehr Auslauf als bei den 
anderen Haltungs-Arten.

Weitere Inhalte aus dem Ge-
setz-Vorschlag
Im Gesetz-Vorschlag stehen noch 
weitere Dinge.

Hier die Wichtigsten davon:

Erst mal nur Schweine

Das neue Gesetz soll im nächsten 
Jahr starten.

Dann soll es erst einmal nur für 
frisches Schweine-Fleisch gelten, das 
man im Laden kaufen kann.

Im Gesetz steht aber:

Der Info-Kasten soll möglichst schnell 
auch für andere Tier-Arten und 
Lebens-Mittel kommen.

Und auch Restaurants und Gast-
Stätten sollen ihn nutzen müssen.

Haltung nur in bestimmtem Lebens-
Abschnitt

Die Haltungs-Art im Info-Kasten 
muss nicht für die gesamte Haltung 
eines Tiers gelten. 
Sondern nur für einen bestimmten 
Abschnitt davon.

Und zwar für die Zeit, in der das Tier 
gemästet wird. 
Also die Zeit, in der das Schwein für 
die Schlachtung angefüttert wird.

Den Rest seines Lebens kann das Tier 
auch in einer anderen Haltungs-Art 
gehalten werden.

Nur in Deutschland

Erst mal müssen die Infos zur 
Haltungs-Art nur auf Lebens-Mitteln 
aus Deutschland stehen.

Auf Lebens-Mittel aus dem Ausland 
können die Hersteller und Verkäufer 
die Infos freiwillig drucken.

Sie müssen aber nicht.

Meinungen zum Gesetz-
Vorschlag
Zum Gesetz-Vorschlag gibt es 
verschiedene Meinungen.

Hier ein paar Beispiele:

Bessere Infos sind gut

Eine Meinung ist:

Der neue Info-Kasten ist gut.

Kunden können dadurch leichter 
erkennen, wie ein Tier gehalten wurde.



Infos über Haltung von Nutz-Tieren  •  Ein neues Gesetz soll sie zur Pflicht machen

Dann können sie selbst entscheiden, 
welche Haltungs-Art sie mit ihrem 
Kauf unterstützen wollen.

Dann kaufen vielleicht mehr Menschen 
Lebens-Mittel aus besserer Haltung.

Und dann werden vermutlich auch 
mehr Nutz-Tiere nach besseren 
Haltungs-Arten gehalten.

Denn die Hersteller wollen ihre 
Lebens-Mittel ja verkaufen.

Tier-Haltung nicht gleich Tier-Wohl

Eine Kritik ist aber:

Die Infos über die Haltungs-Art sorgen 
erst mal nicht für mehr Tier-Wohl.

Denn:

Tier-Halter können ihre Tiere ja nach 
der schlechtesten Haltungs-Art halten.

Und Kunden können Lebens-Mittel der 
schlechtesten Haltungs-Art kaufen.

Dann gibt es nur wenige Tiere, die 
nach den besseren Haltungs-Arten 
gehalten werden.

Man kann also nicht sagen, ob 
die Infos das Tier-Wohl wirklich 
verbessern werden.

Kritiker sagen darum: Die Gesetze 
für die Tier-Haltung müssen strenger 
werden.

Nur so kann man auf jeden Fall für 
eine bessere Tier-Haltung sorgen.

Wie geht es jetzt weiter?
Letzte Woche hat der Bundestag 
zum ersten Mal über den Gesetz-
Vorschlag gesprochen.

Dann wurde der Vorschlag an eine 
Arbeits-Gruppe weitergegeben.

Die beschäftigt sich jetzt weiter mit 
dem Vorschlag.

Vielleicht macht sie auch noch mal 
Änderungs-Vorschläge.

Dann sprechen die Politiker vom 
Bundestag noch mal darüber.

Und dann müssen sie noch darüber 
abstimmen.

Wenn sie dem Gesetz-Vorschlag 
zustimmen, wird daraus ein Gesetz.

Dann kann der Info-Kasten für 
Haltungs-Arten nächstes Jahr 
kommen.

Kurz zusammengefasst
Der Bundestag hat letzte Woche über 
einen Gesetz-Vorschlag gesprochen.

Dabei geht es um Folgendes:

Auf tierischen Lebens-Mitteln sollen 
Infos über die Haltungs-Art stehen.

Der Käufer soll daran erkennen, auf 
welche Art das Nutz-Tier gehalten 
wurde.

Also wie viel Platz es zum Beispiel in 
seinem Stall hatte. 
Oder ob es auch Auslauf hatte.

Die Idee ist:

Mehr Menschen sollen Lebens-Mittel 
aus besserer Haltung kaufen. 
Dadurch soll es den Nutz-Tieren 
besser gehen.

Noch gilt das Gesetz nicht. 
Der Bundestag muss erst noch 
darüber abstimmen.

Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache
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